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Feiern, wie sie fallen?!?

Über das Verhältnis von Opponieren, Regieren und Protestieren
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Die heilige Dreifaltigkeit der Linken ist die Trinitt aus Protestieren, Opponieren, Mitregieren. Bei der Frage, in welcher Beziehung die drei stehen, gert die Gemeinde oft ins Stammeln und die politischen Theologen antworten mit drren Dogmen.


Unsere AutorInnen haben zunchst gefragt, wo er ist, der ominse Ort der Macht. Denn bevor man sich fragt, was man macht mit der Macht, muss man sich erst fragen, ob man sie hat, wenn man z.B. regiert. Steingrmur Sigfsson, islndischer Finanzminister auf dem Hhepunkt der Finanzkrise, sagt zwischen den Zeilen, wie stark Ratingagenturen Politik beeinflussen. Thomas Ebermann beschreibt, dass man die Macht auch schon verloren haben kann, bevor es sich in Wahlergebnissen ausdrckt und Serhat Karakayali bestimmt das Verhltnis von Affekt, Vernunft und politischer Klugheit, whrend Tobias Schulze vier klugen und vor allem erfolgreichen Wegen zur Abschaffung von Studiengebhren aus der Regierung, aus der Opposition und aus sozialen Bewegung heraus, folgt.


Das alles und noch viel mehr, haben wie immer die BrgerknigInnen aus der Redaktion in den Thesen zusammengebunden.


In der Rubrik Feminismen geht es umdie blinden Flecken des skandinavischen Modells im Umgang mit Sexarbeit und um reproduktive Rechte im Europaparlament, whrend die AutorInnen der Europaseiten ein Pldoyer fr den Sozialtourismus und gegen den Ausstieg aus dem Euro halten. In den Leckerbissen rezensiert Lena Kreck ein Comic ber die Festung Europa und Viviana Uriona erklrt, warum die Kritik an Markus Lanz zu kurz greift.


Fr das Cover danken wir dem Fotografen Mark Wagner und unserem Covermodel, der Journalistin und Behindertenbewegungsaktivistin, Rebecca Maskos.




Protest ist kein Taschenmesser

Thesen zur Dialektik von Renitenz und Regierung

Redaktion


Funktion von Linksparteien: Linksparteien haben eine zentrale Funktion fr zivilgesellschaftliche Prsenz und knnen im gnstigen Fall die Rolle eines historisch-politischen Gedchtnisses bernehmen. Vor allem aber  ganz unabhngig davon, was nun die historische Mission einer linken Partei sein soll  bestimmt sich die Funktion von Parteien ber ihre Rolle im politischen System und im brgerlichen Staat. Dies wirft fr Parteien links der Sozialdemokratie mit oppositionellem Charakter eine Reihe an Problemen auf. Denn sie sind keine sozialdemokratischen Parteien, die entweder regieren oder in der Opposition eine Regierung im Wartestand sind. Daraus resultiert eine gewisse Zwitterrolle von Parteien links der Sozialdemokratie: Einerseits knnen einer sozialdemokratischen Reformoption zur Mehrheit verhelfen und sind damit  unabhngig von ihrer Selbstbeschreibung als kommunistisch, sozialistisch, grn-links o.. und ihrer Folklore  bei Lichte betrachtet der linke Flgel der Sozialdemokratie (a). Andererseits knnen sie als Protestpartei gesellschaftlichen Unmut bndeln und wirkungsvoll artikulieren (b).
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	Das hingegen ist ein Taschenmesser. Es kann auf- und zugeklappt werden.
	Michael Pollak (CCBY2.0)


Kritik der politischen Theologie I: Nun ist es eine weitverbreitete Illusion zu glauben, die Partei knne alleine und souvern darber entscheiden, welche der Optionen zum Zuge kommt (etwa durch Parteitagsbeschlsse oder Auswahl des politischen Fhrungspersonals). Alle Erfahrungen zeigen, dass in dem Moment, wo sich eine Reformoption auftut, die im Selbstbild linkesten Landesverbnde zur Reformpartei werden. Dort wiederum, wo die Reformoption versperrt ist, werden die grten Anhnger der Reformoption (im Zweifel gegen ihre Selbstbeschreibung) als Protestoption gewhlt. Die Entscheidungsprozesse der Partei sind eingebettet: Man denke nur an die Rolle der ffentlichen und verffentlichen Meinung, die das, was entscheid- und artikulierbar wird, in der Regel vorstrukturiert. Protestbewegungen unterliegen Konjunkturen und Bewegungszyklen. Gegen einen politischen Voluntarismus, der glaubt diese lieen sich durch Parteifunktionre am Reibrett steuern, polemisierte Rosa Luxemburg bereits 1906: Der Massenstreik sei kein bloes technisches Kampfmittel [...], das nach Belieben und nach bestem Wissen und Gewissen beschlossen oder auch verboten werden knne, eine Art Taschenmesser, das man in der Tasche fr alle Flle zusammengeklappt bereithalten oder auch nach Beschlu aufklappen und gebrauchen kann.
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	Keine kommunizierenden Rhren, aber Rhren mit denen man kommunizieren kann.
	Gerd Zimny (CC BY-NC2.0)


Kritik der politischen Theologie II: Zudem ist es falsch sich das Verhltnis beider Optionen als Nullsummenspiel (etwa i.S. kommunizierender Rhren) vorzustellen: Je mehr Regierungsorientierung, desto weniger Protest und umgekehrt. Fraglos stehen beide Optionen in einem Spannungsverhltnis. In der Regel schlgt das Verdrngte jedoch immer wieder zurck. Im Rahmen von Protestbewegungen und Aktionen stellt sich irgendwann die Frage nach einer Vernderung der parlamentarischen Mehrheitsverhltnisse. Und umgekehrt kann eine von gesellschaftlichen Protestbewegungen komplett entfremdete Regierungspolitik zwar durchgefhrt werden, verliert aber oft ihren fortschrittlichen Charakter und ihre Durchsetzungsmacht in Koalitionen mit anderen Parteien. Innerparteilich heit das brigens: Durch politische Beschlsse wird man weder die Protest- noch die Regierungsfans dauerhaft los. Ja nachdem, wer die Gegner_in hier ist: Auf jeden Fall kommt sie wieder.
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	Diese Rhren kommunizieren ebenfalls nicht.
	unknownstuntman (CC BY-NC-SA2.0)


(Nicht-) Gegenwart des Reformismus: Die aktuelle Lage in der BRD ist dadurch gekennzeichnet, dass beide Optionen gleichermaen offen stehen wie schwach entwickelt sind. Stand in der Zeit nach 2005 vor allem die Protestoption (Emprung ber die Politik der Sozialdemokratie) im Mittelpunkt der politischen Funktion der Linkspartei, ist die Gemengelage zwischenzeitlich vielschichtiger geworden. In der Diskussion um eine linke Regierungsoption hat es die Partei erreicht, als handlungsfhig wahrgenommen zu werden. Das sollte nicht ber das gerne ausgeblendete grundstzliche Problem hinwegtuschen, dass linke Reformpolitik, die eine Alternative zum Neoliberalismus auf den Weg bringt, vom Nationalstaat aus im gegenwrtigen Kapitalismus kaum mglich ist und im brigen seit Jahren regelmig und grandios scheitert. Ein weiteres Beispiel dafr ist die aktuelle Politik der Regierung Hollande in Frankreich. Es ist eine offene Frage, wie damit umzugehen ist, dass linke Reformpolitik nicht nur auf Widerstnde von Lobby-Gruppen stoen wird, sondern auch vor dem Tribunal von Rating-Agenturen steht (siehe auch hier die Entwicklung in Frankreich), die allein schon mit der Androhung einer Abstufung der Bonittsbewertung fr die BRD jede linke Reformpolitik zu Fall bringen knnen  dann sorgen sich die SparerInnen um den Wert ihres Geldes und die ffentliche Kampagne luft an.


(Nicht-) Gegenwart des Protests: Die Protestoption ist in der BRD schwach entwickelt. Zwei Anknpfungspunkte der letzten Jahre sind trotzdem von hoher Bedeutung: Erstens entsteht um die Figur der Whistleblower eine kritische ffentlichkeit, die mit radikalen Methoden und viel ffentlicher Sympathie auf die zentrale Zukunftsfrage reagieren, dass das Internet in eine von Konzernen und staatlichen Sicherheitsapparaten kontrollierte Eigentumsordnung berfhrt wird. Zweitens ist die Allgegenwart populistischer Politikformen als Herausforderung ernst zu nehmen: Gesellschaftliches Protestpotential ist nicht immer schon links. Die Piraten und die AfD sind ein Ausdruck davon, dass sich Protest durchaus auch rechts und sozialliberal-mittig artikulieren kann. Eine zeitgeme Variante der Protestpartei wird an der Aktualisierung einer explizit linkspopulistischen Option arbeiten mssen. Sie unterscheidet sich von rechtspopulistischen und mittig-populistischen dadurch, dass sie grundstzliche andere Thematisierungen und Forderungen whlt: Weder fhrt sie die aktuelle Krise des Euro-Kapitalismus auf schmarotzende Sdeuroper und betont die nationale Abgrenzung (AfD) noch kritisiert sie einzig mangelnde Transparenz politischer Verfahrensweisen und Techniken (Piraten). Sie entwickelt populare Thematisierungen, Forderungen und Kampagnen, die an gesellschaftlichen Realwidersprchen und emanzipatorischen Standards orientiert sind.


Aufstieg und Fall von Linksparteien: Linksparteien sind schon immer ein prekres Unternehmen. In der Regel kommt auf den elektoralen Aufstieg der Fall. Bisher haben sich weder die reine Protestorientierung noch die Funktion als linker Flgel einer Regierung als dauerhafte Bestandsgarantien erwiesen. Deshalb ist insbesondere einer politischen Ausgrenzung einer der beiden mglichen Optionen von Beginn an vorzubeugen. Beide Optionen mssen stets offen gehalten werden. Im Rahmen einer Reformoption muss eine Linkspartei von Anfang an den Weg in die Protestoption wenigstens als Mglichkeit prsent halten. Sie muss im Zweifel zur Protestoption zurckkehren knnen.[bookmark: _ftnref1][1] Dies gilt auch in die umgekehrte Richtung: Sie muss den Weg von der Protest- auf die Regierungsoption in Erwgung ziehen knnen. Denn der Code des politischen Systems (Regierung/Opposition) ist im Regelfall asymmetrisch strukturiert, d.h. es geht immer primr um die Abwahl bzw. Besttigung der bestehenden Regierung. Eine Partei, die sich auf die Protestoption beschrnkt, muss als dauerhafter Faktor scheitern, wenn sie ber der 5%-Hrde bleiben will. Erst das macht sie u.a. zu einem attraktiven Faktor und Kooperationspartner in sozialen Bewegungen. Denn, wie schon festgestellt (siehe Kritik der politischen Theologie II), stellt sich die Regierungsfrage auch im Kontext gesellschaftlicher Protestbewegungen ab einem bestimmten Zeitpunkt.


Prekaritt I: Beide Optionen sind durch hohe Prekaritt gekennzeichnet. Die Reformoption (a) ist prekr, weil mit der Krise des Linksreformismus (siehe These 4 zu seiner Gegenwart) deutlich wird, dass sinnvolle, etwa keynesianisch inspirierte Reformpolitik im neoliberalen Konstitutionalismus, d.h. einer global vernetzten Weltwirtschaft mit entgegenkommenden rechtlichen und politischen Handlungseinschrnkungen der Mglichkeitsspielrume im Grunde nicht ohne erhebliche Friktionen und Brche umsetzbar ist. Die Protestoption (b) ist prekr, weil ein Groteil der Whler_innen natrlich den Anspruch hat, dass ab einem bestimmte Zeitpunkt auch eine Durchsetzungsperspektive fr ihre Interessen entsteht.


Prekaritt II: Die Regierungsoption (a) ist prekr, weil sie die Partei normalerweise in einen Regierungsapparat transformiert und an die Stelle eines diskutierenden und offenen Organismus einen der Verteidigung der Regierungspolitik setzt (das ist keine Frage des Willens und auch nicht eines mglichst linken Programms: Ist die Partei an der Regierung, wird das in der Regel so). Die Partei verliert also nicht nur an Zustimmung, sondern auch Substanz und Regenerierungsfhigkeit fr die Zeit danach. Dieses Substanzproblem stellt sich aber auch bei der Protestoption (b) ein. Wird die Partei einseitig zu einem Lautsprecher von Protest, degeneriert sie zu einer substanzlosen Mobilisierungsagentur. Sie luft Gefahr  weil inhaltliche Positionen im politischen System in der Regel auf Einzelpersonen heruntergebrochen werden  so sehr von diesen Einzelpersonen abhngig zu sein, dass sie auch kein Ort der Herstellung von Gemeinsamkeiten werden kann. Leiden die Fhrungspersonen dann noch an komplett veralteten Vorstellungen souverner politischer Fhrung, die schon im frhen Christentum berwunden worden sind, verkommt die Partei zum Akklamationsverein oder zerlegt sich in herbeigeredeten Entscheidungssituationen, die zum Wirkungskreis der politischen Theologie gehren.


Kritik der politischen Theologie III: Eine Vereinseitigung i.S. einer Entscheidung fr die eine oder andere Option, die gerne im innerparteilichen Machtkampf bemht wird, um so etwas wie eine eigene Entscheidungsstrke zu inszenieren, hat fatale Folgen. Die Partei muss lernen ihre Politik als intern widerspruchsvoll anzuerkennen (was eine linke im Systemkritik im System immer ist, das lsst sich auch durch politische Beschlsse nicht ndern, siehe dazu Text PF: ko-soziale Paradoxie). Gerade das Mehrheitsprinzip erweist sich in dieser Perspektive als uerst problematisch, da es die Fiktion bedient, dass man Entscheidungen mit knapper Mehrheit treffen knne, die tatschliche Bindungswirkungen fr alle entfalten. Dies fhrt zu Instabilitt und sitzt einer vollkommen falschen Perspektive auf, wie man die jeweiligen eigenen Interessen dauerhaft und tatschlich wirksam verallgemeinert. An die Stelle von Entscheidungen nach dem Mehrheitsprinzip sollten deshalb Prozeduren ffentlicher und nachvollziehbarer Diskussion und Rechtfertigung treten, die sich auf das Ziel einer mglichst breiten Konsensbildung ausrichten. Bei Parteitagsbeschlssen und Personalentscheidungen sind die unterschiedlichen Grundstrmungen der Partei zu bercksichtigen, Zustimmungsquoten von mindestens 60-70% sind in der Regel anzustreben. Dadurch entsteht ein erhhter Druck zur Rechtfertigung auf allen Seiten: Einerseits sind klassische knappe Mehrheiten dazu gezwungen Ansprche und Forderungen minderheitlicher Positionen aufzunehmen und weiter zum Dialog gezwungen, was das Durchstimmen massiv erschwert. Zum anderen erhalten Minderheiten ein erhhtes Veto-Potential. Sind dabei auch gezwungen zu rechtfertigen, wie und aus welchen Grnden sie zum Veto greifen und welche Vorschlge sie fr die Gesamtpartei htten.


Prioritt des Parteiaufbaus: Eine bisher noch nicht behandelte Ressource fr den Stabilittsgewinn der Partei ist die Partei als assoziativer Akteur selbst (siehe dazu den Artikel Funktions- und Sozialbereich). Die Partei als sozialer Organismus und gesellschaftlicher Akteur ist nicht die einzige, aber eine zentrale Ressource, um den Zirkel des Auf und Ab ein wenig einzuhegen. Dies fngt bei der Herausforderung an, dass Leute vor Ort (und nicht nur die Bundesprominenz) der Partei ein Gesicht geben und eine gewisse Eigenstndigkeit von Bundestrends schaffen. Es endet bei den assoziativen Bindekrften, die auch dann wirksam bleiben, wenn sich die Partei in der Krise befindet. Ferner ist die Partei als sozialer Organismus, als Sozialbereich (nicht als Funktionsbereich des politischen Systems) der Ort, an dem die Partei in der Lage ist zu beiden Optionen in Distanz zu treten und sie als Instrumente (nicht als Ziel ihrer Politik) einzusetzen. Insofern hat der Parteiaufbau nicht nur eine stabilisierende Wirkung auf die Partei, sondern auch eine kritisch-aufklrerische Funktion: Hier knnte der Ort, an dem es mglich ist eine gewisse Distanz zu den Funktionszwngen des politischen Systems aufzubauen (also eine grundlegende Reflexivitt zu gewhrleisten) und damit eine andere Art der Politik denkbar zu machen. Deshalb erscheint es geboten einen Schwerpunkt auf die Stabilisierung der Partei und ihren Substanzgewinn zu legen. Da gibt es ungleich mehr zu entscheiden und zu gestalten als im Wirkungskreis politischer Theologie. Schlielich stellt sich die Frage, wie eine linke Linkspartei im 21. Jahrhundert aussehen soll. Die bisherige Organisationsstruktur kann nicht mit den Anforderungen unserer Zeit mithalten. Oft schreckt sie ab und bietet kaum Spielrume fr Eigeninitiative und solidarisches Miteinander.


Praktische Vorschlge I: Spielrume fr eine solche Erneuerung knnten institutionelle Innovationen sein. Ein Vorschlag wrde darin bestehen, einen offenen jhrlichen Parteikongress als stndiger Institution der innerparteilichen Diskussion (kein reines Kulturfest, keine reine Abklatschveranstaltung) anzubieten. Methoden, wie sie etwa schon bei den summer factories des Institut solidarische Moderne erfolgreich angewendet wurden, sollen ausdrcklich verhindern, dass der Kongress zum Profilierungsplatz der Partei-Schickeria und zum Forum fr Fensterredebeitrge der blichen Verdchtigen verkommt. Ein weiterer und folgenreicherer Vorschlag besteht in der Reform und Versachlichung der Parteitagskultur. Eine Teilung des Parteitags in einen offiziellen Teil fr die Medien (Klatschen, Berufspolitikern zuhren, Botschaften senden) und einen diskursiven, der die Antragsberatung in Foren und Arbeitsgruppen verlegt, knnte einen Raum fr Diskussion in der Sache bieten, die Beteiligungs- und Redeschwellen senken und eine emanzipatorische Diskussionsweise strken  jenseits vom Wettbewerb um die frage, wer in seinem Redebeitrag am besten die groen Redner (zumeist Mnner) imitiert. Weitere Vorschlge wren eine Strkung der Verbindungslinien in spezifische gesellschaftliche Teilbereiche, etwa im Bereich der Jugend- und Studierendarbeit, der schrittweise Aufbau einer Kinder-/Jugendfreizeitstruktur oder die Bndelung und Neu-Strukturierung der Arbeit von und mit Erwerbslosen. Ferner die Strkung einer Bildungsarbeit, die fr Mandats- und Funktionstrger der Partei eine gewisse Verbindlichkeit gewinnen sollte. Im Zuge einer inhaltlichen Sachabstimmung (etwa: pro und contra Grundeinkommen, Eurorettung, Offene Grenzen o..) hlt die Partei einen Plebiszit ab, zu dem sie alle Nicht-Parteimitglieder einldt: Wer abstimmt, wird 1 Jahr Probemitglied.[bookmark: _ftnref2][2]


Normative Ressourcen und konkrete Utopien: Eine weitere Ressource, die nicht im Spiel von Protest und Parlamentarismus aufgeht, ist normativer Art. Linksparteien halten der Vision einer anderen Gesellschaft und dem emanzipatorischen Ideal die Treue. Das ist ein wichtiges Alleinstellungsmerkmal. Sie knnen der Ort sein, wo ber andere gesellschaftliche Entwicklungswege diskutiert wird. Sie knnen ein Forum fr die Suchenden bieten. Eine ganze Reihe an Entwicklungen, gerade jenseits des politischen Systems, basieren mageblich auf solchen normativen Ressourcen: Seien es die utopischen berschsse der Kooperation im Web 2.0, die starken Bewegungen fr Post-Wachstum und ein bedingungsloses Grundeinkommen, die Kritik an der Globalisierung, die aktuelle Erneuerung des Feminismus und der Kampf fr globale soziale Rechte. Linksparteien knnen solche konkreten Utopien in der ffentlichen Diskussion wenigstens prsent halten, indem sie ihnen Raum geben und sie auch symbolisch (mit-) reprsentieren.
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	Diese Frage bleibt immer am Ende.
	Auf AEG (CC BY-NC-SA 2.0)


Anmerkungen


[bookmark: _ftn1][1] Damit steht und fllt auch die Macht, die sie in einer Regierungskoalition ausben kann. Ist der Weg zurck versperrt, schwindet die Durchsetzungsfhigkeit gegenber den anderen Koalitionspartnern.


[bookmark: _ftn2][2] Teile diese Vorschlge werden gegenwrtig brigens auch in der aktuellen Parteireformdiskussion der Parti Socialiste in Frankreich aufgerufen, vgl. Gal Brustier/David Djaz, Les outils du combat culturel. Dix propositions pour le Parti socialiste, Les Notes des Observatoires, Fondation Jean-Jaurs 2013.




Gretchenfrage

Sag mir, wie hältst Du es mit dem Protest in der Regierung




Katharina Schwabedissen
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	Katharina Schwabedissen
	DIE LINKE NRW


Protest leitet sich vom lateinischen protestor ab. bersetzt bedeutet das ffentlich bezeugen.  Protest stellt einen Ausdruck der Zurckweisung oder des Widerspruchs gegenber einer bestimmten Art der Politik dar. Darf also konkret DIE LINKE in einer Regierung Protest gegen die herrschende Politik ffentlich bezeugen? DIE LINKE ist eine sozialistische Partei. Ihr Nahziel sind Reformen zum Wohle der Menschen innerhalb des Kapitalismus, eine Verbesserung der Krfteverhltnisse zugunsten der Lohnabhngigen gegenber den ProduktionsmittelbesitzerInnen. Ihr Fernziel ist eine sozialistische Demokratie, worunter wir verstehen, dass alle an der Gestaltung der Gesellschaft beteiligt sind. Die Nahziele sind ausgerichtet auf das Fernziel. Daran mssen sie sich messen lassen  was nicht immer einfach ist. Rosa Luxemburg hat diese Form der Politik als revolutionre Realpolitik beschrieben. Beteiligt sich DIE LINKE an Regierungen, hat sie die Wahl, zur Verwalterin des Mangels fr die Mehrheit im Kapitalismus  und damit berflssig zu werden oder aber Reformen im Sinne der Mehrheit auf den Weg zu bringen und damit gegen die herrschenden Verhltnisse ffentlich Zeugnis zu reden  zu protestieren. Darf DIE LINKE also auch in einer Regierung protestieren? Ja, sie muss es sogar!




Katharina Schwabedissen ist Sprecherin von LISA (Linke sozialistische Arbeitsgemeinschaft Frauen in der LINKEN) NRW und Mitglied im Blockupy KoKreis






Johanna Uekermann





	[image: ]
	Johanna Uekermann
	Tobias Pietsch


Protest ist eine legitime Form der Meinungsuerung und Ausdruck des Willens nach Vernderung. Damit hat er seine Berechtigung zu jeder Zeit. Protest hat viele verschiedene Gesichter: Sei es Protest gegen Castor-Transporte und Atomkraft, Brgerinitiativen gegen Fluglrm oder Aktionen zivilen Ungehorsams gegen Naziaufmrsche. Das Beispiel Dresden verdeutlicht, dass es erst durch massenhafte Aktionen zivilen Ungehorsams mglich geworden ist, den bis dato grte Naziaufmarsch Europas zu stoppen. Protest ist also immer erlaubt  auch fr eine Jugendorganisation, deren Mutterpartei gerade die Regierung stellt.




Johanna Uekermann ist Juso-Vorsitzende






Stefan Liebich
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	Stefan Liebich
	

Durchaus. Im Sommer 2004 regierten wir in Berlin mit der SPD. Als Fraktionsvorsitzender der PDS war ich quasi Teil der Landesregierung und habe trotzdem gegen die Hartz-Gesetze der SPD gefhrten Bundesregierung demonstriert. Unser Regierungspartner war nicht sehr amsiert. Ich finde es vllig normal, dass zwei Regierungsparteien ab und zu unterschiedlicher Meinung sind. Eine hnliche Situation gab es auch im Mai 2002. Die Tinte meiner Unterschrift als Landesvorsitzender der PDS unter dem Koalitionsvertrag war noch nicht trocken, da besuchte US-Prsident Bush Berlin. Der Irakkrieg stand vor der Tr und die PDS rief zur Friedensdemo auf. Klaus Wowereit fhlte sich als Gastgeber etwas brskiert. Der Regierungsarbeit hat es nicht geschadet, die Koalition gab es noch in zweiter Auflage.




Stefan Liebich ist Mitglied der LINKSFRAKTION im Bundestag






Roland Claus
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	Roland Claus
	

Die Genoss/innen Man und Wir drfen immer alles, sie sind doch weder fr zu lsende Aufgaben noch fr eingetretene Misserfolge haftbar zu machen.


Mitglieder einer Regierungsfraktion machen sich als Opposition gegen Minister/innen aus den eigenen Reihen aber unglaubwrdig. Natrlich darf DIE LINKE auch in Regierung gegen gesellschaftliche Missstnde demonstrieren, aber gegen die Beteiligung selbst zu protestieren geht glaubhaft nur einmal: Kurz vor dem Ausstieg aus der Koalition.


Wer CDU-Abgeordnete kritisiert, wenn sie im Bundestag fr Kriege stimmen und im Wahlkreis die Pazifisten geben, kann nicht selbst januskpfig sein.




Roland Claus ist Mitglied der LINKSFRAKTION im Bundestag




Wir dachten damals, wir könnten den Tiger reiten

Thomas Ebermann im Gespräch über die Grünen und die integrative Kraft des Staates
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	Er dachte, er knne den Tiger reiten ... Thomas Ebermann.
	

prager frhling: Herr Ebermann, Sie wollten nie regieren. Trotzdem zog es Sie vom Kommunistischen Bund in die Hamburger Brgerschaft und in den Bundestag. Sie waren sogar Fraktionschef der Grnen. Das hrt sich widersprchlich an.


Thomas Ebermann: Vielleicht habe ich damals Sachen bersehen  aber wir wollten eine Parlamentspolitik machen, die Sand im Getriebe war: Lust am Enthllen, Lust am Vorfhren, groe Sorgfalt mit dem imperativen Mandat, groe Sicherheit, dass die Rotation dafr sorgen wird, dass wir alle nur kurze Zeit in diesem Feindesland sind. Groes Aufpassen, dass wir nicht mehr verdienen als das, was wir als einen Facharbeiterlohn errechnet haben  wobei wir uns brigens verrechneten. Wir lagen deutlich darunter. (lacht)
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	.. mit einem Plastetiger htte es vielleicht sogar geklappt.
	Mike Haller (CC BY2.0)


prager frhling: Das ging lange gut?


Thomas Ebermann: Lasst euch nicht integrieren  passt blo auf. Bis 1982 hat sich ein groer Teil unserer Whlerschaft von solchen Sprchen angesprochen gefhlt. Ich gab Interviews, dass ich Angst vor der integrativen Wirkung des Staates habe. Kleinbrgerliche Strmungen in den Grnen haben damals die Antiparteienpartei postuliert.

Ich kann ja nicht behaupten, dass ich Johannes Agnoli nicht kannte. Aber wir dachten damals, wir knnten den Tiger reiten. Zwei kleine Beispiele: Es war schn, an verbotenen Hausbesetzungen teilzunehmen und das ffentlich zu postulieren. Ich hatte das Gefhl, dafr werden wir wahlpolitisch nicht abgestraft. Und als ein Kollege von mir beim Ladendiebstahl erwischt wurde, konnte er das offensiv wenden.

Ich muss der Ehrlichkeit halber aber auch sagen, spter haben wir diese Politik durch unsere Tolerierungsangebote konterkariert. Auch von mir wird man aus dieser Zeit konstruktive Reden finden, fr die ich mich heute schme.


prager frhling: Man nannte Sie einen Fundi. Anfang der 1990er-Jahre sind Sie schlielich aus den Grnen ausgetreten. Woran sind sie gescheitert? Waren die Realos die besseren Machttaktiker?


Thomas Ebermann: Nein, auch wenn die Vorbereitung von Parteitagen und das Dirigieren von Seilschaften nicht zu meinen Strken zhlten. Die Entwicklung von Parteien entscheidet sich daran, was deren Whlerschaft will. Diejenigen, die man damals als die Fundamentalisten bezeichnet hat  was ja bereits ein demagogisches Wort war  hatten ihre Anhngerschaft bei den Grnen verloren. Insofern war unsere Niederlage nichts, was Machenschaften geschuldet war. Aber das heit nicht, dass es nicht gemeine Machenschaften gab.


prager frhling: Wann hattet ihr gemerkt, dass ihr Eure Anhngerschaft verloren hattet?


Thomas Ebermann: In den Tagen nach Tschernobyl hatten wir wahlpolitisch Rckenwind. Die Menschen demonstrierten. Da merkte ich: Die Leute wollen mehrheitlich nicht mich, sondern Joschka Fischer und Otto Schily hren. Denen gehrte die Sympathie.

Sie wollten toxische Berichte und Becquerel-Werte vorgetragen bekommen, sie wollten wissen, wie man sich nun ernhrt. 1988 hatten wir uns intern als Verlierer gesehen. Mit viel zu viel Aufwand  besuchen von Kreisverbnden und dem Halten feuriger Reden  haben wir uns dann viel zu spt verabschiedet. In jeder lngeren Beziehung bleibt man ja ein Jahr lnger als angebracht.


prager frhling: Aber wenn Sie sagen, dass die Entwicklung einer Partei einhergeht mit der Haltung ihrer Anhngerschaft, knnten Parteien dann nicht auch prinzipiell eine andere Entwicklung nehmen, wenn sie ein anderes soziales Milieu reprsentieren?


Thomas Ebermann: Wenn wir das Wort prinzipiell so richtig fett unterstreichen, es berhistorisch betonen, dann vielleicht. Wir wissen, dass vor dem ersten Weltkrieg die reformistischen Krfte in der SPD schon vollstndig triumphiert haben und Rosa Luxemburg eine einsame Frau war. Diejenigen, die sie als ihre Feinde angesehen hatte, hatten lngst gewonnen, bevor man es empirisch anhand von Parteitagsbeschlssen und Parteitagsmehrheiten htte feststellen knnen. Trotzdem muss ich nicht alles schmhen, was sie damals versuchte.

Ich mag mich zu einer Aussage nicht durchringen: Dass ab jetzt Revolutionre nie wieder in Parlamenten sein drfen.


prager frhling: Hattet ihr damals Strategien, wie ihr das gesellschaftliche Mitmachen durchkreuzt?


Thomas Ebermann: Politiker sein heit ja im Regelfall, sich darauf zu berufen, dass man in der Mehrheit ist. Eine typische Wendung heute wre: Die Mehrheit der Deutschen ist gegen den Afghanistan-Einsatz. Man sonnt sich dann dreimal beim Wort Mehrheit und macht deutlich, dass diese Forderung nicht nur ein Anliegen der eigenen Partei ist sondern eines der Deutschen. Das kann man dann auch mal demagogisch benutzen, wenn Lafontaine mal das Wort Fremdarbeiter verwendet.

Das Thematisieren von Fragen, wo man wei, ein groer Teil unserer Whlerschaft folgt uns nicht, ist ein Schlssel um zu beurteilen, ob da manchmal was Sinnvolles geschieht.


prager frhling: Der integrative Kraft des brgerlichen Staates sind aber nicht nur PolitikerInnen ausgesetzt 


Thomas Ebermann: Nicht im Parlament zu sein, schtzt nicht vor Integration und Anpassung. Dass diese Potentiale durch die alltgliche Dressur, die der Kapitalismus mit den Menschen veranstaltet, integriert wurden, ist kein Geheimnis. Es gibt ja auch viele Leute, die waren nie im Parlament und wurden erfolgreiche Geschftsleute. Durchaus beflgelt durch Fhigkeiten, die sie bei der Linken gelernt hatten  Improvisation, Selbstoptimierung und Durchsetzungsvermgen.


prager frhling: Trotz der integrativen Wirkung des Staates: Hatten Sie denn als Politiker gar keine Erfolge?


Thomas Ebermann: Die groe berschrift muss in Anlehnung an Tucholsky heien: Ich hatte viel Erfolg und habe nichts erreicht. Es ist auch nicht zu bestreiten, dass in einzelnen Bereichen Leben  das Sosein  erleichtert wurde: Die Vergewaltigung in der Ehe war zu meiner Zeit noch gar nicht justiziabel. Was es bedeute in der Zeit als ich noch ein junger Mann war, von der Polizei aufgegriffen zu werden, weil man als schwuler Mann am Bismarck-Denkmal oder in Klappen ein wenig rum gemacht hat, kann man heute kaum ermessen. Kurz bevor ich erwachsen wurde, war es noch ein Straftatbestand, mit einem Joint erwischt zu werden. Das hat Menschen in Gefngnisse gebracht.


prager frhling: Nur der Joint, nicht der Handel?


Thomas Ebermann: Nur der Joint.


prager frhling: Aber eigentlich bezog sich meine Frage gar nicht primr auf die groen gesellschaftlichen Themen, wie die Liberalisierung des Sexualstrafrechts, die Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe oder die Drogenpolitik. Ich dachte an die konkreten Erfolge: Ein Beispiel: Der Journalist Jakob Augstein lobte DIE LINKE neulich in einer Diskussion fr ihren investigativen Journalismus. Sie brchte mit dem parlamentarischen Mittel der Kleinen und Groen Anfragen unglaubliches ans Tageslicht.


Thomas Ebermann: Was ich nicht mchte, ist in eine Rethorik der Kehrseite der Medaille  zu verfallen: Das eine ist der Fortschritt und das andere ist der Preis des Fortschritts. Das muss man eben mal so akzeptieren. Dankbarkeit gegenber Herrschaft ist mir fremd. Deswegen ist es mir schwergefallen, zu antworten.

Aber ja, es gab solche Erfolge: Wir haben fr einige Zeit verhindert, dass es in Hamburg eine verschleierte Zwangsarbeit gibt, indem wir diese Praxis aufgedeckt haben. Die Behrden haben sich daraufhin eine Zeit lang nicht getraut zu machen, was heute allgegenwrtig ist: Hingehen oder Sttze weg. Damals konnte man noch mit einer Beweisfhrung, es sei ein Relikt des Nationalsozialismus, Menschen zur Arbeit zu zwingen, etwas sehr Kleines bewegen.

Auch habe ich Geld gespendet oder stellte meinen kostenlosen Telefonanschluss, ber den ich als Abgeordneter verfgte, Opfern des Militrputsches in der Trkei zur Verfgung. Solche Dinge gab es natrlich.


prager frhling: Aber das ist doch mehr als nichts, selbst wenn man bedenkt, dass Parteien gerne suggerieren, dass sie die gesellschaftlichen Verhltnisse grundlegend verndern knnten. Gibt es neben einer Illusion in die Mglichkeit des Regierens nicht auch eine Illusion des Protests?


Thomas Ebermann: Ja, ist es doch im Regelfall so, dass Menschen, die agieren, sowohl ihre Radikalitt als auch ihre Gefhrlichkeit berschtzen.


prager frhling: Wie meinen Sie das?


Thomas Ebermann: Ich meine so etwas Triviales wie der Protest gegen den Stuttgarter Bahnhof. Ich habe ein paar andere Anliegen, als einen besseren Bahnhof. Auch wrde ich mich nicht auf Bumen anketten. Und obwohl ich in viel Quatsch verstrickt war, habe ich mich nie wegtragen lassen. Soviel Demtigung geht dann doch ber meine Hutschnur.


prager frhling: Immerhin berhaupt Zeichen von Protest.


Thomas Ebermann: Es gab Zeiten, die waren romantischer als heute. In Hamburg gab es Arztpraxen, da verdiente der Arzt soviel wie die Arzthelferin. Die hatten ein Kollektiv gebildet. Das war eine Vorwegnahme  vielleicht nicht des Kommunismus  aber so doch von der Aufhebung von Kopf und Handarbeit und ihrer unterschiedlichen Gratifikationen. Es gab eine unfassbar groe Zahl von rebellischen Schlerzeitungen. Und heute? Zwei, drei? Ich wei es nicht.


prager frhling: Mal von S21 abgesehen. Liegen heute die Grnde fr Rebellion und Protest nicht viel eher auf der Hand, als in den vergleichsweise wohligen 1960er und 1970er Jahren?


Thomas Ebermann: Wenn ich eine demagogische Veranlagung htte, wrde ich Sie der Veranlagung zur Verelendungstheorie bezichtigen knnen.

Entscheidend ist schon, was in den Menschen vorgeht. Die Dressur ist furchtbar weit. Es ist ja gerade so, dass das, was heute als links im Alltagsverstand gilt, nur noch die Sehnsucht nach den 1970er Jahren ausdrckt: Feste Arbeitspltze, tariflich gesichert, keine Leiharbeit, keine Minijobs.


prager frhling: Fast haben Sie jetzt das ganze linke Parteiprogramm aufgezhlt ...


Thomas Ebermann: Aber mir erscheint diese Hoffnung in einem Ausma ungengend, wie ich es kaum ausdrcken kann. Meine Gegenthese ist: Damals in den scheinbar guten Zeiten, sind die Menschen um ihr ganzes Leben betrogen worden. Ich zhle meine Eltern dazu. Lohnarbeit ist eine Hlle, unabhngig von der Hhe ihrer Gratifikation. Knechtschaft und Unfreiheit sind unertrglich, unabhngig davon, ob ein paar Konsumgter fr die mittleren und unteren Schichten der Gesellschaft erschwinglich werden.

Diese keynesianische Hoffnung, es mge nochmals so werden  Investitionsprogramme und Kaufkraft strken, Mitbestimmung und erweiterter Mitbestimmung  diesem ganzen Gedankengebude, bin ich feind. Und ich glaube, dass etwas spannendes erst wieder passieren wird, wenn diese ganz beschrnkten Hoffnungen wieder durch andere ersetzt werden  durch die Sehnsucht, es mge ganz anders werden, um es ganz hilflos zu sagen und um das berhmte Bilderverbot zu beachten.


Das Gesprch fhrte unsere Redakteur Thomas Lohmeier, der es nach eigener Mitschrift niederschrieb. 


Thomas Ebermann war in den 1980er-Jahren mal Fraktionschef der Grnen im Deutschen Bundestag. Nach eigener Auskunft sorgte aber die Fraktionsmehrheit dafr, dass er zu keinen wichtigen Fragen sprechen durfte. 1990 verlie er die Grnen. Heute arbeitet er als Publizist und Theatermacher. U. a. brachte er den Firmenhymnenhandel auf die Bhne. Darber berichten wir in der kommenden Ausgabe.




Grüne Dialektik

Über Kröten und Trompeten

Marcus Meier
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	Unser Autor Marcus Meier schluckt ungern Krten.
	

Haben Sie das Papier gelesen, das ich Ihnen gemailt habe?, fragt Peter Terium ohne viel Umschweife. Ja, antwortet Peter Altmaier dem Manager, und er habe es sehr interessant gefunden. Vor allem die Passagen zur Bedeutung der heimischen Braunkohle. Terium ist Vorstandsvorsitzender der RWE AG, Altmaier zu diesem Zeitpunkt frisch gekrter Bundesumweltminister. Wenige Minuten spter wird der Christdemokrat eine Rede halten, in der er den Beitrag der Kohle zur Energiewende lobt, um dann gegen das Feindbild Kohle zu wettern. Ganz im Sinne vom RWE-Boss Terium.


An diesem 15. August 2012 nehmen beide (und mit ihnen lokale sowie Landes- und Bundesgren der beiden Volksparteien, darunter Hannelore Kraft) an einem Festakt teil. Gefeiert wird die Inbetriebnahme zweier weiterer Blcke des RWE-Braunkohle-Kraftwerks Neurath im Rheinischen Braunkohlerevier zwischen Aachen, Kln und Mnchengladbach. Bejubelt wird das nunmehr grte Braunkohlekraftwerk der Welt. Also eine der klimaschdlichsten Industrieanlagen des Planeten.
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	Zwei Krten schlucken jedoch auch nur die hrtesten Grnen auf einmal.
	Alexander von Halem (CC BY2.0)


Krten schlucken die Grnen 


Das sei ein wichtiger Schritt fr den Industriestandort NRW, tnt Festrednerin Hannelore Kraft, die Kohle-Freundin, die im satten Paranoia-Sound des BDI vor einer Deindustrialisierung Deutschlands durch eine von ihr als zu forsch empfundene Energiewende zu warnen pflegt. Die SPD in NRW, so muss man wissen, ist wie CSU ohne Laptop und Lederhosen. Die Amigos heien hier Genossen. Und fhlen sich jeglicher Schmutzindustrie innig verbunden.


Vor dem Neurather Werksgelnde demonstrieren rund 70 Umwelt-Aktivisten gegen die feierliche Inbetriebnahme eines Klimakillerkraftwerks. Zu Hause geblieben ist hingegen Johannes Remmel, zwei Jahre zuvor ebenfalls gefeiert, und zwar als erster Klimaschutz-Minister in Deutschland. Der Grnen-Politiker verantwortet im einwohner- und industriestrksten Bundesland NRW zudem die Ressorts Umwelt, Naturschutz, Verbraucher und Landwirtschaft.


Seit 2010 regieren die Grnen wieder mit in Nordrhein-Westfalen, und sie beschwrmen die Harmonie der zweiten Auflage von Rot-Grn. SPD-Ministerprsidentin Hannelore Kraft sei viel kooperativer als ihre Amtsvorgnger, die Genossen Rau, Clement und Steinbrck, die stets gewillt waren, die Grnen zu piesacken; damals von 1995 bis 2005.


Immer wieder hatte Rot-Grn I am Rande des Abbruchs gestanden  insbesondere wegen RWEs Braunkohle-Tagebau Garzweiler II. Immer wieder rangen grne Parteitage a) ihre inneren Konflikte nieder und b) sich doch dazu durch, noch eine weitere Krte zu schlucken, die ihnen die SPD-Machos kredenzt hatten. Von ihrem Martyrium erlst wurden die Grnen erst vom Whler, der CDU und FDP bei der Landtagswahl 2005 den Vorzug gab.


Rot-Grn II funktioniert anders. Krten schlucken die Grnen nunmehr im stillen Kmmerlein, kleine bis mittlere Erfolge feiern sie mit berlauten Pauken und Trompeten. Wenn es zwischen SPD und Grnen nun zu weniger (offen ausgetragenen) Konflikten kommt, dann liegt das auch an einem Agreement in Sachen Energiepolitik. Es fut auf zwei Lebenslgen, die sich in zwei Formelkompromissen widerspiegeln.




 im stillen Kmmerlein als Formelkompromiss.


Nummer eins: Zwar luft weltweit jedes zehnte AKW mit Uran aus der Anreicherungsanlage im mnsterlndischen Gronau, zwar steht 15 Kilometer weiter sdlich in Ahaus ein improvisiertes Brennelementelager und mitten in einem Duisburger Wohngebiet eine (allerdings selbst vielen Anwohnenden unbekannte) Atommllfabrik. Doch SPD und Grne verknden in ihrem Koalitionsvertrag apodiktisch: Atomkraft ist aus vielen Grnden eine unverantwortliche Form der Energieerzeugung. Deshalb ist NRW schon vor vielen Jahren aus der Nutzung der Atomkraft ausgestiegen.
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	Erst demokratische Kontrolle und dann abschalten oder umgekehrt?
	(CC BY-NC-SA 2.0)


Die zweite Kompromissformel bezieht sich auf die Kohlekraft. Die Landesregierung selbst baut keine neuen Kraftwerke und reit auch keine begonnenen Projekte ab - fhrende Koalitionspolitiker knnen den Spruch auch dann fehlerfrei aufsagen, wenn sie nachts um vier geweckt werden. Im Kern ist er sogar richtig: Die Kohlemeiler werden tatschlich weiterhin von RWE und gelegentlich E.on errichtet. Rot-Grn lsst die Konzerne lediglich gewhren. Lngst haben sich die Grnen mit dem Neubau von mindestens sieben neuen Kohle-Kraftwerken abgefunden.


Die Wscheleine als Erfolgsstory




Nur wenn die Sozis es zu allzu bunt treiben und Kraft ihren Wirtschafts- und Energieminister Garrelt Duin von der Leine lsst und der eine besonders bissigen Tag erwischt hat, mucken die Grnen mitunter auf. Bisher: Kurz und schmerzlos. Der Rest ist Alltag. Also grau.

Realpolitik ist das Bekenntnis zum Scheitern des Versuchs, reale Verbesserungen durchzusetzen, wusste noch Rainer Trampert, kosozialist und grner Bundesvorsitzender von 1982 bis 1987. Realpolitiker erhielten einige Spielwiesen, mssten im Gegenzug aber alle schweinischen Entscheidungen mittragen. Tramperts Bonmot beschreibt ziemlich exakt die Situation der NRW-Grnen. Im Groen setzen sie nichts durch, im Kleinen drfen sie einen machtlosen Klima-Minister stellen und ein Klimaschutzgesetzchen in die parlamentarische Pipeline jagen.

Vage formuliert, wenig ambitioniert, auf Wunsch der Wirtschaft kastriert, wird das Gesetz den Ansprchen eines angemessenen Klimaschutzes nicht annhernd gerecht. Das liegt nicht primr an den Grnen: Grne wollen mehr koenergie, SPD-Wirtschaftsflgel bangt um Stromkonzerne RWE und E.on, fasste die grnennahe taz die unterschiedlichen Positionen innerhalb der Koalition zusammen. Die Sozis setzten sich durch. Im Ergebnis sind die rot-grnen Klimaschutz-Ziele NRWs nicht halb so radikal wie jene Angela Merkels aus schwarz-gelben Tagen.

Ende letzten Jahres legte Remmel einen Klimaschutzplan vor, der immerhin 360 konkrete Vorschlge umfasst. Das zentrale Instrument des neuen Klimaschutzes (Remmel) bringt dabei das Kunststck fertig, das Thema Kohle komplett zu beschweigen. Stattdessen enthlt es eine Menge kleinteiliger Projekte, die nicht nur in CDU-Reihen als kurios und absurd empfunden werden. Mein Wschetrockner ist eine Leine, heit eine geplante Info-Kampagne. Auch gegen dem Zweitkhlschrank-Wahn will Remmel aufklren (Weniger ist cool).

Rot-grnen Konfliktstoff bietet die Regierungsbeteiligung der SPD im Bund. Neueste Dsseldorfer Sprachregelung: Die schwarz-rote Energiewende belaste Rot-Grn in NRW mitnichten. Punkt! Whrenddessen weist Johannes Remmel die Schuld fr den steigenden Kohleanteil am Energiemix der schwarz-gelben Bundesregierung zu, selbst nach deren Abtritt. Nichtsdestotrotz: Der Konflikt um die Kohlekraft gewinnt an Lautstrke und Komplexitt.

Was das Rheinische Braunkohlerevier betrifft, entstand in den letzten Jahren eine bunte soziale Bewegung mit gleichsam naturwchsig entstandener Arbeitsteilung. Das Spektrum der RWE-Opponenenten reicht vom Umweltverband BUND, der wichtige Urteile vor Gericht erstreitet, ber Brgerinitiativen aus der Region und die Linkspartei (sie organisierte beispielsweise einen Kongress zur Zukunft der Region nach der Braunkohle) bis hin zu ko-anarchistischen und autonomen Aktivisten. Letztere besetzen immer wieder RWEs Hambacher Forst, der RWEs Tagebau Hambach weichen soll.

Im August 2013 besetzten die libertr-linken Aktivisten eine Parteizentrale, die der nordrhein-westflischen Grnen. Aufgefordert, konsequent die Energiewende voranzutreiben statt sich am Neubau von Kohlekraftwerken zu beteiligen, riefen die Grnen die Polizei zur Hilfe. Lieen die Besetzung flugs beenden. Und stellten Strafantrag wegen Hausfriedensbruchs. Die Besetzer htten einen kritischen Dialog abgelehnt, Erpressung und Besetzung seien nicht zu tolerieren, monierten die beiden Landeschefs der Partei, Monika Dker und Sven Lehmann. Von der Aktivisten-Forderung nach einem sofortigen Braunkohleausstieg wollten die brgerlichen Post-kos ebenso wenig hren wie vom Vorwurf, sie trgen eine Mitschuld an der katastrophalen Kohlepolitik in NRW. Wahrscheinlich war ihnen das Dialogangebot nicht kritisch genug.

 


Marcus Meier ist Nachfahre von Bergleuten, fotografiert gerne stillgelegte Zechen wie Kokereien und schreibt seit fnfzehn ber die Energiepolitik in NRW.




Die Leidenschaften des Maulwurfs

Zum Verhältnis von Affekt und Politik

Serhat Karakayali
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	Serhat Karakayali
	

Zwei Wochen nach der erfolgreichen Besetzung des Gezi-Parks in Istanbul stand dessen gewaltsame Rumung kurz bevor. Auf dem Platz diskutierten die AktivistInnen, wie sie sich verhalten sollten. Die Grundzge dieser Diskussion wird man berall auf der Welt in hnlicher Weise beobachten knnen: Whrend die einen sich eher fr einen taktischen und geordneten Rckzug aussprachen, wollten andere die Besetzung um jeden Preis weiterfhren. Vermittlung, Aufschub und Rckzug gegen Beschleunigung, Opferbereitschaft und Kompromisslosigkeit. In der Sprache der politischen Kommunikation wird dieser Unterschied oft als der zwischen politischer Vernunft und irrationalem Gefhl apostrophiert. Und tatschlich: Ist es nicht so, dass politische Ziele sich nicht unabhngig von den jeweiligen gesellschaftlichen Bedingungen erreichen lassen? Oder prziser gesagt, von den Zielen anderer, konkurrierender politischer Krfte, sowie der Trgheit gesellschaftlicher Institutionen, sozialer Routinen und Einstellungen. Auf den ersten Blick scheint die Entgegensetzung von Vernunft und Leidenschaft sinnvoll zu sein, denn mit Vernunft meinen Akteure in der politischen Praxis oftmals, in einem ganz allgemeinen Sinn die Forderung realistisch zu sein, etwa im Sinne von Freuds Realittsprinzip. Das Realittsprinzip ist eigentlich nichts weiter als eine innerpsychische Instanz, die sich im Laufe der Sozialisation herausbildet. Wir haben gelernt, Widerstnde der Auenwelt, die bei der Erfllung unserer Wnsche im Wege stehen, in unserem Handeln zu bercksichtigen. bertragen auf die Sphre des Politischen entspricht dem das Wissen um die Notwendigkeit, Kompromisse einzugehen.


Vernunft und Leidenschaft
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	Hier ein paar besonders leidenschaftliche Exemplare des Maulwurfs.
	Zuggup (CC BY2.0)


Jedoch beruht eine solche Entgegensetzung auf einem allzu einfachen Verstndnis des Verhltnisses von Leidenschaften und Vernunft. Es unterstellt, dass rationales Handeln affektfrei, leidenschaftliches Handeln dagegen stets irrational sein msse. Dabei sollte nicht unterschlagen werden, dass diese Beziehung eine lngere Vorgeschichte im politischen Diskurs des abendlndischen Denkens hat. Albert Hirschman hat etwa darauf hingewiesen, dass im 18. Jahrhundert ein Einschnitt stattgefunden hat. Moralische Gebote seien nicht in der Lage, so die allgemeine Einschtzung, die Leidenschaften der Menschen zu bndigen. Aus diesem Grund entwickelte sich die Idee, dass die Macht der Leidenschaft nur durch je entgegengesetzte Leidenschaften wirkungsvoll gebndigt werden knne. Von Bacon bis Hume vertraten die fhrenden Denker der Neuzeit mehr oder weniger die Vorstellung, man knne den gesellschaftlichen Fortschritt durch geschickten Einsatz der Leidenschaften gegeneinander bewerkstelligen (Hirschman 1980, 35). Die Vernderung besteht nun darin, dass ab dem 18. Jahrhundert zunehmend dazu bergegangen wurde, die schdlichen Leidenschaften in solche zu unterteilen, deren Verfolgung letztlich harmlose oder gar positive Effekte habe und die dann unter dem Gattungsbegriff des Interesses gefasst wurden. Es drfte kein Zufall sein, dass es sich dabei um mit dem aufkommenden unternehmerischen Ethos anschlussfhige Leidenschaften handelte, nmlich Gier, Habsucht oder Gewinnsucht (ebd.). Leidenschaften, Gefhle oder Affekte werden demnach nicht grundstzlich gechtet, sondern unterliegen ihrerseits einer gesellschaftlich vermittelten Hierarchie. Wenn Individuen oder Kollektive in politischen Konflikten Emotionen zeigen oder wie das hufiger in denunziatorischer Absicht formuliert wird, sich von ihren Emotionen leiten lassen, dann zeigt dies zunchst nur die relative Sichtbarkeit einer bestimmten Klasse von Gefhlen.


Affekte und soziale Kmpfe


Viel produktiver als der Gegensatz von Gefhl und Verstand scheint eine dazu quer liegende Unterscheidung zu sein, die von den jngeren Debatten um die sogenannte Affekttheorie nahegelegt wird: Nmlich von Affekten, die passivieren und solchen, die die Handlungsfhigkeit erweitern bzw. vergrern. Diese auf die materialistische Philosophie Spinozas zurckgehende Theorie wird heute zunehmend in den Analysen der globalen Aufstnde und Bewegungen der letzten Jahre zum Einsatz gebracht. Die jngere Theoriestrmung weist den Leidenschaften und Affekten wieder eine wichtige Rolle fr die politische Theorie zu. Die Affekttheorie versteht Affekte als grundlegend fr gesellschaftsvernderndes Denken und Handeln. Die Aktivistin und Forscherin Marina Sitrin berichtet in ihren Bchern ber die befreiende Rolle bestimmter Protest- und Kommunikationsformen fr die berwindung einer passivierenden Scham ber die eigene Verschuldung insbesondere bei US-Amerikanischen Brgern (Sitrin 2013). In der Queer-Bewegung wiederum verlief die Debatte um Scham kontrovers. Theoretikerinnen wie Sedgwick und Frank (1995) betonten die Rolle von Scham fr die Herausbildung queerer Subjektivitt. Schlielich hat man fr eine ganze Bewegung in Spanien den Begriff der Emprung (Indignados = die Emprten) gewhlt (auch wenn dies nicht immer ein Name ist, den die AktivistInnen verwenden). Emprung ist eine Empfindung, die auch Michael Hardt und Toni Negri in ihrem gemeinsamen Buch Commonwealth als wichtigen politischen Affekt herausstellen. Die Emprung gehrt sicherlich zu denjenigen Affekten, die aus der Sicht derer, die fr die Rationalitt des politischen Diskurses, fr strategisches Handeln usw. pldieren, problematisch sind. Fr Hardt und Negri dagegen kann Emprung zu einem Prozess politischer Selbstbestimmung fhren. Und tatschlich hat die Emprung eine bindende Kraft. Sie verbindet uns selbst mit jenen, die wir als hnlich unterdrckt oder ausgebeutet wahrnehmen und jenen, die wir als die Verursacher dieser Unterdrckung ansehen. Weil aber damit die Ursache des Affekts als uerlich bestimmt wird, gehrt sie fr Spinoza, auf den sich ja auch Hardt und Negri berufen, zu den traurigen Affekten. Emprung als Unterkategorie des Hasses ist immer ein trauriger Affekt, der unsere Handlungsfhigkeit schwcht (vgl. Grattan 2011). Diese Behauptung beruht indes keineswegs auf einer moralphilosophischen Setzung. Vielmehr drckt sich in der Affektivitt eine wesentliche Bestimmung der sozialen Existenz des Menschen aus: Jede Handlung hat ihre Ursache und Vollendung in anderen Wesen. Zu existieren heit daher von anderen affiziert zu werden und diese zu affizieren. Als menschliche Wesen sind wir offen fr andere. Was Spinozas Denken radikal von den meisten modernen Philosophien unterscheidet ist, dass unser Begehren nicht als eine Art atomistischer Selbsterhaltungstrieb, sondern als relational gedacht wird, d. h. es ist bestimmt durch Beziehungen mit anderen Individuen, deren wechselseitige Handlungen und Leidenschaften. Im Kern des individuellen Begehrens befinden sich demgem meine Beziehungen zu anderen. Gefhle oder Affekte sind mit sozialen Interaktionen verbunden und kommen damit einer Funktion von Macht gleich.


Politische Klugheit


Der gesellschaftspolitische Stellenwert der Affekte ergibt sich demnach nicht aus der reinen Vernunft, sondern aus einer machttheoretischen Perspektive. So ist der Maximalismus eines Teils sozialer Bewegungen nicht einfach Ausdruck einer bermacht der Gefhle, sondern eine spezifische Verknpfung von Idee und Affekt. Man knnte sogar sagen, dass diese Haltungen in gewissem Sinn gerade nicht auf einem Verstndnis von Affektivitt aufruhen, in dem die Relationalitt unserer Existenz zur Geltung kommt. Die Komik, die sie gelegentlich ausstrahlen, beruht oft auf der Ignoranz gegenber den konkreten sozialen und politischen Beziehungen. Politisch zu denken heit aber nicht nur, stets den Kompromiss vorwegzunehmen, sondern zu bedenken, wie die Handlungen anderer uns affizieren. Daher war es ein Akt uerster politischer Klugheit, als die Menschen in Istanbul in der Nacht des 31. Mai 2013 gegen alle Vernunft auf der Strae geblieben und nicht vor der Polizei zurckgewichen sind. Eine kollektive und unorganisierte Entscheidung, die kein maximalistisches Programm, kein strategischer Plan und kein rationaler Diskurs zustandegebracht htte.


Serhat Karakayali ist Soziologe und Gastwissenschaftler an der Universitt Hamburg.
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Was bleibt?

10 Jahre wurde Berlin von Rot-Rot regiert, was ist heute davon übrig?

Tobias Schulze


Der Tabubruch


Dass sich die Berliner SPD in eine Koalition mit der Gysi-gefhrten PDS begab, war damals ein echter Aufreger. Weniger im Osten, da gab es mit Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern bereits Erfahrung und Gewhnungseffekte. Aber in der Frontstadt West-Berlin und in den alten Bundeslndern verursachte das neue Bndnis einen Kulturschock. Berlin spiele Russisch-Roulette, der Schaden fr die Stadt sei unermesslich, die Wessis seien schockiert. So kommentierte die BZ, das Westberliner Boulevard-Blatt von Springer. Aus der SPD verabschiedeten sich Mitglieder, einige zerhackten ffentlich ihre Mitgliedsbcher. Im Bund regierte Rot-Grn und bereitete die Agenda 2010 vor und untersttzte vorbehaltlos den Krieg in Afghanistan. Eine Koalition mit der PDS war auch in der SPD kein Selbstlufer.


Auch in der PDS rumorte es. Stein des Anstoes waren weniger die Inhalte des Koalitionsvertrages, sondern vor allem die Prambel, in der sich Rot-Rot klar vom SED-Unrecht distanzierte. Die letzten Ewiggestrigen verabschiedeten sich schimpfend ob dieses geschichtspolitischen Frevels aus der Partei. Heute, nach Anlufen auch in westdeutschen Lndern und dem dritten Bndnis in Brandenburg, sind Koalitionen mit der LINKEN an sich kein Aufreger mehr. Die Nachrufe auf Rot-Rot in Berlin waren freundlich. Es war das richtige Bndnis zur richtigen Zeit schrieb die Zeit. In dieser ra sei eine gespaltene Stadt geeint worden.
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Eine linke Partei in der Neufindung.


Die Regierungsbeteiligung hat der PDS, spter der LINKEN einen ungeheuren Professionalisierungsschub und einen Gewinn an Realittstauglichkeit gebracht. Auf Landesparteitagen wurden Themen und Konflikte unter der Prmisse der Regierungspraxis diskutiert. Das hatte Vor- und Nachteile: wenn etwas beschlossen war, dann war das die Position der Partei und auch ihrer Vertreter_innen in Senat und Abgeordnetenhaus (siehe Studiengebhren). Diese Beschlsse entfalteten unmittelbare Relevanz und wurden entsprechend umfassend und grndlich vorbereitet. Der Nachteil: natrlich hatten alle unmittelbar an der Regierungsarbeit Beteiligten nicht immer ein Interesse daran, sich von der eigenen Partei treiben oder bremsen zu lassen. Auseinandersetzungen mit Typen wie Klaus Wowereit oder Thilo Sarrazin sind kein Spa. Besonders in der ersten Legislaturperiode bis 2006 stand zudem alles unter der Prmisse einer Entschuldungsklage in Karlsruhe, die Berlin von den berbordenden Altschulden befreien sollte. Ehrenamtler hatten kaum die Mglichkeit, das Niveau der komplexen Debatten angemessen mitzugehen. Der Stresstest einer Regierungsbeteiligung legte auch die Defizite in der Parteientwicklung schonungslos offen.


Daher brach sich eine bertretungsenergie der Parteibasis nur selten Bahn. Zudem wandte sich das sozial-diskursive Spektrum und weite Teile der alternativen Szene der Stadt angesichts der als zu lasch empfundenen Auseinandersetzung mit der SPD von der LINKEN als Bndnispartnerin ab. Rot-Rot regierte meist ohne groe ffentliche Debatten, man formulierte auch keine Vision fr die Stadt. Belebend fr die Partei war das nicht gerade. Nun erfindet DIE LINKE ihre Rolle in der Stadt langsam neu  muss sich allerdings mit der Daueropposition von den Grnen und der neuen Konkurrenz von den Piraten herumschlagen. Aber die Umfragewerte steigen seit einem Jahr wieder, die Mitgliedszahlen auch. Aber abgeschlossen ist das Kapitel Regierung deswegen noch nicht.




Die freieste Stadt der Republik  und die sich am schnellsten spaltende.


Berlin hat sich, das war erklrtes Ziel von Rot-Rot, einiges vom Laissez-faire der 80er und der Nachwendezeit erhalten. Der Besitz grerer Mengen Marihuana ist erlaubt, eine Sperrstunde gibt es nicht, Videoberwachung auf ffentlichen Pltzen ist untersagt, das Klima offen und tolerant gegenber allen Lebensweisen, Kinderlrm ist hinzunehmen, Partys im ffentlichen Raum bis in die Nacht hinein sind die Regel, Volksbegehren stehen auf der Tagesordnung. Es hat seine Grnde, warum feierfreudige junge Menschen aus der ganzen Welt Berlin ansteuern. Dieses Flair hat die Stadt in den Jahren seit der Jahrtausendwende zu einem begehrten Lebensmittelpunkt gemacht. Und damit zeigen sich auch die materiellen Kehrseiten des Laissez-faire: Immobilieneigentum und nicht mehr eine libertre Stadtpolitik bestimmte zunehmend die Regeln. Eine Aufwertung der Innenstadt war erklrtes SPD-Ziel, die LINKE hatte dem wenig entgegen zu setzen. Und so wurden Clubs seit Jahren aus den angesagten, heute wohlhabenden Alternativkiezen verdrngt, ehemals ffentlicher Stadtraum wird zunehmend unter privates Recht gestellt, um etwa Obdachlose vertreiben zu knnen. Es ist wohl eine bittere Ironie der Geschichte, dass ausgerechnet eine libertre Innenpolitik einer Links-Mitte-Regierung der Absto fr eine Dynamik war, die aus Berlin eine ganz normale kapitalistische Metropole mit den Effekten der Verdrngung und sozialrumlichen Spaltung gemacht hat.


Vieles weitere bleibt von Rot-Rot: kostenlose KiTas und Unis, ein paar Gemeinschaftsschulen, drei Opern, aber auch geschlossene Kieztheater und Bibliotheken und ein unfertiger Flughafen. Anderes blieb nicht: ffentliche Beschftigung fr Langzeitarbeitslose, grozgigere Wohnkostenregelungen fr Hartz-IV-Beziehende etwa.


Die Fliehkrfte kapitalistischer Metropolen wirken weiter. Es regiert eine Groe Koalition, die Steuerhinterzieher deckt und Flchtlinge kriminalisiert. 2016 sind wieder Wahlen.
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Tobias Schulze ist Mitglied der prager frhling-Redaktion und hat als Mitglied verschiedener Parteigremien die ganze rot-rote Regierungszeit mitgemacht. Er findet nach dieser Regierung immer noch, dass Linke in Regierungen gehren  wenn sie wissen, was sie dort wollen und wie sie es kriegen.




Leaken für die Demokratie

Lobbyismus sichtbar machen

Anke Domscheit-Berg
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Es gibt wohl keine Gesellschaftsform, die sich nicht von selbst zum Schlechteren entwickelt, das gilt auch fr die Demokratie. Zu einflussreich sind manche Eigeninteressensvertreter*innen, zu ineffektiv die Grenzen, die diesen Einflssen gesetzt werden. Es sind doch seltsame Zuflle, wenn, knapp drei Wochen nach der Bundestagswahl und ein paar Tage nachdem Angela Merkel erfolgreich die Verschrfung der CO2 Ausstogrenzen fr Autos in der EU verhindert hatte, die Quandtfamilie (BMW) fast 700.000 Euro an die CDU berweist. Weil hier hohe Spendengrenzen berschritten wurden und das Feingefhl der Quandts hinreichend klein war, haben wir davon zeitnah erfahren und knnen uns unseren Teil dabei denken.


Der Regelfall ist Transparenz nicht und das, obwohl Transparenz das effektivste Mittel gegen unlautere Einflussnahme auf politische Meinungsbildungsprozesse ist. Lobbyismus ist normal, er wird nicht nur von Industrieverbnden und Einzelunternehmen sondern auch von Vertretern der Zivilgesellschaft wie Greenpeace betrieben. Aber es herrschen Ungleichgewichte in den Einflussmglichkeiten, verursacht durch den Umstand, dass sich einige Einflussnehmer leisten knnen, Vollzeitlobbyisten mit hohen Budgets auf den Weg zu schicken, whrend andere das in ihrer Freizeit und oft mit geringsten Ressourcen leisten. Daraus ergeben sich unterschiedliche Zugangsmglichkeiten zu interessanten Personen und Informationen. Sie erzeugen ein Informationsgeflle und ein Informationsgeflle erzeugt immer auch ein Machtgeflle. Damit ist Lobbyismus eben nicht gleichberechtigt und der Staat muss fr einen Ausgleich dieses Informationsgeflles sorgen. Dieser Ausgleich muss auf zwei Wegen erreicht werden.




Sichtbarmachung von Lobbyeinflssen
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	Spiegelneuronen.kilu.de (CC BY-NC-SA2.0)


Der eine Weg ist die vollstndige Sichtbarmachung von Lobbyeinflssen, denn ihre Transparenz verringert die Wahrscheinlichkeit, dass etwa Abgeordnete nicht nach ihrem Wissen und Gewissen sondern nach ggf. unlauterer Einflussnahme entscheiden.  Unsere Regelungen zur Transparenz von Nebeneinknften Abgeordneter oder zur Offenlegung der Parteienfinanzierung verhindern bisher, dass wir mehr erfahren ber mgliche wirtschaftliche Einflsse. Drei Viertel aller Parteispenden bleiben anonym, viele Spenden werden erst anderthalb Jahre nach Zahlung offengelegt. Es gibt auch kein verpflichtendes Lobbyregister in Deutschland, in dem alle Lobbyisten sich registrieren mssen  egal ob sie einen Verband oder ein einzelnes Unternehmen vertreten. Dabei bruchte es sogar einen Lobbykalender, um den tatschlichen Einfluss auf die Politik nachvollziehbarer zu machen und eine Kennzeichnung von Texten, die von Lobbyisten in Entscheidungsvorlagen von Politik und Verwaltung eingeflossen sind und noch viele weitere Instrumente, um den glsernen Staat zu schaffen und Brgerinnen und Brgern die Mglichkeit der Kontrolle von unten zu geben.




Bringschuld statt Holschuld 


Zum anderen brauchen wir eine Umwandlung der Holschuld staatlicher Informationen auf Seiten der Brger*innen hin zu einer Bringschuld fr diese Informationen auf Seiten des Staates. Im Sinne des Open Government  eines transparenten und partizipativen Staates  sind alle staatlichen Informationen automatisch und in maschinenlesbarer Form zu verffentlichen, mit nur zwei Ausnahmen: personenbezogene Daten und Daten mit begrndeter, besonderer Sicherheitsrelevanz. Das betrifft nicht nur statistische Daten sondern eben auch Gutachten, Ausschussprotokolle, Entwrfe fr Gesetze und dergleichen, die zeitnah zu verffentlichen sind.

Es ist nicht nachvollziehbar, warum selbst Vertrge mit enormen Auswirkungen auf das Leben der Menschen nicht unter den wachsamen Augen der Zivilgesellschaft verhandelt werden. Erkennbar ist jedoch, dass solche unter Ausschluss der ffentlichkeit verhandelten Vertrge oft einen schlechten Interessensausgleich abbilden oder mit anderen Worten zum Nachteil der Allgemeinheit ausgehandelt wurden. Dagegen gibt es nur eine Form der Selbstverteidigung und das ist Transparenz von unten zu schaffen, etwa durch das Leaken von Vertragsentwrfen oder, wenn es dafr zu spt ist, wenigstens der finalen Vertragsunterlagen, wie das bei den Berliner Wasservertrgen geschah.




Transparenz als Chance


Das rechtzeitige Leaken solcher Entwrfe hat im Fall ACTA gezeigt, dass die Zivilgesellschaft damit eine Voraussetzung erhlt, sich substanziell zu wehren. Wir erleben diesen Prozess gerade erneut nach dem Leak der Entwrfe des transatlantischen Freihandelsabkommens TTIP, auf den erneut zwar Industrievertreter*innen aber nicht die Zivilgesellschaft Einblick und damit Einfluss hatten. Diese Transparenz ist fr uns eine Chance, denn es lassen sich viel einfacher Menschen auf der Basis von Fakten mobilisieren, als aufgrund von Vermutungen. Viele Beispiele berall auf der Welt haben das gezeigt. Die arabische Revolution erhielt einen starken Auftrieb, als die Machenschaften der Regierenden durch geleakte Dokumente nachvollziehbar wurden. Die Wahlen in Kenia fielen anders aus, als die lange vermutete Korruption an der Spitze des Landes endlich nachgewiesen wurde  in beiden Fllen durch einen Leak auf WikiLeaks.


Als in Island geleakte Dokumente fr jeden durchschaubar machten, wie Bankmanager*innen, Freund*innen und Verwandte die Bank mit Krediten in Milliardenhhe ohne Sicherheiten plnderten und wie selbst Politiker hchsten Ranges Fehlverhalten verdeckten, weil sie eigene Vorteile davon hatten, befeuerte das die Kochtopfrevolution des Landes, in deren Ergebnis die Ablehnung der Sozialisierung von Bankverlusten in einer Volksabstimmung stand, die Bestrafung von Bankmanagern und Politikern sowie die Verabschiedung neuer Gesetze zur Schaffung von mehr Transparenz und einen besseren Whistleblowerschutz.


Whistleblower sind oft unser letztes Sicherheitsnetz, wenn die Demokratie auf Abwege gert. Sie bringen Fakten ans Licht, die genug Momentum schaffen knnen, Fehlentwicklungen wirksam zu stoppen. Die Leaks von Edward Snowden gaben uns diese Mglichkeit, denn nur mit detaillierter Kenntnis zum Ausbau eines digitalen Totalitarismus knnen wir uns dem entgegenstellen. Galten Aktivisten, die vor dem Missbrauch technischer berwachungsmglichkeiten warnten noch vor wenigen Monaten als paranoid, nimmt man jetzt ihre Warnungen ernst.




Bedrohliches Potential


Die Snowden-Enthllungen werfen jedoch auch viele neue Fragen auf, die zu beantworten sein werden. Dass sich die Bundesregierung hier in weitgehendes Schweigen hllt und wenig Aktionismus an den Tag legt, hat vielleicht auch damit zu tun, dass die Wahrheit fr sie unangenehm ist und zu einer Dynamisierung der Protestbewegung fhren kann. Mehr Kenntnis ber Missstnde, wie in diesem Fall ber die fehlende Kontrolle der Geheimdienste und die mangelnde Einhaltung der Grundrechte durch staatliche Stellen wrde es der Zivilgesellschaft leichter machen, konkrete Forderungen zu stellen und dafr Druck aufzubauen. So schafft Transparenz die Grundlage nicht nur fr die Kenntnis sondern auch fr die Erkenntnis  fr die Durchschaubarkeit von Zusammenhngen, Netzwerken, Seilschaften, Verflechtungen von Interessen. Es ist genau diese Durchschaubarkeit, die nach wie vor von vielen Vertretern der politischen Klasse nicht gewnscht ist, denn Wissen ist Macht. Wer ein System durchschaut, der kann aufzeigen, an welchen neuralgischen Punkten es nicht mehr funktioniert und wie man diese Fehler korrigieren kann und Verflechtungen auflst. Das ist fr einige Vertreter*innen dieser Klasse ein bedrohliches Potenzial, deshalb ziehen sie es vor, im Dunklen zu Handeln. Umso wichtiger ist es daher, fr Transparenz im staatlichen und politischen Handeln zu kmpfen, denn sie ist ein wichtiger Hebel in der Auseinandersetzung fr eine saubere Demokratie und fr die Verteidigung der Grundrechte aller Brger.




Anke Domscheit-Berg ist Publizistin und Aktivistin, die sich fr die Gleichberechtigung von Frauen  besonders in der Wirtschaft  einsetzt. Dafr erhielt sie 2010 den Berliner Frauenpreis. Daneben arbeitet sie am Thema Open Government und kandidiert fr die Piratenpartei fr das europische Parlament.




Was wollen die Grünen?

… und was könnten sie wollen können?

Helge Meves
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Die Grnen haben das dritte Mal hintereinander ihr Wahlziel einer Bundesregierung mit der SPD verfehlt. Die SPD ist wie 2005 in einer Koalition mit der CDU. Und die Grnen sind nach Hamburg und dem Saarland nun in Hessen eine Koalition auch mit der CDU eingegangen. Was wollen die Grnen? Und was knnen sie wollen?




Regierungsbeteiligungen verantwortungsethisch


Enttuschung ber die Koalitionen von SPD und Grnen mit der CDU sind dennoch fehl am Platze.  In ihrer 150jhrigen Geschichte war die SPD seit der Zustimmung des Groteils ihrer Parlamentarier zu den Kriegskrediten 1914 ber den NATO-Doppelbeschluss bis zur Agenda 2010 immer wieder eine Partei, die zu historischen Kompromissen fhig war, die auf den ersten Blick widersprchlich waren dennoch einer gewissen inneren Logik folgten.


Immer stand dabei die SPD vor der Frage, wie sie sich im Verhltnis zwischen ihrer Programmatik sowie den Wnschen ihrer Mitglieder und der gesellschaftlichen Stimmung entscheiden sollte. Diese Frage steht selbstredend vor jeder programmatisch aufgestellten Partei. Und allein nicht mehrheitsfhige und noch mehr kleinere Parteien mssen mit Blick auf eine mgliche Regierungsbeteiligung immer reflektieren und abwgen, wie sie in einer Regierung einen Beitrag dazu leisten knnen, dass diese den Groteil der Gesellschaft vertritt.


Interpretiert man diesen Abwgungsprozess allerdings als einen der verantwortungsethischen Lagebeurteilung versus gesinnungsethischer Parteirson, wie der Journalist Gustav Seibt zuletzt den Sieg ber die Letzteren als einen Reifungsprozess der SPD feierte, nimmt man ihm seine genuin demokratische Funktion.




Wertkonservative Schnittstellen
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Die Frage ist, wie SPD, LINKE und Grne mit der Herausforderung einer verantwortungsethischen Parteirson umgehen werden. Fr die Grnen ist diese Frage allein deshalb spannender als bei den anderen beiden, weil ihre Koalitionen mit der CDU auf wertkonservativen Schnittstellen beruhen. Dazu kann gezhlt werden die Bewahrung der Schpfung, eine intakte Heimat, gesunde Umwelt, ein selbstverantwortliches Individuum wie Schuldenfreiheit, etwas irreleitend auch nachhaltige Haushaltpolitik genannt. Mit der strkeren Orientierung auf diese Schnittstellen verschiebt sich aber auch die Vorstellung von und Erwartung an Politik. Wertkonservative erhalten und verteidigen frhere Vorstellungen, soweit sie sich ihrer Meinung nach bewhrt haben. Dieser Rekurs auf Vergangenes bereichert die Debatte in jedem Fall, wobei hier nicht einmal darauf eingegangen werden muss, dass es auch linke wertkonservative Positionen gibt. Er fhrt aber auch zu einer Verschiebung, weil die spezifischen Erfahrungen und das Reflexionsvermgen dafr nicht alle mitbringen. Kommunal- und Landespolitiker, vorrangig an praktischen gesellschaftlichen Bewegungen interessierte wie auch sich gesellschaftskritisch verstehende Akteure rutschen durch  die Themensetzung aus dem Diskurs. Parallel wird die gesellschaftliche Stimmung als Gradmesser fr das Bewhrte zunehmend selektiv wahrgenommen. Das energiepolitische Konsensangebot der Grnen an die Regierung von Anfang des Jahres atmet diesen Geist genauso wie es die Argumente der Grnen gegen die Regierungspolitik entwertet.




Das linke Lager


Linke Alternativen bentigen dagegen Formen der Meinungs- und Willensbildung, in der jede und jeder seine Positionen nicht nur ein- sondern auch zur Geltung bringen kann. Untergrenzen sozialer und politischer Rechte knnen soziale Ausgrenzungen verhindern. Mindestsicherung, Mindestlohn, Mindestrente sind dafr notwendige aber nicht hinreichende Bedingungen. Umverteilung sollte aber immer auch die demokratischen Partizipationsmglichkeiten einschlieen. So etwas beginnt gewhnlich mit Gesprchen der Parteien untereinander in wechselseitigem Respekt vor der Pluralitt der Linken wie ihrer jeweiligen Eigenstndigkeit. Moderiert gelnge dies entspannter, zumal neue Anregungen Grben berbrcken und einige Differenzen als relative deutlich machen knnten. Ohne diese fhrt kein Weg zu einer Hegemonie jenseits einer CDU/CSU-gefhrten Regierung.




Helge Meves beobachtet aus dem Karl-Liebknecht-Haus der LINKEN die Poltik der Grnen.
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Lernt, zu siegen!

Vier Wege für progressive Politik in Regierung oder Opposition oder dazwischen - am Beispiel der Studiengebühren.

Tobias Schulze



	[image: ]
	Tobias Schulze
	privat


1. Gar nicht erst einfhren: Berlin


2003. Berlin war pleite, Krzungen und Streichungen  auch bei Hochschulen und Kultureinrichtungen an der Tagesordnung. Der Wissenschafts- und Kultursenator von der PDS brauchte jeden Cent fr seinen Etat. Da kam die Debatte ber neue Steuerungsmodelle in ffentlichen Verwaltungen und Unternehmen zur rechten Zeit. Wenn wir diese besser managen mssen, warum nicht auch die Hochschulen? Warum nicht deren Leistungen rationieren, statt sie endlos auszureichen? Und wenn dann noch Geld abfiele, um ein Theater zu retten? Und so griff der Senator auf das Modell der Studienkonten zurck, das ein grnennaher Bildungsforscher erfunden hatte. Kostenloses Studieren sollte es nur noch kontingentiert geben. Wer mehr will, etwa ein Zweitstudium, oder lnger braucht, sollte dies bezahlen. Die SPD wollte gleich richtige Studiengebhren, da war das Kontenmodell als soziale Alternative zu verkaufen.


Allein: die Partei spielte nicht mit, Teile der Fraktion ebenfalls nicht. Die Studierenden, ohnehin wegen der Krzungen auf den Barrrikaden, nahmen das Vorhaben sehr bel. Es war neben der Entscheidung ber den Umgang mit dem Bankenskandal einer der groen Konflikte in der Partei.


Und so wurde in einem halbjhrigen Prozess die Entscheidung vorbereitet. Das Modell wurde der Basis vorgestellt, Hochschulpolitik in die Gremien getragen. Am Ende stand ein Landesparteitag, auf dem der Antrag des damaligen Landesvorsitzenden, der Senatsmitglieder und der Mehrheit des Landesvorstands gegen die FachpolitikerInnen und die jngeren Teile der Partei stand. Studierendenaktvist_innen waren vor Ort. Ja, es war auch ein Generationenkonflikt. Auf der einen Seite stand der Wille zum Durchhalten von bildungspolitischen Grundsatzpositionen der Gesamtpartei. Auf der anderen der Versuch, den Gesichtsverlust eines linken Regierungsmitgliedes abzuwenden. Das Studienkontenmodell wurde abgelehnt, der Senator verkndete es mit hngenden Schultern in den Abendnachrichten. Der Koalitionspartner SPD musste feststellen, dass Parteitagsbeschlsse in anderen Parteien gelten. Diese Erkenntnis zahlte er dem Koalitionspartner PDS in Form von rger und Blockade heim. Berlin erhebt jedoch bis heute keine Studiengebhren, obwohl die Unis begehrt sind wie in keiner anderen Stadt.


2. Die Gunst der rot-rot-grnen Mehrheit nutzen: Hessen



	[image: ]
	Lernen und Freiheit ... was fr Zeiten
	Wolfgang Sterneck (CC BY-NC-SA 2.0)


2008. Nach der hessischen Landtagswahl im Januar war eine Regierungsbildung nur in einer Groen Koalition oder in einem Dreier-Bndnis mglich. Die SPD hatte jedoch Rot-Rot-Grn ausgeschlossen und suchte nun einen Weg, Andrea Ypsilanti doch noch zur Ministerprsidentin zu machen. Whrend eine durch DIE LINKE tolerierte rot-grne Landesregierung in den drei Parteien monatelang vorbereitet wurde, blieben Roland Koch und seine CDU-Minister_innen geschftsfhrend im Amt. Die rot-rot-grne Mehrheit im Landtag probte schon einmal das gemeinsame Vorgehen und schaffte im Juni die erst ein Jahr zuvor von Koch eingefhrten allgemeinen Studiengebhren samt ihrer Langzeitvariante wieder ab. Gegen die Gebhren waren zu dem Zeitpunkt Verfassungsklagen von Parteien, aber auch von Brgerinnen und Brgern anhngig. Das CDU-Wissenschaftsministerium hatte diese Entscheidung umzusetzen. Dazu gehrte auch, 96 Millionen Euro wegfallende Einnahmen aus dem Landeshaushalt zu ersetzen. Hessen war damit das erste Land, das den allgemeinen Trend zum Bezahlstudium umdrehte. Die ersten Erfahrungen mit Gebhren lagen vor: Sie machten nur wenig an den Unis besser, aber fr viele einiges schlechter. Es wurde klar, dass sie vor allem zum Rckzug des Staates aus der Hochschulfinanzierung und zur Privatisierung von Strukturen genutzt wurden. Der weitgehend uneingeschrnkte Durchmarsch neoliberaler Politikinstrumente im Hochschulsektor hatte in Hessen ein Ende gefunden. Im Grndungsjahr der Linkspartei stand der hessische Weg parlamentarischen Handelns auch fr einen Aufbruch linker Mehrheitsfindung. Der Mut von Andrea Ypsilanti wurde jedoch bitter von vier SPD-Abgeordneten bestraft. Die CDU blieb an der Regierung  bis heute.


3. Zustimmen, wenn es passt: Nordrhein-Westfalen


2011. Der Tabubruch gelang doch noch. Im bevlkerungsstrksten Bundesland regierte seit 2010 eine rot-grne Minderheitsregierung unter Hannelore Kraft, der eine Stimme zur eigenen Mehrheit fehlte. Die SPD hatte sich nach dem Ende der Groen Koalition im Bund auf ihre Handlungsoptionen in den Lndern besonnen. Kraft galt als linksorientierte Hoffnungstrgerin. Erste Sondierungen mit der LINKEN waren gescheitert, trotzdem blieb sie als eine von drei Oppositionsparteien bei wechselnden Mehrheiten gefragt. Meist lie sie Regierungsvorhaben per Enthaltung passieren. In der LINKEN verstummten angesichts dieser Rolle im linkesten aller Landesverbnde endgltig die die Grundsatzdebatten ber Regierungseintritte. Stattdessen nahmen die Diskussionen ber rote Linien und zentrale Projekte der Partei Fahrt auf. Eins davon war wie schon in Hessen der Abschaffung der von Schwarz-Gelb 2006 eingefhrten Studiengebhren, zu der die Landesregierung bereits kurz nach ihrem Arbeitsbeginn einen Gesetzentwurf vorlegte. Es dauerte jedoch ein halbes Jahr, bis die Regierungsfraktion mit der LINKEN einig war. Diese wollte die Gebhren sofort abschaffen, Rot-Grn wegen der 249 Millionen Euro Einnahmeausflle erst ein Jahr spter. Man einigte sich schlielich auf das Wintersemester 2011/2012. Frher war es wegen der langen Verhandlungen ohnehin nicht zu schaffen. Die Abschaffung der Gebhren war eines der wenigen Vorhaben, die das Kabinett Kraft explizit mit Zustimmung der LINKEN durch den Landtag brachte und nicht nur auf deren Enthaltung setzte.


Die Minderheitsregierung scheiterte 2012, als FDP und LINKE den Haushaltsentwurf der Koalition ablehnten. Ob dies eine Taktik von Rot-Grn war, angesichts guter eigener Umfrageergebnisse zu Neuwahlen und einer stabilen eigenen Mehrheit zu kommen. Oder ob tatschlich handwerkliche Fehler von LINKEN und FDP die Ursache fr das Platzen der Regierung waren, soll hier nicht errtert werden. Der LINKE bekamen die Neuwahlen trotz ihres Erfolges bei den Studiengebhren nicht gut, sie flog aus dem Landtag.


4. Die Macht des breiten Bndnisses: Bayern
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	Endlich wieder schlafen knnen. Zumindest in Berlin, Hessen und Bayern.
	adesigna (CC BY-NC-SA2.0)


2012. Der Freistaat nahm als eines der letzten Bundeslnder noch Gebhren von seinen Studierenden, die 2007 von der CSU eingefhrt und politisch von der folgenden CSU-FDP-Koalition uneingeschrnkt befrwortet wurden. Vier verschiedene Initiativen sammelten im Januar 2012 Unterschriften gegen die Gebhren. Erst als sich ein breiteres Bndnis von Freien Whlern, SPD, Grnen, LINKEN, Piraten ber Gewerkschaften und Verbnden bis zu natrlichen Studierenden und ihren Verbnden formierte, hatte man Erfolg. Fr die Beantragung eines Volksbegehrens sind in Bayern 25.000 Unterschriften notwendig, die das Bndnis im Juni einreichte. Das Innenministerium lehnte das Volksbegehren jedoch als verfassungswidrig ab. Dagegen erhob das Bndnis Beschwerde beim Verfassungsgericht, das schlielich den Weg fr ein Volksbegehren frei machte. ber 70 Prozent der Bayerinnen und Bayern waren zu diesem Zeitpunkt laut Umfragen gegen Studiengebhren. Angesichts der Aussicht auf echten Gegenwind erkannte Landesvater Seehofer seine Chance und fiel trotz gegenteiliger Abmachung im Koalitionsvertrag einfach um. Ab sofort war die CSU gegen Studiengebhren, schlielich stand der Wahlkampf vor der Tr. Nur die FDP kmpfte nun noch allein auf weiter Flur und verteidigte mit ihrem Wissenschaftsminister Heubisch an der Spitze die Campusmaut. Im Januar 2013 begann das Volksbegehren, das fr einen Erfolg kaum erreichbare 940.000 Unterschriften innerhalb von zwei Wochen in einem riesigen Flchenland bentigte. Mit groem Kraftaufwand von vielen Tausend Aktiven wurde jedoch ein Erfolg erreicht, der die Initiatoren wohl selbst berraschte. Statt der ntigen 10 Prozent der Wahlberechtigten waren es am Ende 14,3 Prozent, die einen Volksentscheid per Unterschrift erzwingen wollten. Da machte auch die FDP den Weg auf Drngen ihrer Landesvorsitzenden Leutheusser-Schnarrenberger zur Abschaffung frei und lie die CSU mit der Opposition stimmen. Im April 2013 beschloss der Landtag die Abschaffung der Studiengebhren und kam auf diese Weise einem Volksentscheid zuvor. Es war das erste Volksbegehren in Bayern, das unverndert vom Landtag bernommen wurde.


Nicht die Geradlinigkeit der Opposition im Bndnis, sondern der wendehlsische Populismus von Seehofers CSU wurden jedoch bei den nachfolgenden Landtagswahlen honoriert. Grne, LINKE und Freie Whler wurden abgestraft. Lediglich die SPD punktete leicht. Die CSU regiert jetzt wieder allein mit einer absoluten Mehrheit - wie in den 46 Jahren vor 2008.




Tobias Schulze ist Mitglied der prager frhling-Redaktion und hat keinen einzigen Euro Studiengebhren bezahlt.




Über die Proteste gegen die hessischen Studiengebühren



Thomas Winhold


Am 3. Juni 2008 wurden durch Beschluss der Fraktion der SPD, der Linken und der Grnen im hessischen Landtag die vier Jahre zuvor von Schwarz-Gelb eingefhrten Studiengebhren wieder abgeschafft. Dem ging eine heftig gefhrte Debatte im ganzen Land voraus, an der sich nicht nur die blichen Verdchtigen beteiligt hatten.


Das im Jahr 2004 in Kraft getretene Studienguthabengesetz hatte zur Folge, dass ab dem Sommersemester sogenannte Langzeitstudierende sowie fr das Zweitstudium eine Gebhr zwischen 500 und 900 Euro erhoben wurde. Gute zwei Jahre darauf beschloss das Kabinett Koch ein Studiengebhrenmodell, wonach allgemeine Gebhren ab dem 1. Semester in Hhe von 500 Euro sowie mgliche Gebhren fr auslndische Studierende und fr Masterstudiengnge von bis zu 1.500 Euro erhoben werden sollten.
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	Protest gegen Studiengebhren
	Till Dettmering (CC BY2.0)


Der Protest der Studierenden lie erwartungsgem nicht lange auf sich warten. Schnell organisierten die ASten, hochschulpolitische Gruppen, Parteien und Gerwerkschaften Demos und Protestveranstaltungen in allen hessischen Hochschulstdten. Wie blich bei solchen Protestaktionen wurden Campusgebude besetzt, Veranstaltungen gesprengt, Protestcamps aufgezogen und alternative Veranstaltungsplan entwickelt. So weit, so normal. Doch schon an den Hochschulen selbst gelang es, eine breite Untersttzung zu organisieren: So sprachen sich z.B. die Senate der TU Darmstadt, der FH Frankfurt, der Uni Kassel und der JLU Gieen teilweise einstimmig gegen die Plne der Landesregierung aus, wodurch eine bis dahin nicht gekannte Einmtigkeit der Universitas in dieser Frage nach auen dokumentiert wurde. Sogar die Konferenz der hessischen Fachhochschulprsidenten lehnte das Gebhrenmodell einmtig ab. Lediglich der Senat der Goethe-Universtitt Frankfurt befrwortete mehrheitllich den Gesetzesentwurf.


Die Trger und Organisatoren der Proteste verfolgten bald die Strategie, den Protest vom Campus in die Innenstadt zu verlagen, um deutlich zu machen, dass Studiengebhren nicht allein das Problem der Studierenden (und damit eines kleinen Bevlkerungsteils) sind, sondern weitreichende gesellschaftliche Folgen haben wrden. So wurde von Anfang an berlegt, kommunal- und landespolitische Bndnispartner zu suchen ebenso wie SchlerInnenvertretungen, Elternverbnde, Vereinsringe, VertreterInnen der lokalen Wirtschaft und Gewerkschaften gesucht und gefunden. Nicht allein die Landtagsopposition konnte gewonnen werden, auch diverse Stadtverordnetenversammlungen solidarisierten sich mit dem Widerstand.


Neben dem Protest der Strae, welcher erwartungsgem durch z.B. Kreuzungs- und Autobahnblockaden nicht nur Freunde gewinnen konnte, vor allem whrend der gerade in Deutschland stattfindenden WM, wurde gemeinsam mit dem DGB auch auf juristische Weise versucht, die Einfhrung von Gebhren zu verhindern. So wurde eine breit angelegte Kampagne fr eine Verfassungsklage zur berprfung der Verfassungsmigkeit federfhrend vom DGB aufgelegt. Neben dem Nutzen der Bereitstellung einer organisatorischen Infrastruktur war damit auch gewhrleistet, dass die Beteiligung einer Massenorganisation die gesamtgesellschaftliche Bedeutung des Protests verdeutlichen konnte. Innerhalb krzester Zeit konnten mehrere 10.000 Unterschriften gegen die Gebhrenerhebung gesammelt werden.


Nachdem die Landesregierung ihre Mehrheit mit der Wahl 2008 verloren hatte, wurde schlielich die Entscheidung mit den Stimmen der Mehrheit des Parlaments vollstndig kassiert, die noch im Amt befindliche Regierung erklrte, von weiteren Versuchen Abstand zu nehmen. Im aktuellen Koalitionsvertrag der schwarz-grnen Landesregierung wird daran festgehalten. Die Breite des Proteste und die kluge Einbindung weiter Teile der Bevlkerung haben nachhaltig verdeutlicht, dass es ber die blichen Lager hinweg keine gesellschaftliche Mehrheit fr Studiengebhren in Hessen gibt.




Funktions- und Sozialbereich

Linke Parteien zwischen Verstaatlichung und Autonomie

Kolja Möller und Jörg Schindler
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	Jrg Schindler
	privat


Leute, die in linken Parteien mitmachen, sind in der Regel fr das Gute. Sie wollen eine bessere Welt. Oder sie brauchen einen Job, was auch verstndlich ist. Oder sie suchen Freund_innen. Parteien sind jedoch nicht nur das Spielfeld individueller Selbstinszenierung, sondern hochkomplexe Massenorganisationen. Sie gleichen  darauf hat die Soziologin Jasmin Siri erst krzlich hingewiesen  eher Verwaltungsapparaten als dem Bund der Kommunisten aus dem 19. Jahrhundert, der noch aus einer Handvoll in Europa verstreuten Mitgliedern bestand. Parteien sind einerseits Teil des Staates. Daher bekommen sie ihr Geld und ihre Anerkennungsressourcen. Und sie erhalten ihr Politikverstndnis daher. In der liberalen Demokratie geht es immer zuerst um die Auswahl von politischem Fhrungspersonal, das Politik als Beruf (Max Weber) betreibt. Andererseits knnen Parteien ein Instrument sein, um bestimmte politische Ziele und gesellschaftliche Haltungen zu reprsentieren. 
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	Kolja Mller
	

Parteien werden nicht nur dadurch zusammengehalten, dass Geld fliet und Jobs verteilt werden. Sie sind ebenso assoziative Organismen. Hier wirken soziale Bindekrfte, Leute fhlen sich aufgehoben und verleihen ihrer Meinung einen Ausdruck. Die Doppelgesichtigkeit der Parteiform macht  und das ist der Knackpunkt  natrlich vor Parteien nicht halt, die in ihrem Grundsatzprogramm systemkritische Beschlusslagen verabschiedet haben und sich als links, als Anti-Parteien-Partei, als demokratische Erneuerungsbewegung oder als liquid verstehen. Die Verstaatlichung setzt mit der Entscheidung ein, sich an Wahlen zu beteiligen und inhaltlich und personell in Institutionen mitzubestimmen. Ab diesem Zeitpunkt findet in der ffentlichkeit, in MitarbeiterInnenkreisen, in Fraktionen und genauso durch das in die Verwaltung entsandte Personal ein permanenter kritischer Abgleich zwischen dem Programm und der taktischen Erhaltung des Einflusses im Staat statt. In gewisser Weise sind linke Parteien nicht wirklich anders als die anderen. Aus diesem Befund muss allerdings nicht geschlossen werden, dass die Parteiform einfach ad acta zu legen ist.
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	Klassische Konfliktlsungsstrategie: die gezhmte Regelbertretung
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Johannes Agnoli und die Einheitspartei


Obwohl linke Parteien also brgerliche Parteien sind, sind sie doch  schon aufgrund ihres Klientel und ihres Anspruchs, eine Alternative zum Status quo brgerlicher Herrschaft zu sein  besonders im Spagat. Das Spannungsverhltnis zwischen verstaatlichter und sozial-autonomer Partei in einer Organisation lsst sich historisch recht gut an den unterschiedlichen Parteitheorien von Johannes Agnoli und Wolfgang Abendroth verdeutlichen. Agnoli entwirft in seiner Transformation der Demokratie ein ganz und gar realistisches Bild der reprsentativen Demokratie. Parteien mssen die 5% knacken, um berhaupt relevant zu sein  deshalb knnen sie im Grunde nichts wirklich Oppositionelles vertreten. Denn die Notwendigkeit der Stimmenmaximierung muss immer dem Rechnung tragen, was gemeinhin fr machbar gehalten wird. Forderungen sollten Anschluss an den Alltagsverstand der WhlerInnen, Medien und ExpertInnen finden. Die TaktikerInnen der Partei mssen in Talkshows und Interviews, aber auch in klar und neues deutschland dieses Ausschlusskriterium bercksichtigen. Sie knnen grundlegende Ziele, etwa nach einer anderen Wirtschaftsweise oder nach einer anderen Art der politischen Vergemeinschaftung, nur schwer vertreten. Fr Agnoli ist das politische System deshalb nur eine plurale Fassung der Einheitspartei. Wer Agnolis Transformation der Demokratie aufmerksam liest, fhlt sich sofort an eine halbwegs realistische Schilderung des Parteilebens auch linker Parteien erinnert: Wichtigtuerische Erwgungen zur Durchsetzung windiger Kompromisse durch Mandatstrger_ innen; die Erhebung von Detailproblemen aus der Froschperspektive zu wesentlichen Auseinandersetzungen; Entfremdungs- und Verachtungsprozesse gegenber den Vertretenen als auch die Etablierung eigener politischer Raumschiffe des Funktionspersonals, ob es das Essen in der Bundestagskantine oder die Aufeinanderfolge der besuchten Ausschsse betrifft.


Das Problem bei Agnoli ist natrlich seine funktionale Vereinseitigung. Denn Parteien sind eben nicht nur Teil des Staates. Sie haben auch ein Eigenleben, einen assoziativen Sektor. Sie sind der Ort von Stiftungen, Abendveranstaltungen, Jugend- und Studierendenverbnden, Kinder- und Freizeitorganisationen. Und sie bilden Ansprche ab, speisen Unbehagen und Protest in die Institutionen ein oder werfen aktuelle und grundstzliche Fragen auf. Vom die da oben machen doch, was sie wollen, die Emprung ber die Hartz-IV-Gesetze bis zur drngenden Forderung Mindestlohn jetzt! oder schlicht der Kritik an Misswirtschaft und Korruptionsfllen der Verwaltungseliten der anderen Parteien. Anlsse fr Politisierung des gesellschaftlichen Konflikts gibt es genug. Darauf mssen die politischen Funktionre Rcksicht nehmen. Sie knnen nicht einfach alles mit dem Sozialbereich der Partei machen.


als ich der Versuchung widerstand?


Das war jedenfalls immer der Anknpfungspunkt fr linkssozialdemokratische Perspektiven auf Parteien, wie sie in der BRD wohl am prominentesten Wolfgang Abendroth vertreten hat. Hier ist dann jedoch wiederum die voluntaristische Vereinseitigung am Werk. Die Arbeiter_innenbewegung schafft sich Parteien und Gewerkschaften als Instrument, um in den Institutionen ihre Positionen zur Geltung zu bringen. Die Idee der Partei als Instrument unterschtzt die Eigenlogik von Institutionen und staatlichen Apparaten. Und Abendroth setzt stets eine weiterhin zu eigener Initiative fhige Arbeiter_innenbewegung voraus, mit eigenen Medien und eigener Kultur, von der aus ein Gebrauch dieser Instrumente stattfindet. Das Problem damit ist natrlich, dass dies schon zu Abendroths Zeiten in den 1950er und 1960er Jahren nur noch in Anstzen der Fall war.


Funktions- und Sozialbereich der Partei


Trotzdem ist es sinnvoll beide Argumente ernst zu nehmen. Dann ist die Partei der Ort, an dem eine Art berschneidung zweier Bereiche stattfindet, die man als Funktions- und Sozialbereich bezeichnen kann. Parteien sind Teil des Staates. Sie sind aber ebenso Orte selbstbestimmter Interessenartikulation, damit auch Orte der verstetigten Kritik und Emanzipation. Von dort ausgehend lsst sich die Frage nach einer demokratischen Mitgliederpartei anders stellen:


1. Eine demokratische Mitgliederpartei kann nicht entlang basisdemokratischer Vorstellungen  la alle entscheiden ber alles entstehen. Anspruchsvolle Vorstellungen von Demokratie sind auf die Handlungsbedingungen der bestehenden Parteiform zu beziehen. Es gibt beides: Einen Funktionsbereich, in der die Partei Teil des Staates ist und ihre Politikformen reproduziert (Mandatstrger_innen, Mitarbeiter_innen, Fraktionen, Abgeordnetenbros, auch die Vorstnde der Partei, soweit sie ber die Aufrechterhaltung der Strukturen, Entscheidungen ber Koalitionen oder hnliche staatsnahen Themen EmpfngerInnen und AdressatInnen des staatlichen Austauschs sind) und einen Sozialbereich, der eine gewisse Eigenstndigkeit und Verbindungslinien in die Gesellschaft aufweist. Unter letzteren fallen etwa die aktiven Mitglieder, ihre Arbeitskreise und die Parteivorfeldorganisationen sowie kleine Zeitungen, die Vorstnde, soweit sie Parteileben organisieren und Themen setzen zu verstehen. Beide Seiten sind Idealtypen und dienen hier lediglich der Systematisierung zum Verstndnis der Funktionsweise der Bereiche. Sozial- und Funktionsbereich brauchen sich gegenseitig. Einen Sozialbereich der LINKEN beispielsweise gibt es nur, wenn die Partei auch in Parlamenten vertreten ist und die 5%-Hrde berspringt. Jeder Versuch, den anderen Bereich einfach zu ignorieren oder mit inkompatiblen Ansprchen zu berfordern, scheitert. Schrders Basta!-Politik und Mnteferings ruppiger Stolz, seiner Klientel die Rente ab 67 aufs Auge gedrckt zu haben, hat gezeigt, wozu die Auslschung des Sozialbereichs, hier der SPD, fhren kann. Teile dieses Sozialbereichs haben sich der LINKEN zugewandt und hier einen neuen Funktionsbereich geschaffen. Im brigen ist die heutige SPD-Funktionselite nach wie vor damit beschftigt, den Ground Zero des SPD-Sozialbereichs aufzurumen. Das Beispiel mag auch dem Funktionsbereich der LINKEN als Warnung dienen. Bestimmte Entscheidungen im Funktionsbereich, die in hehrer Absicht oder aus verstaatlichter Logik heraus vollkommen vernnftig erscheinen, fhren zum Einsturz des linken Sozialbereichs. Sie knnen auch nicht von linken Staatssekretren aus der Regierungsbank heraus den Vertretenen nachtrglich erklrt werden. Vor diesem Hintergrund sind die oft aus dem Funktionsbereich heraus kritisierten Haltelinien des Parteiprogramms durchaus Rudimente einer Demokratisierung der Partei.


2. Es gibt natrlich immer einen strukturellen Vorrang des Funktionsbereichs. Hier kommt das Geld her und hier werden die Leute fr die politische Arbeit freigestellt. Dem entspricht in der Regel eine Bewusstseinsform. Der zynische Realismus der Realpolitik zeichnet sich selbst als unglaublich wichtig und entscheidend und stellt sich oft paternalistisch ber die oft als hinderlich-sperrig eingeschtzte Aktivitt der Parteimitglieder und ihres sozialen Umfelds. Eine demokratische Mitgliederpartei muss versuchen solche Bewusstseinsformen zurckzudrngen. Manche unprofessionelle Form der Sozialbereichspolitik ist tausendfach emanzipierter als die durch die Agentur gelayoutete Broschre, einheitliche Schriftarten nebst Internetseitengestaltung im Typo3-CMS oder die messeartigen Klatschveranstaltungen, auf denen Berufspolitiker von vorne ewig ber die Welt dozieren.


3. Umgekehrt entspricht dem Sozialbereich die Bewusstseinsform einer Geringschtzung des Funktionsbereichs. Man denkt, man knne sich der Funktionre und der professionalisierten Politik entledigen  am besten per Mehrheitsbeschluss auf der Parteiversammlung, weil Beschlsse bekanntlich die Welt verndern. Oder habituell. Man trgt nur noch Jeans und keine Anzge. Aus der Perspektive einer demokratischen Mitgliederpartei stellt sich die Frage, wie die vollkommen berechtigte Skepsis gegenber dem Funktionsbereich einen wirksamen Ausdruck finden kann. Bisher findet beispielsweise in der LINKEN nur ein interessantes Theater statt: Auf Parteitagen tun die Funktionre in der Regel so, als seien sie selbst der Sozialbereich und geben sich betont volkstmlich, whrend die Mitglieder aus dem Sozialbereich die herrschende Art des Politikmachens (lange Sonntagsreden von der Kanzel) einfach so akzeptieren und den groen Funktionren und ihren Reden nacheifern. Einstudierte Transparentaktionen, getragen von Parteikadern, gut sichtbar abgebildet und direkt ins Internet hochgeladen, imitieren das, was es hufig gerade nicht ist: Ein aktiver Sozialbereich, der Ansprche an die Entsandten in der Staatsmaschine erhebt.


4. Whrend der Funktionsbereich strker als der Sozialbereich ist, gilt im Hinblick auf das Leitbild einer demokratischen Partei umgekehrt: Die Qualitt innerparteilicher Demokratie entscheidet sich daran, ob der Sozialbereich gegenber dem Funktionsbereich gestrkt werden kann, ob also vom Sozialbereich Druck, etwa in der Art von Sanktionen und Bindungswirkungen, auf den Funktionsbereich ausgebt wird, ob der zynische Realismus und die Art des Politikmachens zumindest zeitweise zurckgedrngt werden kann. Damit verschiebt sich die Frage der innerparteilichen Demokratie. Es geht nicht um den Entwurf mglichst allgemeiner demokratischer Verfahren fr alle, sondern um die Strkung und den Aufbau eines Sozialbereichs sowie um die Institutionalisierung der Spannung zwischen Funktions- und Sozialbereich. Die Idee der regelmigen Bewegungsratschlge durch die Partei, regelmige Mitgliederentscheide zu thematischen Schwerpunkten, die ffnung von Personalentscheidungen fr Nichtmitglieder, die Trennung von Mandatstrger_innen und Parteitagsdelegiertenmandat sowie die Antragsdebatte in Arbeitsgruppen statt im Frontalunterricht auf Parteitagen sind  wenngleich den Autoren bewusst ist, dass diese Vorschlge das Spannungsverhltnis allenfalls anreien knnen  zumindest Anstze einer demokratischen linken Mitgliederpartei neuen Typs.


Kolja Mller und Jrg Schindler sind Mitglieder der Redaktion des prager frhling.




Hegemonie, das klappt wohl nie?

Instrumtencheck Kulturelle Hegemonie erringen

Redaktion prager frühling


Eingefleischte Regierungslinke teilen mit veganen AnhngerInnen auerparlamentarischer Opposition die gleiche Fetischisierung des Throns, als Zentrum politischer Herrschaft. Whrend die einen meinen, es reiche den eigenen Arsch in den Herrschersitz zu heben, um endlich die politische Transformation von oben anordnen zu knnen, glauben die anderen, dass bereits das Platznehmen die eigene Haltung derart deformiere, dass man selbst zum Arsch wird. Whrend die einen also aus dicker Luft in Hinterzimmern Koalitionen zimmern, macht Machtfragen bedenken bereits den anderen die Todsnde aus. Das sind Relikte aus monarchistischen Zeiten. Die Regierungslinken zielen auf einen Putsch mit Stimmzettel und hoffen mit ihnen als gerechte Herrscher werde das Land gut regiert. Die konsequent Auer- oder sogar Antiparlamentarischen warten schlielich auf die Revolution ohne Stimmzettel, die wohl erst kommen wird, wenn Godot lngst schon wieder weg ist. Whrend des Wartens darauf, nicht regiert zu werden, drfen sie sich schwarzrot rgern so regiert zu werden. Die sieben Jahre rot-grnes Unglck haben vorgefhrt, was geschieht, wenn es an Hoffnung auf das Ende einer bleiernen Zeit (Kohl!) nicht -, an einem hegemoniefhigen gesellschaftlichen Transformationsprojekt hingegen sehr wohl fehlt.


Nachdem das Versprechen Kohl abzulsen, eingelst war, zeigte sich Rot-Grn nicht nur an Ideen und an Narrativen arm. Dem Agenda-Setting der konservativliberalen parlamentarischen Opposition und den auerparlamentarischen Lobbys hatte sie nur die Agenda 2010 beizustellen. Wo der Wille fehlte sich dem neoliberalen Zeitgeist entgegenzustellen, fehlte der Druck dies wenigstens aus Opportunismus tun zu mssen.


Soll es je ein erfolgreiches sozial-kologisches Transformationsprojekt geben, besteht die Voraussetzung darin, auf verschiedenen Ebenen hegemoniefhige Projekte zu entwickeln. Nur wo knnte dies geschehen? Prager frhling hat einige der Baustellen besucht.
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	Demokratiedefizite kommen unterschiedliche Einkommensgruppen unterschiedlich teuer zu stehen.
	Allert Aalders (CC BY-NC 2.0)


Kommunisten in die Kommission?


In der rmischen Republik wurden Gesetze nach den gewhlten Volkstribunen benannt, die sie vorgeschlagen hatten. Von Rrup-Rente bis Hartz I, II, III und IV heien heute Gesetze nach Expertenkommissionen oder PolitikberaterInnnen. Zwar ist nichts grundstzlich verkehrt daran, sich von Externen auf die blinden Flecken im eigenen Denken hinweisen zu lassen. Das aktuelle Kommissionswesen verstrkt lediglich die Stimmen der ohnehin schon Deutungsmchtigen. Bei der Hartz-Kommission konnte dies exemplarisch besichtig werden. Wenn VW-, BASF- und Bahn-Vorstnde mit Abteilungsleitern der Deutschen Bank, McKinsey-Partnern und einigen wenigen gewerkschaftlichen Feigenblttern ihr Licht aufs Arbeits- und Sozialrecht erstrahlen lassen, sind die geworfenen Schatten grer als die erhellten Stellen. Doch nicht allein die Besetzung ist das Problem.


Fr den Rat der Wirtschaftsweisen schreibt ein eigenes Gesetz vorher fest, was hinten bei rauskommen soll. (Schon wieder Kohl!) Die im Gesetz normierten Themen folgen der alten makrokonomisch ausgerichteten Ideologie von stetigem Wachstum, Preisstabilitt und hoher Beschftigungsquote. Weil das ziemlich voraussehbar ist, haben ohnehin die Wirtschaftsinstitute mit ihrem Herbstgutachten die Deutungshoheit bernommen.


Hegemoniepolitik muss daher auf viertens Sulen beruhen. 1) Wenn externer Sachverstand fr politische Entscheidungen ntig ist, sollen sie blinde Flecken beleuchten, die entstehen, weil gesellschaftliche Gruppen im ffentlichen Diskurs keine Stimme haben. Welche das sind, muss Gegenstand politischen Streits sein. 2) Sie msste als echte Politikberatung und nicht nur als Politikbesttigung begriffen werden und so besetzt sein, dass sich nicht die ohnehin Mchtigen mit ihren Ideen durchsetzen. 3) Die epistemischen Grundannahmen von gesetzlichen Auftrgen wie sie im mittlerweile 74 Lenze zhlenden Gesetz ber die Bildung eines Sachverstndigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung mssen berarbeitet werden. 4) Das Minderheitenvotum soll wieder zu Ehren kommen. Statt korporatistischer Verschleierung von Konflikt und Interessendivergenz in konsensual beschlossenen Abschlussberichten, ermglicht es Wandel.


Freie Radios


ber Radioutopien ist von uns an anderer Stelle schon geschrieben worden. Das Versprechen blieb anders als in Lateinamerika in Deutschland weitestgehend uneingelst. Die Landschaft freier Radios ist berschaubar. Ausgerechnet ein Privatradio, das wegen einer geschickt eingesetzten Klosplung legendre Radio100, zeigte in seinen Sternstunden von 1987 bis 1991, was Radio sein knnte. Eine Plattform fr die Westberliner Brgerrechtsbewegung bis hin zur autonome Szene, als Gesprchsort fr DDR-Dissidenten und als schwullesbisches Eldorado. Jenseits der Sternstunden war es schlicht unhrbar: Krasse Unterfinanzierung, der typische, mit der Satzung ausgetragene Szenekrach, nicht ausgebildete SprecherInnen und selten berhaupt ein frei gesprochenes Wort machten Radio100 zu einem meist zweifelhaften Vergngen. Es braucht freie Radios als Experimentierfelder fr emanzipatorische Ideen und fr die Entwicklung neuer Aktionsformen wie dem Radioballett. Um sie zu sichern, braucht es in den Rundfunkrten Menschen aus Verbnden und Parteien, die sich trauen, mutiger bei der Frequenzvergabe zu sein und die freie Radioszene entschlossen zu frdern. Daneben braucht es aber eine Medienpolitik, die das schne Versprechen der ffentlich-Rechtlichen endlich einlst. Denn die Idee ist gut: ein unabhngiger, kritischer weil politischer und doch staatsferner professioneller Rundfunk. Nur leider ist von dieser Idee in im vermachteten, von Parteien, Kirchen und VerbandsfunktionrInnen dominierten Rundfunkrten nicht viel brig geblieben. Zumindest im Hrfunk gibt es zuweilen gute Anstze, im Fernsehen herrscht leider zumeist Verlanzung 


Pop, Pop, Populrkultur
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	Nazis hatten das mit der kulturellen Hegemonie in den 90ern drauf.
	MaxBraun (CCBY-SA 2.0)


Die Nazis haben in den 1990er Jahren vorgemacht, wie man kulturelle Hegemonie auf die schlimme Weise erobert. Die national befreiten Zonen, in denen sich kaum eine Jugendkultur jenseits des rechten Mainstreams behaupten konnte. In vielen Jugendzentrum hatte die Bomberjackenfraktion das Sagen und der Rechtenpop der Onkelz gehrt vielfach zum Standardrepertoire. Manche LokalpolitikerInnen haben damals vorgemacht, wie man diese Hegemonie ermglicht  akzeptierende Jugendarbeit und eine konsequente Gleichsetzhung alternativer Jugendlicher mit dem Nazipack. Zu berbieten war dies nur noch durch die schwarzgelbe Bundesregierung mit ihrer putzigen Extremismusklausel.


In einigen ostdeutschen Stdten hat die frhere PDS gezeigt, wie man es besser machen kann. Konsequente Frderung von Freirumen, Jugendzentren in denen Punks und Hiphopper sicher waren und Proberume nutzen konnten und die Frderung demokratischer Gegenkultur gehrten dazu. (In manchen Gemeinden hat sie dasselbe aber auch aus falsch verstandenem Ordnungssinn unterlassen oder gar behindert.) Wer Hegemonie verndern will, muss zuweilen auch die eigene Macht beschrnken. Selbstverwaltung ist das Zauberwort fr eine starke, demokratische Gegenkultur. Wer Extremismusklauseln sht, wird erst Resignation ernten und dann Nazis bekommen. Und noch ein Tipp: Popkultur kommt nicht durch Pop-Beauftragte, sondern durch Freirume.


Bloggen


ber 200.000 Unterschriften erzielte die Petition Lanz-raus-aus-meinem-Rundfunkbeitrag. Ohne mediale Verstrkung wre die Petition lngst nicht so erfolgreich geworden. Aber dass ihr medialer Wiederhall so stark wurde, hing vor allem mit einem Blog zusammen; dem des Bild-Watch-Blogs von Stefan Niggemeier, der die Gesprchsfhrung des Wetten-Dass-Moderators gensslich sezierte. Niggemeier schaffte es mit seinem Beitrag der Lanz-Kritik den serisen Anstrich zu geben, den die brgerlichen Medien bentigen und den Lanz verdiente. Ein weiteres Beispiel: Blogs stehen mittlerweile auch fr investigativen Journalismus. Ruhrbarone deckte im Vorfeld der vorletzten NRW-Wahlen die Spendenpraxis der NRW-CDU auf: Eine hohe Stellplatzgebhr ermglichte einen Plausch mit dem damaligen christdemokratischen Ministerprsidenten.


Netzpolitisch sind Blogs nicht wegzudenken. Keine Kampagne gegen die Vorratsdatenspeicherung oder ACTA ohne Netzpolitik.org. Um Blogs herum organisieren sich Initiativen und Kongresse, manchmal auch Demonstrationen. Ihre Beitrge werden in den sozialen Medien tausendfach geteilt. Blogs werden so zum Instrument eines aktiven und kritischen Journalismus, wo der private zum Beiprogramm der Dauerwerbesendungen und der ffentlich-rechtliche zum Regierungsfunk wird. Aber Blogs sind konomisch prekr. Oftmals werden sie ehrenamtlich betrieben, nur die wichtigen erzielen nennenswerte Umstze ber Spenden oder Werbung. Deshalb muss es darum gehen, diese wichtige Bastion des kritischen und aktiven Journalismus zu strken. Warum nicht einen Teil der Rundfunkgebhr an BloggerInnen weiterreichen und Lanz sein ppiges Honorar zu krzen?


Elitenpolitik und Elitenwechsel


Es gibt gesellschaftliche Eliten. Oder mit dem Vokabular des italienischen Kommunisten Antonio Gramsci gesprochen: Fhrungsgruppen. Damit sind soziale Positionen benannt, die vorrangigen Zugriff auf die Entwicklung der Gesellschaft haben und als solche auch ffentlich wahrgenommen werden. Richter_innen, die in ihren Urteilen festlegen, wo die Grenze zwischen Recht und Unrecht verluft. Verwaltungsbeamte, die der ffentlichen Ordnung dienen sollen. konom_innen, die mit ihren Expertenratschlgen vorgeben, welche Politik wirtschaftlich vertretbar ist und welche nicht. rzt_innen und Lehrer_innen, die jeden Tag mit dutzenden Menschen Kontakt haben und um Rat gefragt werden. Ohne Rckhalt bei diesen Fhrungsgruppen, knnen die Hegemonieverhltnisse nicht verndert werden. Das heit praktisch: Es braucht eine Politik, die spezifisch darauf zielt, Teile der gesellschaftlichen Fhrungsgruppen herauszulsen und sie fr linke Ideen zu gewinnen. Die Selbstorganisierung bei rzten, linke Anwalts- und Juristenvereine oder bei alternativen konom_innen sind lohnenswerte Anstze. Aus der Perspektive einer linken Regierung im Staat kommt es aber auch darauf an einen Elitenwechsel vorzubereiten und durchzusetzen. Nicht nur bei den Wirtschaftsweisen, sondern auch im Gerichtswesen, im hheren Dienst der Verwaltung, in Beirten und Vergabegremien.


Koalieren
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	Dieser Koala macht alles richtig.
	kuchno CC BY-NC-SA 2.0)


Koalieren ist toll. Schlielich knnen Koalas stundenlang bequem auf einem Ast rasten. Sie klemmen sich zwischen Astgabeln, um von diesem sicheren Schlafplatz nicht herunterzufallen. Ihr besonders dichtes Fell am Hinterteil stellt eine weiche Unterlage fr die harten und winkligen ste dar. Bei kaltem, nassem und windigen Wetter neigen sie dazu, sich wie eine Kugel zusammenzurollen, um ihre Oberflche zu verringern und mglichst wenig Wrme abzugeben. (Quelle Wikipedia) Ansonsten haben wir alles Wichtige zum Koalieren bereits in unserer Crossover-Ausgabe beschrieben.


Des Unmuts gelbe Seiten


Dem Unmut von Umut und Almuth geben linke StammtischpolitikerInnen gern ein Adresse: Diedaoben. Leider kommt die Post noch nicht mal als unzustellbar zurck. Ein guter Linkspopulismus ist da genauer und nennt die richtigen Adressaten. Um Einspiel zu nennen: Steuerhinterzieherin Alice Schwarzer oder Steuerhinterzieher Uli Hoene sind nur ein kleiner Teil des Problems, sozusagen der individuelle Ausdruck eines gesellschaftlichen Phnomens. Ins Verzeichnis der Steuersnder und als Adressaten des nchsten Shitstorms gehren jene, die die Bagatellisierung von Steuerhinterziehung in Gesetze gegossen haben. Dabei stehen jene, die Groverdiener laufen und Bettler wegen unerlaubter Nebeneinknfte sanktionieren lassen praktischer Weise bei jedem Gesetzesentwurf ganz oben.




Gesagt wird – Richtig ist






Gesagt wird: Die SPD hat sich fr eine Koalition mit der Linkspartei geffnet.


Richtig ist: Die SPD beschloss auf einem Parteitag, dass sie offen fr Koalitionen mit allen anderen Parteien ist  auch der LINKEN. Das ist vor allem der Einsicht geschuldet, dass es fr Rot-Grn alleine im Bund nicht reicht. Der Zeitpunkt des ffnungsbeschlusses legt den Verdacht nahe, dass hier innerparteiliche Taktik im Spiel war. Womglich war diese ffnung auf dem Papier einfach ein Zugestndnis gegenber den SPD-Linken, um im Gegenzug eine hhere Zustimmung beim Mitgliederentscheid zum Koalitionsvertrag zu bekommen. In der Tat kann die SPD nun allerdings den Kurs der Ausschlieeritis gegenber der LINKEN nicht mehr ohne konkrete Begrndung fortsetzen.
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	Stimmt es, dass sich die SPD nach links geffnet hat?
	Christian Mller (CC BY2.0)


Gesagt wird: Auch die Grnen haben sich nun in Richtung LINKE geffnet. Das macht RotRotGrn in 2017 wahrscheinlicher.


Richtig ist: In der Tat haben auch die Grnen eingesehen, dass es allein fr RotGrn im Bund nicht reicht. Deswegen haben sie sich in beide Richtungen geffnet. Diese ffnung ist verbunden mit der Ansage, sich auf kein politisches Lager festlegen zu wollen. RotRotGrn ist fr sie also genauso mglich wie SchwarzGrn. Diese Ansage ist wiederum eine Absage an RotRotGrn als ein gesellschaftliches Hegemonieprojekt. RotRotGrn ist dann erstrebenswert, wenn es fr wirkliche Gesellschaftsvernderung steht und zum Motor fr den sozial-kologischen Umbau wird. Das setzt voraus, dass es als gesellschaftliches Projekt verstanden wird und die potentiellen Partner*innen auf eine progressive Verschiebung des Zeitgeistes hinarbeiten. Um nur ein Beispiel dafr zu nennen: Je weniger wirkungsmchtig die Hetze gegen Flchtlinge und Migrant*innen am Stammtisch verfngt, desto leichter ist ein menschlichere Flchtlingspolitik dann auch umzusetzen.




Gesagt wird: Die LINKE msse weniger ideologisch werden, damit sie regierungsfhig wird.




Richtig ist: RotRotGrn wird nicht dadurch wahrscheinlicher, dass Die LINKE vorauseilend ihre Prinzipien ber Bord wirft, damit an Profil verliert und infolgedessen schlechtere Wahlergebnisse einfhrt. Nicht Profillosigkeit der Linken befrdert RotRotGrn, sondern vielmehr die Verstndigung von Schnittmengen und Reformprojekten, die wirkliches Vernderungspotential haben. Ein mgliches Beispiel wre die Energiewende. Fr eine Energiewende mit Sozialsiegel braucht es vielerlei: Kompetenzen bei Frderung von Erneuerbaren Energien und der Energieeffizienz; Engagement fr Preismodelle, die kollektives Frieren und Im-Dunkeln-Sitzen der rmsten verhindern; gewerkschaftliche Verankerung sowie Mut, sich mit den groen Stromkonzernen anzulegen  und dezentrale Lsungen durchzusetzen. Wer Vattenfall den Stecker ziehen will, muss damit rechnen, mehr als einen Schlag zu bekommen. Hier knnten  rein theoretisch zumindest  alle etwas einbringen.


Gesagt wird: Wenn wir uns nicht an SPD und Grne anbiedern, bleiben wir unseren Idealen treu


Richtig ist: Die Politik der reinen Hnde ist eine Illusion. Ersten: Der Verbleib in der Opposition schtzt nicht vor Opportunismus. Dafr finden sich gengend Beispiele in der Praxis. Zum Glck auch viele Gegenbeispiele. Zweitens: Nicht nur verratene oder aufgegebenen Grundstze stehen im Sndenregister , sondern auch die Unterlassungssnden. Abgrnde lauern links und rechts: Anpassung und Opportunismus hier, Dogmatismus und Unterlassungssnden da. Die Kunst der Politik ist die Kunst des Balancierens.


Gesagt wird: Die LINKE sei (noch) nicht regierungsfhig, weil sie auenpolitisch nicht zu verlssig sei.


Richtig ist: Im Bereich der Auenpolitik ist eine mgliche Kompromissfindung zwischen SPD und Grnen einerseits und der LINKEN andererseits besonders schwer. Um einen Kompromisshorizont zwischen acht Euro und zehn Euro Mindestlohn abzustecken, braucht es nicht viel Fantasie. Es gibt jedoch keine halben Kriegseinstze und die LINKE hat aus guten Grnden entschieden, keinen Auslandseinstzen der Bundeswehr zuzustimmen. Die Bilanz militrischer Mittel bei der Lsung von Konflikten ist weiterhin schlecht. Der sichere Verzicht auf Kriegseinstze und ein Stopp von Rstungsexporten fhrt zu einer friedlicheren Welt und damit zu einer verlsslicheren Auenpolitik.


Gesagt wird: Die Linke muss sich zwischen Protest und Gestaltung entscheiden.


Richtig ist: Weder soziale Bewegungen noch Regierungsbeteiligungen knnen wir wie ein Taschenmesser mit uns fhren und nach Belieben auf- oder zuklappen. Voluntarismus hilft hier nicht weiter, da wir nicht im luftleeren Raum, sondern immer unter konkreten Umstnden Politik machen. Zudem unterstellt diese Aussage, sich fr 50% weniger Protest zu entscheiden fhre zu 50% mehr Gestaltung. In der Regel sind Fortschritte von Regierungen dann errungen worden, wenn es auch Protest gab bzw. eine untersttzende gesellschaftliche Bewegungen. Und Proteste werfen in der Regel schnell die Frage nach einem Regierungswechsel auf. Entscheidet sich die LINKE einseitig zwischen Protest und Gestaltung landet sie entweder als formal unabhngiger, aber de facto linker Flgel der SPD oder wird zu einer protestaffinen Kleinstpartei unter 5%.


Gesagt wird: Man muss fr kommende Generationen sparen.


Richtig ist: Wenn notwendige Investitionen in Bildung, Infrastruktur oder kologischen Umbau unterbleiben, schadet das den gegenwrtigen und den zuknftigen Generationen. Um fr die kommenden Generationen eine lebenswerte Gesellschaft zu schaffen, braucht es eine Reduktion der CO2-Emission, damit einen finanzintensiven kologischen Wandel und ein gut funktionierendes Gesundheitssystem: Wer will schon Kinder bekommen, wenn wie in Griechenland in den Krankenhusern die Geburt Geld kostet und zu wenig Plastikhandschuhe zur Verfgung stehen. (Man muss ja sparen!) Wem ausgeglichene Haushalte so wichtig wie Investitionen fr die kommende Generation sind, muss eben auch bereit sein, die Vermgen und Einkommen der Millionre umzuverteilen.




Edle Retter

Blinde Flecken der Diskussion über das skandinavische Modell der Regulierung von Sexarbeit

Stefan Gerbing


Als der Kampf gegen Menschenhandel in der Region Stockholm [] begann, hatten PolizistInnen, SozialarbeiterInnen und StaatsanwltInnen [] die Vorstellung, dass ihre Bemhungen Menschen retten wrde, dass die Polizei fr Opfer zu den Waffen gegriffen habe, deren Lebensbedingungen die Hlle sind. Fr dieses Bemhen erwarteten die HeldInnen eine Dankbarkeit und Zuneigung von den Geretteten. Das Paradoxe ist, dass die Beamten oft die genau gegenteilige Reaktion zu hren bekamen. Wie erklrt man jemanden, dass er/sie ein Opfer ist, dass er/sie dies nicht so sieht? Wie hilft man jemandem, der sich nicht helfen lassen will? [] Beamte, trotz guter Absichten, werden als jemand wahrgenommen, der Dinge fr jede Personen zerstrt, denen er/sie helfen will.[bookmark: _ftnref1][1]


Die paradoxe Erfahrung, die in einer Broschre der schwedischen Polizei beschrieben ist, wird auch in Deutschland gemacht werden, wenn das informelle Bndnis aus Kirchen, ber EMMA[bookmark: _ftnref2][2] bis hin zu Teilen der Linken Sozialistischen Arbeitsgemeinschaft Frauen (LISA)[bookmark: _ftnref3][3] erfolgreich sein sollte. Sie treten erklrtermaen fr einen Umgang mit Sexarbeit[bookmark: _ftnref4][4] nach dem skandinavischen Modell ein und verwischen die Grenze zwischen Sexarbeit und Menschenhandel bewusst. Die Chancen stehen gut, denn das Thema verbindet unterschiedliche politische Lager und Landesministerinnen haben bereits Gesetzesinitiativen im Bundesrat angekndigt.


Die Fokussierung der Debatte ber das skandinavische Modell auf den Aspekt der Bestrafung des Kaufs sexueller Dienstleistungen macht die Effekte der Rekriminalisierung fr Sexarbeiterinnen[bookmark: _ftnref5][5] unsichtbar. Entgegen anderslautender Verklrungen ist fraglich, ob das skandinavische Modell hlt, was von feministischen BefrworterInnen erhofft wird. Auf der anderen Seite werden vermutlich auf dem Ticket vermeintlichen Opferschutzes konservative SicherheitspolitikerInnrn, den Wunsch nach strikteren Migrationsbestimmungen und neuen Polizeibefugnissen durchsetzen.


Das Ende der Doppelmoral?


Was in der ffentlichen Debatte als skandinavisches Modell verhandelt wird, besteht aus sehr unterschiedlichen Anstzen, die jedoch gemein haben, dass sie den Kauf sexueller Dienstleistungen unter Strafe stellen. Beispielgebend war Schweden, das dies ab 1999 tat, Island und Norwegen folgten 2009. In Finnland ist seit 2003 der Kauf sexueller Dienstleistungen strafbar, wenn dieser durch Zuhlter organisiert wird oder die Anbietenden Opfer von Menschenhandel sind. Dies erscheint zunchst als ein Bruch mit einer patriarchalen Rechtstradition mit ihren moralischen Doppelstandards.


In brgerlichen Gesellschaften wurde der Zugriff von Mnnern auf die Krper von Frauen immer ber die sprichwrtliche brgerliche Doppelmoral hergestellt. Whrend Frauen, die als Prostituierte arbeiteten gesellschaftlich stigmatisiert und strafrechtlich verfolgt wurden oder in Arbeitshuser eingewiesen und durch Schutz- und Gesundheitspolizei als ffentliche Gefahr behandelt wurden, war der Kauf sexueller Dienstleistungen fr Mnner grundstzlich akzeptiert. Rechtlich wurden Prostitution als sittlich-moralisches rgernis behandelt und Prostituierte als Objekte der (Um)Erziehung adressiert. Der Kampf gegen moralische Vorstellungen im Strafrecht im Allgemeinen und fr die Entkriminalisierung von Sexarbeit wurde daher lange Zeit an vorderster Front von Feministinnen gegen Konservative und gegen die Kirchen gefhrt. In Deutschland schlug sich das nicht zuletzt in den Strafrechtsreform der spter 1960er Jahre und den halbherzigen nderungen durch das Prostitutionsgesetz 2002 nieder.


Oder erneutes berwachen und Strafen?


Die in jngster Zeit auch von einigen Feministinnen[bookmark: _ftnref6][6] vertretene Forderung nach einem neuerlichen Verbot von Sexarbeit bei asymmetrischer Bestrafung ausschlielich der Sexkufer ist daher zumindest in Deutschland zunchst erklrungsbedrftig. Diese Position sttzt sich meist auf zwei Strnge. Der erste fhrt die symbolische Wirkung von heterosexueller Sexarbeit durch Frauen und die daraus resultierende Fiktion einer allgemeinen Verfgbarkeit von weiblichen Krpern fr die sexuellen Bedrfnisse von heterosexuellen Mnnern an. Der zweite Begrndungsstrang zielt auf den Schutz von Ausbeutung im Kontext von Sexarbeit.


Recht zwischen symbolpolitischem Anspruch und praktischer Anwendung


Folgt man dem ersten Argumentationsstrang ist bereits die Existenz eines Verbots als staatliche Missbilligungserklrung ein Erfolg. Ob das Gesetz Sexarbeiterinnen schadet, wre schlicht zweitrangig. Die Konsequenzen der Kriminalisierung des Kaufs sexueller Dienstleistungen werden jedoch meist mit dem Hinweis, diese richteten sich ausschlielich gegen die Kufer abgewiesen. In der praktischen Ttigkeit von Polizei- und Justiz ist die trennscharfe Kriminalisierung der Angebotsseite nicht durchzuhalten. Doch Recht hat eben neben einer symbolischen Wirkung auch materielle Auswirkungen. Kriminalisierung bedeutet Ermittlungsttigkeit und ggf. behrdliche Repressionsmanahmen. Von Razzien im Millieu sind immer auch die Anbieterinnen sexueller Dienstleistungen betroffen. Fr migrantische Sexarbeiterinnen steht dabei neben den Einknften immer auch das das Aufenthaltsrecht in Frage. In Schweden kann beim Verdacht auf Sexarbeit die Einreise verweigert oder die Abschiebung eingeleitet werden. In der bereits zitierten Broschre der schwedischen Polizei heit es dazu trocken: Wenn die verdchtige Person groe Mengen Kondome oder sex toys bei sich fhrt, ist klar, dass irgendeine Form von Prostitution vorliegt. [] Nach einer abgestimmten Beurteilung haben die Behrden blicherweise so viele Beweise, dass die fragliche Person abgeschoben werden kann. [] Dies ist eine gute Manahme der Kriminalittsprvention. Schweden hat gezeigt, dass es keine gute Idee ist, nach Schweden zu kommen, um eine Prostituierte zu sein.[bookmark: _ftnref7][7] Einige Sozialprojekte informieren die Immigrationsbehrden, sobald sie feststellen, dass Sexarbeiterinnen keine schwedischen Staatsangehrigen sind.[bookmark: _ftnref8][8] In Dnemark verlieren Drittstaatenangehrige automatisch ihren legalen Aufenthaltsstatus, wenn sie sich als Sexarbeiterinnen bettigen. [bookmark: _ftnref9][9]


Anders als von den Befrworterinnen des skandinavischen Modells behauptet, hat Repression gegen die Nachfrageseite auch starke Auswirkungen auf die Sexarbeiterinnen selbst.
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	So sieht's aus, das skandinavische Modell. Keine Straenprostitution weit und breit.
	A. Froese (CC BY-SA 2.0)


Prostitutionsverbot als Opferschutz


Der zweite Argumentationsstrang, der sich auf den Schutz von Opfern sexueller Ausbeutung bezieht, steht vor dem Problem, begrnden zu mssen, warum er auch jene adressiert, die sich selbst nicht als Opfer fhlen oder sich unmittelbaren Zwangslagen nicht ausgesetzt sehen. In der Regel geschieht dies durch eine problematische Aufweichung des Opferbegriffs. Diskursiv geschieht dies insbesondere in EMMA, indem Sexarbeiterinnen, die sich gegen einen Opferstatus verwahren, unterstellt wird, sie seien manipuliert oder durch ihre Ttigkeit so stark traumatisiert, dass sie nicht mehr zwischen Entscheidung und Zwang zu unterscheiden wssten. Eine andere Begrndungsfigur argumentiert mit Hilfe von Statistiken ber Wahrscheinlichkeiten als Sexarbeiterin betubungsmittelabhngig, psychisch krank oder Opfer von sexualisierter Gewalt zu werden. Das Verbot von Sexarbeit soll also einer abstrakten Gefahr, Opfer anderer Straftaten zu werden, vorbeugen.


Grundstzlich bleibt die Frage, inwiefern die Kriminalisierung des Kaufs sexueller Dienstleistungen Opfern von tatschlich ja existierender Gewalt und Ausbeutung im Gewerbe helfen soll. Schlielich sind die meist implizit angesprochenen Tatbestnde wie Vergewaltigung, Ntigung und Krperverletzungen bereits Straftaten fr sich. Ein effektiver Opferschutz msste also dort ansetzen.


Da SexarbeiterInnen befrchten mssen, wenn sie Hilfe bei der Polizei suchen auch zu anderen Kunden (die ja mit dem Kauf eine Straftat begangen haben), befragt zu werden, drfte die Anzeigebereitschaft erheblich sinken. Dies gilt in verschrftem Mae fr migrantische Sexarbeiterinnen, die in skandinavischen Lndern zudem wie geschildert Abschiebungen frchten mssen. Dies fhrt dazu, dass sie selbst in Fllen von schwerer Gewalt oder Vergewaltigungen nicht die Polizei einschalten.[bookmark: _ftnref10][10]


In Schweden wurden nach 1999 zwar erhebliche Mittel fr die Polizei bereitgestellt, jedoch keine zustzlichen Mittel fr die Beratung und Untersttzung von SexarbeiterInnen.[bookmark: _ftnref11][11] Dabei zeigen Studien zur Lebenssituation von Sexarbeiterinnen sehr wohl, dass sich deren Lage verschlechtert hat. In einem Report im Auftrag der schwedischen Regierung, der die Lebenssituation schwedischer Sexarbeiterinnen zwischen 2001 und 2006 vergleicht, kommt zu dem Ergebnis, dass sich das Wohlbefinden [der Sexarbeiterinnen] in jeglicher Hinsicht verschlechtert hat. Diese Erkenntnisse stimmen mit anderen Ergebnissen berein, die zeigen, dass Personen, die der Prostitution nachgehen, strker unter Angst leiden und dass der Gebrauch von Beruhigungsmitteln zugenommen hat. Offenbar waren zudem die Prosituierten mit ihrem Einkommen 2006 im Vergleich mit 2001 unzufriedener.[bookmark: _ftnref12][12]


Eine neue Doppelmoral!


Die Fokussierung auf den Aspekt der Freierbestrafung berdeckt diskussionswrdige Anstze auch der strafrechtlichen Wrdigung von geschlechtsspezifischer Gewalt, die das schwedische Gesetz ebenfalls enthielt. Vielleicht ist das Erfolgsrezept der deutschen Diskussion ber das skandinavische Modell gerade, dass es genau mit der brgerlichen Doppelmoral eben doch nicht Schluss macht. Der Kauf sexueller Dienstleistungen, das hat sich in Skandinavien gezeigt, wird fr heterosexuelle Mnner faktisch mglich bleiben. Auch die Verachtung der Huren durch die sittsame ffentlichkeit wird mit gewandeltem Vokabular beibehalten.


Mit der Rekriminalisierung lsst sich Straenprostitution aus den innerstdtischen Konsumzonen verdrngen. Das freut Law-and-Order-Politiker, die das zwar bereits mittels Sperrbezirksverordnungen konnten und taten. Nur knnen sie dasselbe wohlmglich bald unter dem Beifall einer feministischen Teilffentlichkeit tun. Konservativen Rechts- und InnenpolitikerInnen bietet der Kriminalisierungsdiskurs die Chance einerseits eine neue Regulation von Migration unter dem Denkmantel des Opferschutzes durchzusetzen. Andererseits erscheint eine neue Runde bei der Verschrfung der Polizeigesetze aussichtsreich. Die Unverletzlichkeit der Wohnung gilt in Deutschland bereits jetzt fr Sexarbeiterinnen nur eingeschrnkt. In vielen Bundeslndern reicht es, dass an einem Ort der Prostitution nachgegangen wird, um der Polizei das Betreten zu erlauben. Die Unverletzlichkeit der Wohnung liee sich nun auch in den anderen Bundeslndern angreifen, natrlich nur im Sinne des Opferschutzes.
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	Stefan Gerbing
	Shane Lin (CC BY-NC 2.0)


Je lauter die Retter auftreten, desto mehr muss manche sie frchten.


Stefan Gerbing ist Redakteur des prager frhling. In prager frhling #17 schrieb er ber die revolutionre Organisierung der Altonaer Prostituierten in der frhen Weimarer Republik.


Funoten


[bookmark: _ftn1][1] Swedish National Police Board 2011, S. 78, (bersetzung SG)


[bookmark: _ftn2][2] Ausgangspunkt in Deutschland war EMMAs Appell gegen Prostitution, der von der Zeitschrift kampagnenfrmig publizistisch begleitet wurde.


[bookmark: _ftn3][3] Auch wenn die Position in der Partei DIE LINKE nicht hegemonial ist, haben LISA NRW und Wiesbaden Beschlsse gefasst, in denen explizit das skandinavische Modell als Vorbild fr einen Umgang mit Prostitution genannt wird.


[bookmark: _ftn4][4] Mit dem Begriff Sexarbeit soll markiert werden, dass die Anbieter sexueller Dienstleistungen dies tun, um ein Einkommen zu erzielen. Nicht zuletzt um zu verhindern, wie im Papier von LISA NRW die Diskussion ber Sexarbeit mit Diskussionen ber befreite Sexualitt zu vermischen.


[bookmark: _ftn5][5] Ich verwende im Text ausschlielich die weibliche Form, da Debatten ber das skandinavische Modell Auswirkungen auf sexuelle Dienstleistungen zwischen Personen gleichen Geschlechts, sowie sexarbeitenden Transpersonen zumeist ausklammern. Dieses Problem kann im Rahmen dieses Textes nur festgestellt werden.


[bookmark: _ftn6][6] Darauf soll sich hier beschrnkt werden, weil sie vom Autor im Gegensatz zu anders begrndeten moralischen Erwgungen als die diskutierenswert betrachtet werden.


[bookmark: _ftn7][7] Swedish National Police Board 2011, S. 19, (bersetzung SG)


[bookmark: _ftn8][8] Skilbrei und Holmstrm 2011, S. 485 FN 8


[bookmark: _ftn9][9] Skilbrei und Holmstrm 2011, S. 485 FN 6


[bookmark: _ftn10][10] Skilbrei hebt fr Dnemark vor allem nigerianische Sexarbeiterinnen hervor, vgl. Skilbrei und Holmstrm 2011, S. 508509


[bookmark: _ftn11][11] Helfferich, Fischer et al. 2005  Untersuchung Auswirkungen des Prostitutionsgesetzes, S. 241.


[bookmark: _ftn12][12] Swedish Institute 2010, S. 56, (bersetzung SG)
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Mein Bauch gehört nicht mir, sondern einem konservativen Arschloch

Wie im Europäischen Parlament die Stärkung sexueller und reproduktiver Gesundheit verhindert wird

Marie Wendland
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	Sein Bauch gehrt ihm ...
	Photocapy (CC BY-SA2.0)


Groes Tohuwabohu war am 22. Oktober 2013 bei der Sitzung des Europischen Parlamentes (EP) in Straburg angesagt. Grund dafr war der erstmals im Plenum vorgestellte Initiativbericht der portugiesischen Abgeordneten Edith Estrela. Er trug den Namen Sexuelle und reproduktive Gesundheit und die damit verbundenen Rechte.


Abgeordnete knnen in Ausschssen sogenannte Initiativberichte entwerfen, welche dann dem Parlament vorgestellt werden. Finden die Abgeordnete den Bericht gut und stimmen zu, wird er der Kommission vorgelegt. Diese muss darauf reagieren. Der formalen Form entsprechend kommen erst Verweise auf Berichte, Resolutionen und andere wichtige Texte zu diesem Thema. Darauf folgen Erwgungen und Erkenntnisse, die deutlich machen sollen, warum so ein Bericht wichtig ist. Zum Schluss kommt das Wichtigste: die Forderungen an die Europische Union.
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	... ihr Bauch gehrt ihr.
	Martin Fisch (CC BY-SA 2.0)


SRHR? WTF?


Der Bericht bezieht sich gleich am Anfang auf die Schlusserklrung und das Aktionsprogramm der Internationalen Konferenz fr Bevlkerung und Entwicklung (ICPD) 1994 in Kairo. Dort wird sexuelle und reproduktive Gesundheit als ein Zustand des physischen, mentalen und sozialen Wohlbefindens in Zusammenhang mit der individuell ausgelebten Sexualitt verstanden. Jede Person hat das Recht selbst zu entscheiden wann, wie oft und in welcher Form sie Sex hat.


Alle Menschen sollen, egal welchen Alters, einen freien Zugang zu Informationen ber Sexualitt, aber auch zu sicheren Manahmen der Familienplanung und medizinischer Versorgung vor, whrend und nach einer Schwangerschaft haben. Dieses Aktionsprogramm, welches  von 180 Staaten unterzeichnet wurde, hlt fest, dass sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte (SRHR)[bookmark: _ftnref1][1] Menschenrechte sind und in nationalem wie auch internationalem Recht festzuschreiben sind.[bookmark: _ftnref2][2]
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	Nur ihr Bauch gehrt einem konservativen Arschloch.
	Maik Meid (CC BY-SA 2.0)


Die den Bericht einleitenden Verweise und Erwgungen lassen das feministische Herz hher schlagen. Die SRHR gelten fr alle Menschen, egal welcher Herkunft, sozialen Stellung oder sexueller Orientierung. Die Charta der Grundrechte der Europischen Union, die parlamentarische Verpflichtungserklrung zur Durchfhrung des ICDP-Aktionsprogramms[bookmark: _ftnref3][3] und viele andere Hinweise unterstreichen die Grundlage und die Verankerung dieses Themas innerhalb der EU.


Gleichstellung der Geschlechter ist durchaus eine prsente Forderung innerhalb der EU. Dennoch betont die Berichterstatterin, dass die faktische Ungleichbehandlung in Verbindung mit weit verbreiteten und immer wieder reproduzierten stereotypen Ansichten ber Geschlechter eine groe Hrde fr die Umsetzung von SRHR darstellen.




Das Herzstck - die kontroversen Forderungen


Die Forderungen der Berichterstatterin sind durchdacht. Die SRHR stellen ein grundlegendes und unumstliches Element der Menschenwrde dar. Zum Schutz der Menschenwrde sei es notwendig, dass reproduktive Wahlmglichkeiten in einem diskriminierungsfreien Raum zur Verfgung stehen. Ziel sei, das Recht auf Schwangerschaftsabbruch durchzusetzen. Das Mindestma an Menschenwrde, schlussfolgert der Bericht, seien legale Schwangerschaftsabbrche nach einer Vergewaltigung oder wenn die Schwangerschaft eine Gefahr fr das Leben der Frau darstellt. Gefordert wird ebenfalls eine umfassende und altersgerechte Sexualerziehung in Schulen, eine EU-weite Datenerfassung ber sexuelle und reproduktive Gesundheitsindikatoren und einen Ausbau der Prvention und Behandlung von sexuell bertragbaren Krankheiten.


Als Argument gegen den Bericht wurde die Pappkameradin, der nicht beachteten Subsidiaritt, aufgestellt. Die EU solle sich nicht in die Gestaltung nationaler Gesundheitspolitik einmischen. Das entkrftende Argument liefert der Bericht selbst. Obwohl nicht im Befugnisbereich der EU, htte solch ein Beschluss bewirkt, dass die EU offiziell untersttzend zur Seite stehen knnte.


Die europische Brger_Inneninitiative One of Us hat im Vorfeld mchtig Stunk gemacht. Bis zum 1. November 2013 sammelte sie insgesamt und europaweit 1.897.588 Unterschriften, fr das Ziel, dass die EU keine Gelder zur embryonalen Stammzellenforschung und fr Schwangerschaftsabbrche zur Verfgung stellt. Den Begriff der SRHR sehen sie als Umschreibung fr Mord an ungeborenem Leben[bookmark: _ftnref4][4]. Die Basis dieser Initiative ist erzkonservativ. Botschafter_innen wie Papst Franziskus, aber auch z.B. die CDU Landes- und Fraktionsvorsitzende von Rheinland-Pfalz, Julia Klckner, werben fr sie. Verschiedene Websites boten an, vorgefertigte Texte an Europaabgeordnete zu verschicken. Parlamentarier bekamen tgliche mehrere Tausend Stck dieser Texte, viele gespickt mit wsten Drohungen und Stzen wie Knnen Sie das vor Gott verteidigen? Wie knnen Sie Mord nur zustimmen? Sie wird eine gerechte Strafe treffen!


Der ffentliche Druck durch die Petition, Demonstrationen und die teils einseitige mediale Darstellung des Berichts hatten einen groen Einfluss darauf, dass der Bericht bei der ersten Lesung im Parlament im Oktober in den Ausschuss zurckverwiesen wurde. Dort wurde er noch einmal bearbeitet  und mit kleinen nderungen dem Plenum im Dezember erneut vorgelegt, wo er mit einer sehr knappen Mehrheit von nur fnf Stimmen wieder abgelehnt wurde.


Schne Scheie! Damit wurden der Gleichstellung wieder einmal riesige Brocken in den Weg gelegt. Aber auch der Forderung nach einer unvoreingenommenen, wissenschaftlichen und altersentsprechenden Sexualerziehung wurde durch die Ablehnung des Berichts eine Abfuhr erteilt. Um Gleichstellung nicht nur auf dem Papier zu bejahen muss sie auch endlich voll und ganz umgesetzt werden. Und dazu gehrt eben auch die Entscheidung ber den eigenen Krper. Und die individuelle Familienplanung.




Nachzulesen gibt es den ganzen Estrela-Bericht hier.




Marie Wendland ist in der Linksjugend Sachsen organisiert und regt sich leidenschaftlich gerne ber feministische Themen auf. Sie dankt den fleiigen Bienchen, die diesen Artikel ermglicht haben.


Nachweise


[bookmark: _ftn1][1] Sexual and Reproductive Health and Rights


[bookmark: _ftn2][2]              Vgl. http://www.unfpa.org/public/home/sitemap/icpd/International-Conference-on-Population-and-Development/ICPD-Programme;


                Vgl. http://www.weltbevoelkerung.de/informieren/unsere-themen/sexuelle-und-reproduktive-gesundheit/mehr-zum-thema/reproduktive-gesundheit.html


[bookmark: _ftn3][3]              Siehe: http://www.unfpa.org/public/cache/offonce/home/sitemap/icpd/International-Conference-on-Population-and-Development/ICPD-Programme;jsessionid=3CDADEC63721FF4A9AF48F992BD0FF34.jahia01


[bookmark: _ftn4][4]              Vgl. http://www.1-von-uns.de/typo3/index.php?id=23




Der Ausverkauf der Demokratie

Oder: warum das Parlament nicht die Ursache der gegenwärtigen Krise ist

Volker Koehnen


Angesichts der gegenwrtigen Krise des Kapitalismus seit 2007/08, deren Auslufer noch heute die Gesellschaften und politischen Systeme Europas mit voller Wucht erschttern, scheint in einer Art Parrallelbewegung der Parlamentarismus zum Abschu freigegeben. Mit der Meldung aus Ungarn, wo die Parlamentsmehrheit des Regierungschefs Victor Orban im vergangenen Dezember die Rechte des dortigen Parlaments massiv beschnitten hat, erreicht diese Entwicklung ihren vorlufigen und traurigen Hhepunkt: die Abwicklung der reprsentativen Demokratie bzw. des Parlamentarismus. Unverhohlener und offener ist dies auerhalb Ungarns wohl noch nicht inszeniert worden, noch nicht einmal in Italien. Nehmen wir alle brigen Beschdigungen und Aushhlungen der parlamentarischen Demokratie in Europa hinzu, haben wir es gegenwrtig mit mindestens zwei Prozessen demokratischer Erosion zu tun, die analytisch voneinander geschieden werden sollten, die aber zusammengenommen fr den Ausverkauf von Demokratie in Europa insgesamt stehen:




1. Postdemokratie
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	Ungarisches Gebude aus der Zeit als die Vorlufer der Postdemokratie noch Zukunftsmusik waren..
	Daniel Stark (CC BY-SA2.0)




Zunchst zeigt sich unter diesem Rubrum - zum Beispiel fr Deutschland (Merkel-Republik), Italien ( Berlusconismus) oder das EU-Krisenregime insgesamt - der paradigmatische Fall, dass zwar die demokratische Form fortexistiert, diese aber ihres Inhalts beraubt wird. Parlamentarisch-demokratische Institutionen, Verfahren, Rechte und Prozesse in ihrer polity-Dimension bleiben unangetastet, sie unterliegen jedoch einer faktischen Entmachtung durch das Setzen externer Fakten, wie zum Beispiel durch ExpertInnen-Gremien, die Verankerung einer Schuldenbremse in der Verfassung, usw. Das Politische wird in dieser post-demokratischen Logik nicht im ffentlichen (und strittig-konfligierenden) Diskurs verortet, sondern ideologisch in Expertenwissen transformiert; gleichsam die Suspendierung der Immanenz zugunsten einer (post-)modernen Variante von Transzendenz: der Experte als der bessere Politiker.




Ein post-demokratischer Sonderfall ist sicher der Berlusconismus, der wie der Merkelismus die parlamentarisch-demokratische Institutionen, Verfahren, Rechte und Prozesse in ihrer polity-Dimension im Groen und Ganzen unangetastet lie, diese aber ihres Inhalts beraubte. Berlusconi aber schrnkte zum Schutze seiner eigenen Person (vor z.B. Strafverfolgung) vor allem im justizpolitischen Bereich auch demokratische Prozeduren und Institutionen ein, und dies alles legislativ-parlamentarisch implementiert.




2. Anti-Demokratie


Bei dieser Variante des Abgesangs auf die Demokratie, fr die paradigmatisch Hitlers Ermchtigungsgesetz, der aktuelle Massenprotest der Schwarzhemden in Thailand oder eben Orbans Ungarn stehen, ist der Ein- und Durchgriff in und auf die Parlamente sichtbarer: hier werden parlamentarisch-demokratische Institutionen, Verfahren, Rechte und Prozesse in ihrer polity-Dimension beschnitten, zurechtgestutzt, geschliffen und also entdemokratisiert; Befugnisse werden von der Legislative auf die Exekutive bertragen bzw. die Legislative wird teil-entmachtet oder wie in Thailand, wenn es nach dem Willen der Opposition um Suteph Thaugsuban geht, zugunsten eines ominsen Beratungsgremiums ganz abgeschafft. Diese Form des demokratischen Ausverkaufs kommt der faktisch-institutionellen Abschaffung der Demokratie insgesamt gleich.




Es steht also nicht gut um Demokratie und Parlamente in Europa. So aber, wie sich nur Reiche einen armen Staat leisten knnen,  ist es auch beim Stichwort Demokratie: Nur das Kapital und/oder rechte Fundamentalisten knnen sich eine minimalistische oder gar keine Demokratie leisten  aufgeklrte und humane Gesellschaften dagegen brauchen eine stark ausgebaute Demokratie, weil offene, freie, gleiche und soziale Gemeinwesen diese ihre Attribute nur aus dem Demokratischen schpfen knnen. Gleichheit oder Freiheit kann niemals diktatorisch verordnet werden, sie mssen im Diskurs wachsen.




Das Kernargument derjenigen gesellschaftlichen Gruppen und Parteien, die gegenwrtig den Ausverkauf des Demokratischen betreiben (vor allem in der Variante der Anti-Demokratie, s.o.), lautet grob vereinfacht, dass der Parlamentarismus die eigentliche Ursache der gegenwrtigen politischen, konomischen und sozialen Krise sei und dass jetzt durchregiert werden msse, ohne vermeintlich lhmende und zeitraubende Diskussionen in den Parlamenten. Dieses Argument bersieht, dass das kapitalistische Gesellschaftssystem per se einen logischen Krisenzusammenhang darstellt. Natrlich wissen wir alle, dass sich linke Theorie und Praxis historisch seit jeher kritisch mit dem Parlamentarismus im Kapitalismus auseinandersetzt, diese Diskussion fllt ganze Bibliotheken. In der aktuellen historischen Zuspitzung der kapitalistischen Krise jedoch sollten die emanzipatorisch-linken Krfte nicht nur aus strategischen Grnden unbeirrbar und unmiverstndlich an der reprsentativen Demokratie und am Parlamentarismus festhalten, ja, ihn emphatisch verteidigen. Denn, erstens sind Demokratie oder Parlamentarismus nicht die Krisenursache, es ist der Kapitalismus, der das Synonym fr Krise ist. Und zweitens, auf einer eher politiktheoretischen Ebene: Jacques Rancires Unvernehmen bzw. sein Begriff des Dissens, der sich widerstndig als Demos auf den Straen und Pltzen ganz folgerichtig konstitutiert, ist die notwendige Antithese zur ebenso notwendigen These des Konsenses, der parlamentarisch reprsentiert wird. Dies ist ein gedanklicher Schritt des dialektischen Zusammenhangs, den Rancire wunderlicherweise in keinem seiner Texte geht: ohne Konsens kein Dissens. Daraus folgt: mehr parlamentarische Demokratie, nicht weniger und zugleich mehr emanzipatorischer Protest, nicht weniger  und beide Momente sind miteinander widersprchlich verwoben.




Sowohl die historische Arbeiterbewegung als auch ihre verschiedenen linksemanzipatorischen Erben heute fuen nach wie vor auf den emanzipatorischen Errungenschaften des Brgertums in seiner Auseinandersetzung mit Feudalismus und Absolutismus; die politische Linke hat dieses Programm historisch jedoch mageblich erweitert um den Gedanken der sozialen Teilhabe oder z. B. der materiellen Gleichheit. Ebenso sollte die politische Linke heute daher dem aktuellen Sturm nicht nur auf die Demokratie entschieden entgegentreten, sondern auch dem gegen die Parlamente.




Volker Koehnen, Diplom-Politikwissenschaftler, Systemischer Berater (SG) und Lehrbeauftragter, ist Mitglied im Vorstand des Instituts Solidarische Moderne e.V. Als Autor mehrerer Artikel und Buchbeitrge beschftigt er sich mit Themen kritischer Politik- und Sozialphilosophie; beim Denken konkreter emanzipatorischer Politikentwrfe prgt ihn dabei die theoretische und praktische Synthese von strukturaler Psychoanalyse und Kritischer Theorie.




Kein Euro ist auch keine Lösung

Viele Linke erhoffen sich zu unrecht mit einer Renationalisierung mehr wirtschaftspolitischen Spielraum

Ingo Stützle
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Vor etwa einem Jahr war Guido Westerwelle zu Besuch beim Weltwirtschaftsforum in Davos. I hate the word austerity gab Westerwelle zu Protokoll und brachte dann genau das zum Ausdruck, was die deutsche Politik ausmacht. Es klinge viel eleganter, wenn man das Wort auf Deutsch ausspreche: Austeritt. Das klinge nach Disziplin und deshalb nutze er statt austerity lieber die Formulierung fiscal discipline  und die Deutschen liebten Disziplin. (Mitschnitt hier.) Wie Recht er doch leider hat.


Das dem so ist, stellt die Partei DIE LINKE und auch die gesellschaftliche Linke vor viele Herausforderungen. Wenn sich auf der Strae, den Betrieben, den Krankenhusern und Pflegeeinrichtungen und Universitten, den Kitas und auf dem Jobcenter kaum Protest regt, verspricht eine mgliche Regierungsmacht der LINKEN Gestaltungsfhigkeit. Kein Wunder also, dass trotz einer Groen Koalition sowohl Krfte in der Partei DIE LINKE, als auch in der SPD signalisieren, dass nach der nchsten Bundestagswahl Rot-Rot-Grn mglich sein soll. Der politische Willen ist also da, die gesellschaftlichen Mehrheiten noch lange nicht.


Neben den gesellschaftlichen Krfteverhltnissen gibt es jedoch weitere Faktoren, die ber Wohl und Wehe von linker Regierungspolitik entscheiden. Neben den institutionellen-brokratischen Staatsapparaten, die wie ein politischer Filter wirken und rumlich fragmentiert zwischen Stadt/Kommune und der Europischen Union angesiedelt sind, knnen auch konomische Zwnge disziplinierend auf Regierungspolitik einwirken. Die einen sprechen von der Globalisierung, die anderen von den Finanzmrkten, dem stummen Zwang der konomischen Verhltnisse.


Nicht ohne Grund bezeichnete der ehemalige Vorstandsvorsitzende der Deutschen Bank Rolf E. Breuer die Finanzmrkte vor einigen Jahren als fnfte Gewalt. Politik, so Breuer, muss heute mehr denn je auch mit Blick auf die Finanzmrkte formuliert werden. Das bedeute fr ihn, dass die berechtigten Interessen in- und auslndischer Investoren, der Wunsch der Finanzmarktteilnehmer nach Rechtssicherheit und Stabilitt respektiert werden msse. Nicht nur fr Fehlentwicklungen in der Finanzpolitik seien die Finanzmrkte effiziente Sensoren, weshalb weniger von einer Disziplinierungsfunktion als vielmehr von einer Wchterfunktion der Finanzmrkte gesprochen werden sollte.


Auch der derzeitige Austerittskurs der Troika aus IWF, EZB und der EU adressiert die Wchter: Die Finanzmrkte mssen zur Kenntnis nehmen, dass die Mitgliedstaaten der Union sich die Nachhaltigkeit der ffentlichen Finanzen als oberstes Ziel gesetzt haben  so der ehemalige EZB-Direktor Jrg Asmussen.


Die Wchterrolle, die scheinbar demokratische Funktion als fnfte Gewalt beurteilen kritische konomInnen ganz anders. Sie betonen gerade den undemokratischen und disziplinierenden Charakter der globalen Finanzmrkte. Gleichzeitig unterstreichen sie die politische Verfasstheit der Herrschaft des Finanzkapitals, die erheblichen Einfluss auf den Gestaltungsspielraum der Finanzpolitik habe: in Form von Schuldenbremse, Fiskalpakt und Europischem Semester.


Die Grenzen des Gestaltungsspielraums mussten nicht nur Lnder wie Griechenland oder Spanien in der Finanzkrise anerkennen, als sie exorbitante Zinsaufschlge abdrcken mussten, weil das Kapital aus den Sdlndern floh. Auch Lnder wie Argentinien, die Trkei und andere Schwellenlnder sind derzeit dabei, gegen den Herdentrieb der Finanzinvestoren anzukmpfen.[bookmark: _ftnref1][1]


Dieser konomische Zwang ist vielen Linken durchaus bewusst. So schrieben jngst Mario Candeias, Lukas Oberndorfer und Anne Steckner:Nationalstaatlich beschrnkte Politik wird nicht einmal zur Verteidigung sozialer Errungenschaften ausreichen. Und auch fr Griechenland unter einer mglichen Linksregierung gilt: Sozialismus in einem Land war schon in weniger transnationalisierten Zeiten ein geradezu unmgliches Unterfangen. Es gibt keine Mglichkeit des Exodus.


Andere wiederum erhoffen sich mit einem Austritt aus der Eurozone mehr wirtschafts- und finanzpolitischen Spielraum. Ein Spielraum, den linke Parteien natrlich gerne htten, um ihre alternative Wirtschaftspolitik in die Tat umzusetzen, der aber ein frommer Wunsch bleiben und in einem nationalstaatlichen Rahmen kaum realisierbar sein wird  ganz unabhngig davon, wie man es mit Keynes und seiner wirtschaftspolitischen Alternative hlt.[bookmark: _ftnref2][2] Das zeigt ein Blick in die Vergangenheit, als Frankreich einen Versuch gegen den neoliberalen Trend wagte und grandios scheiterte: Am selben Sonntag im Mrz 1983, an dem Helmut Kohl seine erste Wahl zum Bundeskanzler gewann, war der Hoffnungstrger der franzsischen Linken, Franois Mitterrand, am Ende. Bei den Kommunalwahlen hatten seine Sozialisten eine herbe Schlappe einstecken mssen, die Folge von steigender Arbeitslosigkeit und Inflation. Mitterrand brach daraufhin das keynesianisch-sozialistische Experiment ab, das er nach seiner Wahl zum Prsidenten 1981 begonnen hatte.
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	Erst am Rand, dann nicht mal mehr Mitte: Mitterand.
	Helga Tawil Souri (CCBY-NC-SA 2.0)


Mitterrands Scheitern ist ein spannender Fall, um Sinn und Unsinn des Euro-Austritts zu diskutieren, wie er momentan nicht nur von rechten Parteien wie der Alternative fr Deutschland (AfD), sondern auch von links gefordert wird.[bookmark: _ftnref3][3] Man msse die einheitliche Whrung aufgeben und zu einem System zurckkehren, das wie beim Vorlufer der Europischen Whrungsunion, dem Europischen Whrungssystem (EWS), Auf- und Abwertungen erlaubt, so Oskar Lafontaine im April 2013.[bookmark: _ftnref4][4] Frankreich war aber zu Mitterrands Zeiten im EWS. Die mangelnden Mglichkeiten, die dieses damals Paris bot, waren der Hauptgrund fr den franzsischen Prsidenten, stattdessen auf eine gemeinsame europische Whrung zu drngen. Verbunden mit einer gemeinsamen Geldpolitik seien ohne diese die europischen Staaten dem Willen der Deutschen unterworfen.


Das EWS sorgte ab 1979 bis zur Grndung des Euro fr relativ stabile Wechselkurse in Europa. Zugleich erlaubte es Lndern, ihre Whrung abzuwerten, wodurch Exporte billiger und damit eher nachgefragt wurden. Genau diese Flexibilitt sehen viele Eurokritiker heute als Vorteil. Eine Abwertung knne fehlende Wettbewerbsfhigkeit ausgleichen. Im EWS waren solche Abwertungen nur nach politischer bereinkunft mglich, wobei Deutschland aufgrund seiner wirtschaftlichen Strke den Ton angab. Deshalb bedeutete bereits das EWS eine weitgehende Aufgabe der geldpolitischen Autonomie der EWS-Mitgliedstaaten, so der damalige Bundesbankprsident Karl Otto Phl. Die Bundesbank bestimme, so Phl, bis zu einem gewissen Grade nicht nur die monetren Rahmenbedingungen in Deutschland, sondern auch in den europischen Lndern, die sich an der D-Mark orientieren. Dies gilt vor allem fr die Lnder, die am Wechselkursmechanismus des EWS teilnehmen und die sich zunehmend so verhalten, als befnden wir uns bereits in einer Whrungsunion


Mitterrands Keynesianismus in einem Land hatte 1981 mit der Verstaatlichung von zwlf Unternehmensgruppen und 39 Banken und Finanzinstitutionen begonnen. Der Staat besa danach 13 der 20 wichtigsten franzsischen Unternehmen. Gleichzeitig wurde der Mindestlohn um 10 Prozent erhht, die Mindestrente um 20. Im ffentlichen Dienst schuf der Staat 150.000 neue Stellen. Zum Problem wurden die Kosten. Die ffentlichen Ausgaben stiegen zwischen 1981 und 1982 um fast 12 Prozent, allein 1982 wuchs das staatliche Defizit um fast 3 Prozent.


Der Regierung Mitterrand war klar, dass das keynesianische Experiment mit einer Stabilisierung der Whrungsverhltnisse flankiert werden musste. Frankreich war hinsichtlich der auenwirtschaftlichen Abhngigkeit nicht so naiv wie oft vermutet wird  allerdings nach dem Ende von Bretton Woods international sehr isoliert. Das Land pldierte nun fr die Neuauflage eines solchen Systems fester Wechselkurse, fand aber einen seiner wichtigsten Gegenspieler in Deutschland  unter anderem in Karl Otto Phl.


Aufgrund der fehlenden Koordinierung der Wechselkurse halbierten sich die franzsischen Devisenreserven von 1981 bis 1983 auf 30 Milliarden Franc. Frankreich musste seine unter Druck geratene Whrung allein sttzen, mit seinen Whrungsreserven Franc aufkaufen. Als die Devisen zur Neige gingen, blieb nur eine Abwertung des Franc. Gegenber der D-Mark sank sein Wert in zwei Jahren um 27 Prozent, womit auch der Spielraum der Politik schwand. Zum einen wurden die Importe teurer, was die Inflation befeuerte. Mit der schwindenden Konkurrenzfhigkeit Frankreichs stiegen die Importe um 40 Prozent, das Handelsbilanzdefizit Frankreichs hatte einen historisch einmalig schlechten Wert. Dies hing auch mit der gezielten Unterbewertung der D-Mark durch die Bundesbank zusammen, die den deutschen Export befeuern sollte.


Auch wenn Frankreich 1983 unter Druck stand, war es nicht selbstverstndlich, dass es sich den neuen Bedingungen beugte. Mitterrand lie alternative Optionen prfen. Sein auenpolitischer Berater Jacques Attali schlug einen aggressiven Kurs gegenber Deutschland vor: Wrde nach der Bundestagswahl die D-Mark nicht aufgewertet, solle Frankreich das EWS verlassen und den Kurs des Franc freigeben. Mitterrand frchtete aber, dass sich bei einem EWS-Austritt die Bedingungen fr Frankreich weiter verschlechtern wrden.


De facto hatte Frankreich zwei Optionen: entweder den Franc weiter abzuwerten oder Zinssenkungen der Bundesbank beziehungsweise eine Aufwertung der D-Mark. Auf freiwilliges Nachgeben Deutschlands konnte Mitterrand aber nicht rechnen. Finanzminister Jacques Delors warf Deutschland daher politische Arroganz vor: ein Vorwurf, den man in Bonn ungern hrte. Frankreich wollte so Deutschland eine gewisse Kooperationsbereitschaft abringen  was auch gelang. Nicht nur wurde der Franc schlielich um 2,5 Prozent abgewertet, gleichzeitig erfuhr die D-Mark eine Aufwertung um 5,5 Prozent. Deutschland machte seine Aufwertung aber von einem franzsischen Austerittskurs abhngig. Laut Libration gehrten dazu Haushaltskrzungen um 20 Milliarden Franc.


Ab 1983 wurde somit nicht nur deutlich, dass gegen den kapitalistischen Weltmarkt keine Politik zu machen war, sondern auch nicht gegen Deutschland als strkster Wirtschaftsmacht Europas. hnliches erfuhr Grobritannien Anfang der 1990er Jahre. Mit einer Auflsung des Euro wre daher nicht viel gewonnen, solange nicht die Zielsetzung der europischen Wirtschaft selbst infrage gestellt wird: die Steigerung von Wettbewerbsfhigkeit und die Ausrichtung an Profitabilitt. Eine Debatte, die entlang der Frage gefhrt wird, ob der Euro abgeschafft gehrt, ist da wenig hilfreich.


Dennoch knnte sie ungewollt im Raum stehen, wenn die politischen Mehrheitsverhltnisse in Griechenland kippen. Derzeit fhrt die Linkspartei Syriza die Umfragen an. Im Frhjahr sind dort Kommunalwahlen und der amtierende Ministerprsident Antonis Samaras hat schon durchblicken lassen, bei einer herben Wahlniederlage Neuwahlen anzusetzen. Syriza hat bereits angekndigt, den Spie umzudrehen, sich nicht weiter von der Troika erpressen lassen, sondern den Euro selbst zu erpressen: Sollte der EZB und Deutschland am Euro etwas liegen, mssten sie Griechenland groe Zugestndnisse machen, schlielich ist dort eine breite Bewegung und Gegenmacht entstanden, die auf Selbstorganisierung und solidarische konomie setzt und sich nicht lnger dem Diktum der Sparsamkeit und Wettbewerbsfhigkeit unterwerfen will.[bookmark: _ftnref5][5]


Gelnge es dem Bndnis der radikalen Linken, Syriza, dem drakonischen Krzungs- und Wettbewerbsdiktat wirksamen Widerstand entgegenzusetzen, droht ein politischer Dominoeffekt, so Mario Candeias, Lukas Oberndorfer und Anne Steckner.[bookmark: _ftnref6][6] Ob die Linke in Deutschland allerdings fr den Stein des Anstoes bereit ist, ist mehr als fraglich. Zeit, sich transnationalen Fragen zu stellen und europische Antworten zu formulieren  jenseits der Fixierung auf die EU-Institutionen und nationalen Parlamente.


Ingo Sttzle ist Redakteur bei der linken Monatszeitung ak  analyse & kritik und der sozialwissenschaftlichen Zeitschrift Prokla 2013 erschien von ihm Austeritt als politisches Projekt. Von der monetren Integration Europas zur Eurokrise. Er bloggt hier.


Nachweise


[bookmark: _ftn1][1] http://www.michael-schlecht-mdb.de/zockerei-bedroht-schwellenlander-und-uns.html


[bookmark: _ftn2][2] http://stuetzle.cc/2009/12/to-be-or-not-to-be-a-keynesian-ist-das-die-frage-kritik-und-grenzen-wirtschaftspolitischer-alternativen-ingo-stuetzle/


[bookmark: _ftn3][3] Viele Beitrge oder Links finden sich unter http://www.neues-deutschland.de/rubrik/debatte


[bookmark: _ftn4][4] http://www.oskar-lafontaine.de/links-wirkt/details/f/1/t/wir-brauchen-wieder-ein-europaeisches-waehrungssystem/


[bookmark: _ftn5][5] Siehe hierzu den Beitrag von Eva Vlpel: http://www.vsa-verlag.de/nc/buecher/detail/artikel/plaetze-sichern


[bookmark: _ftn6][6] http://www.neues-deutschland.de/artikel/923215.neugruendung-europas.html




Für eine nEUe soziale Idee!



Martin Schirdewan


Die Zukunft der Europischen Union wird nicht im Europischen Rat entschieden, nicht durch die Kommission und bislang auch nicht im Europischen Parlament. Auch wenn in diesen Gremien und Institutionen weitreichende Entscheidungen gefllt werden, die selbst Grundlagen der EU betreffen, auch wenn in nationalen Parlamenten oder selten einmal in Volksbefragungen ber europische Vertragswerke abgestimmt wird, liegt die Zukunft in den Hnden der halben Milliarde EU-Brgerinnen und Brger. Letztendlich sind sie es, die politische Parteien damit beauftragen, ihre Interessen in der EU zu vertreten. Doch die gegenwrtige Konstruktion der EU ist wesentlich beschrnkt auf die Durchsetzung von Freihandel und Wettbewerb. Die sozialen Interessen der Brger*innen kommen in dieser Konstruktion meist nicht  oder als Hemmnis dieser marktliberalen Vorstellung  vor. So ist es kein Wunder, dass diese EU von vielen als Bedrohung sozialer Rechte wahrgenommen wird. Man mu kein Nostradamus sein, um vorherzusehen, dass Akzeptanz und damit letztendlich der Bestand der EU sich an der Frage der Sozialunion entscheiden wird.




Mit europischen Sozialsystemen der Krise entgegentreten
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Nachdem sich mit der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise die Whrungs- und Wirtschaftsunion anscheinend nur auf Kosten sozialer (und demokratischer) Rechtsstandards auf nationaler Ebene wieder festigen konnte, drngt die Frage nach der sogenannten dritten Union, der Sozialunion, im Vorfeld der Wahlen zum Europischen Parlament massiv in den Vordergrund.


Drei Millionen Griechinnen und Griechen, damit fast ein Drittel, verfgen ber keine Gesundheitsversicherung mehr. In den Krisenlndern herrscht eine Jugenderwerbslosigkeit von teilweise bis zu 60 Prozent, es wird von der verlorenen Generation gesprochen. Insgesamt liegt die Arbeitslosigkeit in der EU auf einem Niveau von ber 10 Prozent. Mehr als 26 Millionen EU-Brgerinnen und Brger sind betroffen. In Spanien sind schtzungsweise eine halbe Million Familien aus ihren Husern und Wohnungen, deren Kredite sie nicht mehr abzahlen konnten, zwangsgerumt worden. Wider geltendes EU-Recht, wie der EuGH im Mrz 2013 feststellte. Der Verbraucherschutz war in vielen Hypothekenvertrgen nicht hinreichend gewhrleistet worden.


Diese Beispiele verdeutlichen vor allem eins: Die Folgen der Krise wurden im gemeinsamen Binnenmarkt EU, also im Bereich der Wirtschaftsunion, ebenso wie die Folgen der Krise in der Eurozone (also der Whrungsunion), in erster Linie kompensiert auf Kosten der Bevlkerungen. Die Stabilisierung des Bankensektors wurde mit hrtesten Einschnitten in den sozialen Sicherungssystemen und auf dem Arbeitsmarkt bezahlt.


Vielleicht htte der massive Angriff auf soziale und demokratische Standards (wir erinnern uns der Inthronisierung nicht gewhlter Regierungschefs in Griechenland und in Italien, um den Irrweg der Troikapolitik fortsetzen zu knnen) durch eine bereits bestehende Sozialunion abgewehrt, zumindest jedoch in seinen Auswirkungen fr die Bevlkerungsmehrheit gemildert werden knnen. Vielleicht htte er sich auch gegen die  noch zu entwickelnden  gemeinsamen europischen sozialen Sicherungssysteme gerichtet. Sehr wahrscheinlich sogar. Doch unterlegt man die Idee einer Sozialunion mit einer weiteren Idee; unterstellt man, die Europische Sozialunion wird nur dann Realitt, wenn ihr das Prinzip internationaler Solidaritt innewohnt; wren dann die erschreckenden oben genannten Zahlen dieselben? Tatsache ist aber jedenfalls, dass in Zeiten europisierter Kapitalfreiheit und eines EU-Binnenmarkts einzel-nationalstaatlich organisierte Sozialsysteme keine wirksamen Schutzmechanismen mehr ausbilden knnen. Die weitgehende Erfolglosigkeit der Abwehrkmpfe griechischer und spanischer Brger*innen gegen die Erpressungen der Troika zeigen diese Grenzen erschreckend deutlich auf. Auch die Tatsache, dass weite Teile der Deutschen unser Sozialsystem von sdeuropischen Sozialtouristen bedroht sehen, die  als EU-Binnenmarktbrger*innen  das Recht des Sozialsystems am Wohnort in Anspruch nehmen, spricht eine deutliche Sprache: Nationale Solidarsysteme knnen keine europische Solidaritt formen. Wir brauchen deshalb Sozialsysteme, die EU-weit Solidaritt und nicht nationale Konkurrenz und Ausschluss generieren.






Fr eine neue europische soziale Idee


Die Idee der Harmonisierung sozialer Sicherungssysteme in der EU ist die Idee gelebter internationaler Solidaritt. Die Zukunft der EU liegt in den Hnden ihrer Bevlkerung. Was diese Hnde tun, darber entscheiden Herz und Kopf. Die EU als einen sozialen Schutzraum zu empfinden und zu erleben, hilft bei der Entscheidungsfindung. Deshalb mssen wir den Kampf um die Idee sozialer Solidaritt EU-weit fhren.


Dabei ist die Harmonisierung der Sozialsysteme in der EU nicht zuvorderst eine juristische Aufgabe, sondern eine politische. Bedeutet sie doch zweierlei: Erstens staatliche Souvernittsrechte auf die supranationale Ebene zu verlagern und dort gestalten zu lassen und zweitens dafr durch berzeugende Konzepte und Ideen die Akzeptanz in den Bevlkerungen der jeweiligen Mitgliedstaaten zu erarbeiten und durch diese Schritt fr Schritt demokratisch legitimieren zu lassen.    


Wie knnen konkrete Elemente einer Sozialunion gestaltet sein? Wie she etwa eine europische Arbeitslosenversicherung aus, wie eine gemeinsame Alterssicherung? Ohne Zweifel kmen solche funktionierenden Systeme den heute am strksten von den Auswirkungen der Krise betroffenen zugute.




Den Diskurs ber die Sozialsysteme nicht den Eliten berlassen


Die Idee einer europischen Arbeitslosenversicherung (EALV) ist bislang ein noch eher akademischer Diskurs, den jedoch - Obacht! - Herman Van Rompuy (Rat), Jean-Claude Juncker (Euro-Gruppe), Jos Manuel Barroso (Europische Kommission) und Mario Draghi (Europische Zentralbank) aufgegriffen und zur Stabilisierung der EWU wieder zur Debatte gestellt haben. Diesen Diskurs nicht den konservativen Eliten zu berlassen, sondern mit der Einfhrung einer wirklichen Sozialunion Europa zu kombinieren, ist linke Pflicht.


Wenn der Solidargedanke im Mittelpunkt eines Vorschlags zu gemeinsamen Sozialversicherungssystemen in Europa steht, dann muss sich die Hhe der Transferleistungen nicht blo an der Frage der Lhne festmachen, sondern an der menschenwrdigen Existenzsicherung. Dies gilt insbesondere fr die von den sozialen Verwerfungen am strksten betroffenen Staaten. Der Grundstock solcher Transferleistungen ist politisch festzulegen und wrde sich an den regionalen Gegebenheiten orientieren. In ihrem Europawahlprogrammentwurf fordert DIE LINKE eine Mindestsicherung von 60 Prozent des mittleren nationalen Nettoeinkommens. Vor diesem Hintergrund ist auch die grundlegende Entscheidung zu treffen, ob eine EALV umlagefinanziert - etwa ber Lohnnebenkosten - oder steuerfinanziert werden sollte.




Vorschlag 1: Eine EU-Basisarbeitslosenversicherung


Wie knnte eine solche Versicherung konkret ausgestaltet sein? Denkbar wre nach (dem eher liberal argumentierenden) Sebastian Dullien die Einfhrung einer Europischen Basisarbeitslosenversicherung, die auf Grundlage von Lohnnebenkosten finanziert wrde. Dies entspricht der gngigen Praxis der meisten EU-Mitgliedsstaaten. Die Einzahlung erfolgte wie gehabt national. Die Staaten wrden Mittel aus den jeweiligen Einnahmen in einen europischen Einheitsfonds ttigen, aus dem ein politisch festzulegender Basissatz gezahlt wrde. Die Differenz zu den bestehenden nationalen Stzen wrde in den Lndern ber die jeweils bestehenden Strukturen aufgestockt. Im Notfall  etwa bei langanhaltenden konjunkturellen Schwierigkeiten  erfolgten aus dem Fonds Ausgleichszahlungen in die Versicherungssysteme der am strksten betroffenen Staaten. Das wre gelebte europische Solidaritt, die einer derzeit verlorenen Generation zumindest die Wrde erhielte.


Entscheidend ist, dass die EALV allgemeinverbindlich und gemeinntzig fr alle Mitgliedsstaaten als ein Einstieg in eine echte Sozialunion eingefhrt wird.




Vorschlag 2: Eine EU-Rentenversicherung


Dies gilt auch fr die Frage einer gemeinsamen europischen Alterssicherung. Eine Europische Sozialunion bedarf der Harmonisierung der nationalen Rentensysteme. Dazu gehrt zuvorderst die bertragbarkeit von Rentenanwartschaften, die innerhalb der Altersversorgungssysteme der Mitgliedstaaten erworben werden. Dem steigenden Armutsrisiko im Alter muss in allen EU-Mitgliedsstaaten eine garantierte, individualisierte Mindestrente im Alter und bei Erwerbsminderung entgegengesetzt werden. Auch hier fordert DIE LINKE in ihrem Europawahlprogrammentwurf 60 Prozent des jeweiligen mittleren nationalen Nettoeinkommens. Und auch dies kme vielen Rentnerinnen und Rentnern in den von der Krise geplagten Lndern zu Gute.


Formal stehen die in anderen EU-Lndern erwirtschafteten Rentenanwartschaften zwar heute schon den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern zu. Faktisch jedoch wird das kaum durchgesetzt, denn dazu msste die Arbeitnehmer*in ja z.B. ihre/seine in den Niederlanden oder sterreich erwirtschafteten Rentenanwartschaften im Alter bei der dortigen jeweiligen Rentenkasse anmelden und sich als quasi niederlndische oder sterreichische Rente auszahlen lassen. Das machen die wenigsten, denn die Anspruchsvoraussetzungen und Zustndigkeiten sind sehr verschieden und den Arbeitnehmer*innen/Rentner*innen meist vllig unbekannt. Deshalb verfallen diese entsprechend. Besser wre es deshalb, wenn die auslndischen Rentenanwartschaften sozusagen in das jeweilige Heimatland umgerechnet und von dort quasi aus einer Hand als eine in der EU erarbeitete Rente abgewickelt wrden.


Neben der bertragbarkeit der Anwartschaften sollte zuknftig auch ber die Idee einer gemeinsamen europischen Rentenkasse nachgedacht werden, die hnlich strukturiert sein und funktionieren knnte, die oben anhand der Basisarbeitslosenverischerung geschildert. Solidarprinzip in schwierigen Zeiten inklusive. Aus dieser gemeinsamen Rentenkasse knnten etwa die harschen Einschnitte der griechischen Rentner*innen kompensiert werden.




Mit einer starken LINKEN fr die Sozialunion streiten


Um soziale europische Sicherungssysteme zu entwickeln, bedarf es entsprechender politischer Mehrheiten. Diese durch beharrliches Wirken zu schaffen, darin besteht die Aufgabe der LINKEN. EALV und gemeinsame Alterssicherung selbst  knnen ber eine Weiterentwicklung der EU-Vertrge eingefhrt werden, oder einfacher im Rahmen der verstrkten Zusammenarbeit, indem die erforderliche Anzahl an Mitgliedsstaaten (derzeit neun) sich dafr entscheidet.


Mit konkreten Vorschlgen zur Ausgestaltung einer europischen Sozialunion kann sich DIE LINKE konstruktiv in die Debatte zur Zukunft der EU einbringen. Die Idee der Sozialunion, konsequent aus linker Perspektive argumentiert, enthlt keine Absage an die Integration, sondern fordert weitere Integrationsschritte hin zu einer EU, mit der der soziale Frieden in Europa gesichert, die europische Demokratie befrdert und die Folgen der Krise beschrnkt werden.


Zustzlich wrden die konkreten sozialpolitischen Projekten auf europischer Ebene dazu beitragen, Vorbehalte gegen die europische Integration abzubauen. Das ist gerade in den sogenannten prekarisierten Bevlkerungskreisen  nicht nur in der europischen Peripherie, sondern in der gesamten EU  ntig, die bislang die Integration als negativ fr ihre soziale Stellung begriffen haben. So manch Nationalem wrde damit der Nhrboden entzogen.


Martin Schirdewan ist Mitglied im Parteivorstand der LINKEN und will in den nchsten fnf Jahren fr die europische Sozialunion im Europischen Parlament streiten. 




EU-Bürger verrecke!

Was macht Hartz-IV-Szene, Linkspartei und Gewerkschaften mit den „Sozialtouristen“?

Jörg Schindler
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Nach wie vor gibt es sie. Meist mit selbstgebastelten Transparenten auf ihren Montagsdemos, in den Beratungsstellen von Gewerkschaften, Linkspartei oder sozial-kultureller Zentren haben sie hingebungsvoll ihre Flyer ausgelegt. Sie sind voll ausgestattet mit Tipps und Tricks zum Thema Hartz IV, aktuellen und berholten, allgemeingltigen oder sehr spezifischen Urteilen zu Ansprchen gegen das rtliche Jobcenter, von Heizungskostenbernahme, Kinderbettendarlehen und Sanktionen. Auf Internetseiten und in unberschaubaren Foren werden Ratschlge gegeben, Erregungskurven von Gekrzten als auch die eine oder andere Anleitung zum Thema Sozialleistungsbetrug ausgebreitet, gern auch das Merkel (Schenkelklopfer, hahaha!) einen 1-Euro-Job an den Hals gewnscht mit dem Slogan Hartz IV ist Armut Made in Germany, schwarz-rot-gold unterlegt, je nach Geschmack.  Es sind die Erwerbsloseninitiativen und Hilfeleister*innen nebst vielen Bekannten und Auskenner*innen, gesthlt aus stundenlangen Auseinandersetzungen mit dem Fallmanager. Sie haben sich in den zehn Jahren, in denen die Hartz-IV-Gesetzgebung nun schon besteht, zu einer veritablen Szene gemausert und ihren Gutteil dazu beigetragen, dass diese rot-grne Sozialreform nach wie vor wie ein Bleiklotz an den sozialdemokratischen Zustimmungswerten hngt. Doch bei einer neueren Entwicklung im Hartz-IV-Bereich blieb die Szene eigentmlich still.
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Hartz IV muss weg fr EU-Brger?


Es geht um die Frage des Hartz-IV-Anspruchs von EU-Brger*innen. Und auch aus der Partei, deren Geburtshelferin die Hartz-IV-Gesetzgebung war, DIE LINKE, lsst sich nur sehr verhalten etwas darber hren, wie man es denn so mit der Frage hlt: Sollten EU-Brger*innen, die nach Deutschland ziehen, um Arbeit zu suchen, eigentlich Hartz IV bekommen? Einen Grund mag folgende Anekdote andeuten: Als Linken-Vorsitzende Katja Kipping auf ihrer Facebook-Seite eine Entscheidung des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen verffentlichte, die einer rumnischen Familie Hartz-IV-Leistungen zusprach, ergoss sich ber ihren Beitrag ein Sturm von mehrheitlich ganz und gar nicht zustimmenden Kommentaren, und zwar auch von erklrten LINKEN-Anhnger*innen. Im Bundestagswahlprogramm der LINKEN taucht das Thema der Leistungsausschlsse von EU-Brger*innen allenfalls verklausuliert auf, als Mindestsicherung, obwohl durch einen einfachen Wegfall des entsprechenden Passus im SGB II dem abgeholfen werden knnte (was man auch so konkret schreiben knnte). Und auch im Europawahlprogramm findet sich wiederum lediglich die allgemeine Forderung nach einer EU-weiten Mindestsicherung. Ebenso wie bei der Oppositionsfhrerin im Bundestag ist bei den Grnen sowie der SPD die Argumentation zur Wer betrgt, der fliegt-Forderung der CSU eigenartig defensiv. Man wolle die Debatte versachlichen, denn die Zahl der EU-Brger*innen, die Leistungen nach dem SGB II beziehen, seien im Verhltnis eher gering, die durchschnittliche Qualifikation etwa von rumnischen und bulgarischen Zuwanderer*innen etwa hher als das der Deutschen usw.  Und was, wenn zuknftig nicht mehr? Liee man sie dann etwa auf Deutschlands Gehwegen verrecken? Es bleibt so nmlich die Grundannahme akzeptiert: Sozialtourismus sei von bel, unerwnscht und  so zynischerweise im Koalitionsvertrag festgeschrieben  schade der Akzeptanz der europischen Integration. Deshalb werde man der ungerechtfertigten Inanspruchnahme von Sozialleistungen durch EU-Brger entgegenwirken.


EU-Binnenmarkt schafft EU-Binnenwanderung


Die pltzliche Aufregung um Sozialtourismus ist zunchst erstaunlich, weil es gerade europische Konservative, blairistische Sozialdemokraten und kosmopolitisch-grne IdealistInnen waren, denen die Schaffung eines EU-Binnenmarkts mit voller Arbeitnehmerfreizgigkeit ein Herzensanliegen war. Bedenken gegen die ffnung der EU-Lndergrenzen fr die Arbeitsmigration erhoben damals nur Gewerkschaften und  soweit berhaupt vorhanden  Linke, brigens erfolglos und zustzlich als BesitzstandswahrerInnen und verkappte NationalistInnen geschmht. Nun werden die Binnenmarkt-Liberalisierer von damals aber die Geister der Armut nicht mehr los, die sie selbst riefen.


Denn die Sach- und Rechtslage ist eigentlich so kompliziert nicht: Bereits seit langen Jahren existiert das Europische Frsorgeabkommen (EFA), in dem sich die meisten (allerdings nicht alle) EU-Staaten verpflichtet haben, den jeweils in den anderen Lndern lebenden Brger*innen die gleichen Sozialleistungen zuzugestehen. Und es existiert die EU-Richtlinie 883/2004 aus dem Jahre 2010, in dem alle EU-Lnder verpflichtet wurden, ihren jeweils im Land lebenden EU-Brger*innen die gleichen steuerfinanzierten Sozialleistungen zuzugestehen, wobei diese Gleichheit lediglich fr die ersten drei Monate eingeschrnkt werden darf. Dies entspricht auch einer gewissen Logik: Wenn man volle Arbeitnehmerfreizgigkeit innerhalb der EU will, muss man auch an den Fall denken, dass die entsprechenden Personen in einem anderen EU-Land pltzlich arbeitslos werden oder zunchst noch sind. In diesem Fall mssen die EU-Binnenmarktgrenzgnger*innen  so der Gedanke  jedenfalls nach Ablauf des normalen Besucheraufenthalts den einheimischen Arbeitslosen vor Ort gleichgestellt werden, unabhngig von der Staatsangehrigkeit. Niemand kme heute auf die Idee, Kindergeld nur fr gebrtige Bayern in Bayern auszuzahlen oder BAfG nur an hessische Studierende mit hessischem Wohnort. Demgegenber  und im offenen rechtlichen Gegensatz dazu  schliet  7 Abs. 1 Nr. 2 SGB II pauschal alle nichtdeutschen hier lebenden Arbeitssuchenden von jeglichem Hartz-IV-Bezug vollstndig aus. Nach dem Motto: EU-Brger, verrecke.


Die Bombe lieben lernen


Derzeit steht die deutsche Linke als auch die von ihr hegemonisierte Hartz-IV-Szene recht hilflos vor der Sozialtourismus-Kampagne der Konservativen, ebenso wie die Gewerkschaften. Dies hat entscheidend seine Ursache, dass die Sozial- als auch die Systemkritik der betreffenden Milieus sich bisher am deutschen (potenziell) Beschftigten orientiert hat, der um sein kleines Glck kmpft bzw. hierum (potenziell) gebracht wird. Die EU-Integration ist ber diese Bewusstseinsebene aber deutlich hinweg gerollt. Sie hat neben hochqualifizierten arbeitslosen EU-Akademiker*innen, Post-DAAD-StipendiatInnen mit flieender Dreisprachigkeit und hoher Kreativitt und der ber dem grauen Heiratsmarkt Osteuropas migrierten Ehefrau, die jeweils ber nichtstaatliche Versorgungssysteme ihr Leben bestreiten, zunehmend verarmte Facharbeiter-Arbeitsmigrant*innen, aber auch diskriminierte Armutsmilieus, Roma, Sinti und aus der Herkunftsgesellschaft Ausgestoene nach Deutschland einwandern lassen. Fernab der bisherigen etablierten Interessenvertretungen haben sie eigene Mglichkeiten des Durchkommens  und Hierbleibens  etabliert: Von familiren Communities, die sich zwischen Halblegalitt und Kleinkriminalitt finanzieren bis hin zu Selbsthilfestrukturen, die sich kurzfristig Arbeitsverhltnisse und Rechtsbeistand verschaffen. Denn die deutsche Sozialrechtsprechung zum Leistungsausschluss ist ebenso unsicher wie lchrig. Unsicher, weil bereits einige Sozialgerichte  mit jeweils verschiedener Begrndung als auch in verschiedener gradueller Differenzierung zwischen Herkunftsland, Bedarfsgemeinschaftstyp und Erwerbsfhigkeitsgrad  unter Verweis auf die EU-Rechtslage entgegen des ausdrcklichen Wortlauts des SGB II Leistungen zusprechen. Lchrig, weil selbst dieser Leistungsausschluss des SGB II wiederum fr Aufstocker*innen und Selbststndige nicht gilt. Hier finden sich bei gengender Verankerung in sozialen Netzwerken und Leute-die-wen-kennen und nach anwaltlicher Beratung hufig Mittel und Wege zum begehrten Hartz-IV-Bewilligungsbescheid. Was jedoch bisher weitgehend fehlt, ist eine Vernetzung mit den deutschen Kritiker*innen der Hartz-IV-Regelung. Das ist einerseits verstndlich, ging es doch den ganzen Erwerbslosen-Initiativen auf ihren Montagsdemos sowie der deutschen Linken stets eher um eine Alternative zu Hartz IV, nicht ihre ausweitende Beanspruchung auf das armutsmigrierende Lumpenproletariat. Und auch der deutschen Gewerkschaftsbewegung ist  sowohl sozialkulturell als auch in ihrer ideologiefrei-pragmatischen Art  der neue Adressatenkreis aus Sdungarn, Rumnien, Andalusien und den Rhodopen eher fremd. Hier muss die deutsche Linke eine entscheidende, weil verknpfende, Rolle spielen. Schlielich stellt die Partei, jedenfalls ideologisch, einen Schnittpunkt zwischen dem sozial- oder gewerkschaftspolitischen Aktivisten, der engagierten Kommunalpolitikerin im Problemstadtteil im Ruhrgebiet, Frankfurt/M. oder Neuklln und internationalistischer Systemkritik dar. Kurzfristig wird dies in Wahlergebnissen nicht honoriert werden, sondern die Gefahr, dass die ganze rassistische Scheie, nach der nicht nur Arbeit, sondern auch Sttze nur fr Deutsche zu haben sei, auch innerhalb der Hartz-IV-Kritiker sichtbar wird, vergrern. Mittelfristig aber werden die neuen Arbeitnehmer*innen aus aller EU-Herren Lnder sie lieben.




„Wichtiger als die Herkunft von Ratingagenturen, ist, dass sie private Unternehmen sind.“

Gespräch mit dem isländischen Ex-Finanzminister über die Möglichkeiten progressiver Politik in Zeiten des Ratings.
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	Steingrmur Jhann Sigfsson
	

Whrend der Finanzkrise hat sich gezeigt, dass die Bewertung durch Ratingagenturen einen erheblichen Einfluss auf die Politik ganzer Staaten haben knnen. Dabei kann die Drohung mit Herabstufungen tatschlich ein Mittel sein, z.B. progressive Gesetzgebungen zu verhindern. Andererseits kann der Verweis auf Ratingagenturen auch genutzt werden, um diese gar nicht erst angehen zu mssen. Wir haben mit Steingrmur Jhann Sigfsson dem ehemaligen Vorsitzenden der Links-Grnen Bewegung (Vinstrihreyfingin  grnt frambo) Island und Finanzminister von 2009 bis 2011 ber die Macht der Ratingagenturen und seine Erfahrungen mit ihnen gesprochen.


Steingrmur Jhann Sigfsson, als islndischer Finanzminister hattest Du verschiedene Gesprche mit Ratingagenturen. Welche Erfahrungen hast Du mit dabei gemacht.


Alles in allem kann ich mich ber den Austausch mit den Ratinagenturen nicht beschweren, die drei Groen, die Island bewerten, waren Standard & Poors , Moodys und Fitch. Sie wurden von kompetenten Leuten vertreten, mit denen man auch persnlich diskutieren konnte. Eine unserer groen Herausforderungen whrend der Krise in Island waren zwischen 2008 und 2009 das Rating Islands zu verteidigen. Dies ist uns abgesehen von einer kurzen Zeitspanne zu Beginn des Jahres 2009, in der wir von Fitch wegen der Debatte um die Insolvenz der Icesave-Bank herabgestuft wurden, auch gelungen.


Dies war eine anspruchsvolle Aufgabe, da wir weiter den Status eines negativen Ausblicks behielten und in der Risikodatei blieben. Nicht nur die Mitarbeiter der Zentralbank hatten unzhlige Treffen mit den Agenturen, sondern auch der Wirtschaftsminister und ich als Finanzminister. Wie alle anderen auch, versuchte ich den Ratingagenturen das Gesamtbild, die Strke Islands als entwickeltes, modernes Land mit guter Infrastruktur, vielfltigen Rohstoffen, einem voll finanzieren Rentensysten zu vermitteln. Ich glaube, dass es kurzsichtig ist, Island und jedes andere Land auch nur in Hinblick auf eine temporre Sitution hin zu beurteilen, auch wenn diese dster aussieht.


Wenn man sich die Bewertungen Islands durch die Ratingagenturen anschaut, ist das Ergebnis in beide Richtungen negativ. Whrend der Boomjahre 2004-2007 tat es Island nicht gut, dass das Land und insbesondere die Banken so positiv bewertet wurden. Wie sich herausstellte, waren sie definitiv berbewertet. Nach der Krise und zwar bis heute, sind wir, wie ich fest berzeugt bin, unterbewertet.


Alle einflussreichen Ratingagenturen sitzen in den USA. Wie bewertest Du die Forderung nach europischen Ratingagenturen. 


Viel wichtiger als die Frage, wo die Agenturen herkommen, ist, dass es sich um private Unternehmen handelt, die im Auftrag von Kunden unter dem Druck verschiedener Lobbys ein Geschft fhren. Die Macht und der der Einfluss, den sie geschaffen haben, wird kaum kontrolliert. Die jngsten Regelungen z. B. zu Verffentlichungsfristen sind besser als nichts, sind aber nicht sonderlich weitgehend. Neben dem Faktor Wissen ist der persnliche Aspekt nicht zu vernachlssigen. Von jemandem aus der Ferne und mit beschrnkter Einsicht bewertet zu werden, kann definitiv ein Problem sein. Ich glaube nicht, dass alle gleich sind. Meiner Erfahrung nach, sind manche Agenturen impulsiver als andere. Aber ich wre vorsichtig hier Namen zu nennen.


Eine Europische Agentur ist keine schlechte Idee, wir sollten uns aber auch fragen, ob wir all die Institutionen wie OECD oder IWF brauchen, die jhrlich oder noch hufiger Lnderberichte und Berichte ber die Wirtschaftsentwicklung im Allgemeinen verffentlichen.


Von auen erscheint es, als wrden Ratingagenturen grundstzlich sozial orientierte Politikanstze bestrafen und lediglich rein neoliberale Anstze belohnen. Kannst Du das besttigen?


Die Ratingagenturen sind, was sie sind  ein integraler Bestandteil der neoliberalen Marktordnung. Sie haben sich whrend der Boomjahre eindeutig mitreien lassen und jede Kritik an ihren Modellen abgewehrt. Ich wrde sogar so weit gehen, dass sie das neoliberale Modell begeistert bevorzugen und es scheint, als habe dies ihr Urteilsvermgen getrbt. Haben sie ihre Lektion gelernt? Es ist wahrscheinlich zu frh das zu beurteilen, ich frchte aber, dass es nicht so ist.


Ob beabsichtigt oder nicht, die Drohung mit dem Verlust eines guten Ratings funktioniert wie Erpressung. Warum ist ein gutes Rating so bedeutsam fr ein Land?


Das Problem ist, dass die Wahrscheinlichkeit in Zeiten wirtschaftlicher Anspannung die Wahrscheinlichkeit mit einer Herabstufung bedroht zu werden, am grten ist. Also genau dann, wenn man es am wenigsten gebrauchen kann. Sein Rating zu verteidigen ist meist Teil eines greren Prozesses. Eine Herabstufung ndert faktisch garnicht so viel, letztlich zhlt der Markt und nicht die Ratingagentur. Sie dmpft den Optimismus, verringert das Vertrauen in die Zukunft und wirkt als weiterer Schlag, sie wirkt sich negativ auf die Moral und den Kampfgeist aus. Aber wie ich bereits zuvor sagte, positive Ratings auf mangelhafter Grundlage knnen genauso verheerende Wirkung haben. So lange es Ratings gibt und so lange sie betrchtlichen Einfluss haben, sollten sie gut begrndet sein und auf soliden Kenntnissen beruhen. Sie sollten nicht zu kurzsichtig, nicht zu oberflchlich sein. Wenn sie zudem, was zuweilen der Fall ist, noch politisch verzerrt sind, macht es das noch schlimmer.


In welchem Ausma sind Regierungen von den Einschtzungen der Ratingagenturen abhngig? Gibt es zumindest theoretisch mgliche Formen des Widerstands? 


Ich wrde es nicht so ausdrcken, dass Regierungen direkt von den Argumentationen der Agenturen abhngig sind. Sie sind aber auch nicht immun gegen sie. Sagen wir es so: Ratingagenturen zhlen die Risiken von konomien in Schwierigkeiten auf. Sie mgen mit vielen Dingen, die sie aufzhlen auch recht haben, aber in anderen eben nicht. Sie haben wohlmglich genauso eine Tendenz Risiken auf Mrkten hervorzuheben und andere zu bersehen, wie die, kurzsichtig zu sein. Der beste Weg ist meines Erachtens, absolute Neutralitt, grndliche Argumentationen und Professionalitt zu verlangen und klar zu machen, wenn es unterschiedliche Meinungen gibt.


Vielen Dank fr das Gesprch.


Beste Gre und viel Glck fr DIE LINKE.


Das Gesprch fhrte Katja Kipping, die bersetzung besorgte Stefan Gerbing.




Wir sind nicht, was wir gesendet werden



Viviana Uriona
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	Frei bersetzt: Zurck an den Sender!
	Evan P. Cordes  (CC BY 2.0)


Zweihundertundvierzigtausend Menschen haben ihre Namen fr eine Petition gegeben, die die Entfernung von Markus Lanz aus dem ffentlich rechtlichen Rundfunk verlangt. Lanz hatte die Politikerin Sahra Wagenknecht in seine Show eingeladen und dann so ziemlich alles dafr getan, dass sie ihm seine Fragen nicht beantworten durfte. Der Mann lie die Frau nicht ausreden. Er hrte nicht mal zu. Wagenknecht war souvern geblieben und Lanz stand am Ende als Depp da. Und das ist er ja auch. Einer, der auerhalb seines eigenen Vorstellungsvermgens nur Gefhrliches sieht. Er ist ein Journalist, der seine Abscheu vor allem Schwierigem mit enormem Selbstvertrauen vertritt. Seine Strke ist nicht die Analyse, sondern die Exclamatio. Der Mann liebt es, Dinge sehr laut zu behaupten, die er fr vllig unbezweifelbar hlt, weil sein journalistisches Umfeld sie ebenfalls nicht bezweifelt. Lanz ist eben ein ganz gewhnlicher deutscher Journalist. Manche sind etwas klger, einige etwas feinsinniger, fast alle haben eine bessere Kinderstube.


Doch Lanz soll es fr alle ben. Deutschland wlzt sich aus der Fernsehcouch empor und emprt sich. Es ist genug. Jetzt reicht es aber. Jetzt gehen wir zum Computer rber! Jetzt petitionieren wir! Lanz soll fr den deutschen Journalismus am Kreuz hngen. Als wchsen die Lanzes nicht auf den Bumen. Wenn diese Petition Erfolg hat, wie viele weitere mssten in welcher Geschwindigkeit folgen, um alle Nachwachsenden aus den Sendeanstalten zu entfernen?


Was uns interessieren sollte, wre eine Debatte ber die Struktur der Medienlandschaft. Der heutige Journalismus ist Teil der gesellschaftlichen Machtverhltnisse, die er nicht ernsthaft hinterfragen darf ohne sich zugleich selbst und seine Sendung in Frage zu stellen. Denn es ist eine Sendung. Ihr Tenor lautet: Wenn es der Wirtschaft gut geht, geht es den Menschen gut und Deutschland ist wirtschaftlich erfolgreich und das Boot ist ziemlich voll und Hartz IVBeziehende leben auf Kosten der Allgemeinheit und wir mssen mehr Verantwortung in der Auenpolitik bernehmen und drfen uns nicht vor Kriegen frchten und der Sozialismus ist ein verbrecherisches System, das fr immer gescheitert ist aber ein humaner Kapitalismus ist mglich, fr die, die sich anstrengen, aber irgendwie sind gierige Banker keine netten Leute, sondern ohne Moral und deshalb sollten sie mal ber sich nachdenken, etc. etc. etc. In mehr oder weniger sprachlicher Komplexitt ist dies die Dauersendung des deutschen Journalismus. Sie beschallt Millionen und konditioniert sie, die Wiederholungen von Halbwahrheiten irgendwann mit Wahrheit zu verwechseln.


Angehende Journalisten folgen diesem System, sie passen sich ihm an, sie richten sich in ihm ein, sie gestalten es irgendwann selbst mit. Ich nehme es ihnen nicht bel. Denn es geht den Menschen wie den Leuten. Wer da drin sitzt im journalistischen Produktionsprozess und dort Erfolg haben will, hat dieselbe Wahl wie viele Lohnabhngige in anderen Produktionsbereichen. Sie knnen sich trotz besseren Wissens fr Ziele einsetzen, deren Bedenklichkeit oder Irrelevanz sie durchaus erkennen. Oder sie knnen sich lange genug suggerieren, dass sie die Ziele ihrer Arbeit auch persnlich teilen. Ob der Mensch Ditprogramme vertickt oder einen Meinungsbeitrag ber unmoralische Banker entwirft, es fllt ihm irgendwann sehr viel leichter, diese Arbeiten zu erledigen, wenn er oder sie zu glauben beginnt, dass Diten gut sind und die Moral im Bankenwesen durch Appelle verbessert werden knne. Es tut nmlich verdammt weh, zu wissen, dass ein Produkt Mist ist, wenn man die Hlfte seiner Lebenszeit damit verbringt, genau diesen Mist anderen Menschen als Sahne zu verkaufen. Wem das nicht weh tut, ist Zyniker und arbeitet zynisch weiter. Das Sein bestimmt das Verrcktsein.


Es ist normal, dass die objektive Berichterstattung Ausdruck der subjektiven Interessen einer Kapital besitzenden Minderheit ist. Sie hat die privaten Medien in der Hand und bt materiellen und politischen Einfluss auf die ffentlich-rechtlichen aus. Petitionen helfen da nicht. Was da helfen wrde, wre der Umbau des Systems, das Lanzes macht. Medien lassen sich anders organisieren. Argentinien hat vorgemacht, dass das geht. Es  war das Ergebnis von Kmpfen einer Koalition aus ber 300 gesellschaftlichen Akteuren, die ein 21-Punkte Papier vorlegten. Die Grundidee: Wenn wir im Kommunikationszeitalter leben, dann ist die Macht ber die Kommunikation die Macht an sich. Wir wollen nicht lnger die Rezipienten einer Medienwelt sein, die uns die Welt nach den Mastben einer Minderheit erklren will. Wir  wollen nicht mehr sein, was wir gesendet werden. Wir sind, was wir senden!


Argentiniens Medienlandschaft besteht heute aus drei Segmenten. Neben dem staatlichen und dem privaten Mediensektor existiert ein gleichberechtigter Bereich fr zivilgesellschaftliche Zeitungen, Rundfunk und Fernsehen. Diesem dritten Bereich sind aus Steuermitteln die materiellen Grundlagen an die Hand zu geben, um die strukturelle Benachteiligung gegenber Staat und Privaten zu beheben. In diesem dritten Bereich ist die Mitarbeit der breiten Bevlkerung ebenso Usus wie die Auseinandersetzung mit deren Interessen, Zielen und Kmpfe. Der argentinische Medienkonzern Clarin ging dagegen auf die Barrikaden. Und er stieg taumelnd wieder runter. Er verlor vor dem Verfassungsgericht. Jetzt wird er Sendepltze und Frequenzen an die neuen Medien der Gesellschaft abgeben. Das ist entschdigungslose Enteignung im Kommunikationszeitalter.
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Das Utopische ist immer nur so lange utopisch bis es real wird. Dann ist es auf einmal Schnee von gestern. Nur, dass man sich schon gehrig den Hintern aufreien muss, wenn es gestrigen Schnee auch geben soll. Etwas, dass die Linke in Deutschland tun sollte. Es wird ihr mehr einbringen als die eingebte Medienschelte oder das Gerangel um Vertreter in den Rundfunkrten. Und es ist eine tolerante Utopie, die da real werden kann. In ihr kann Lanz weiter seinen Quatsch erzhlen. Aber, wer wrde sich einen Lanz ansehen, wenn er zwei Sendepltze weiter echte Debatten sehen kann? Wenn die Mehrheit Medien macht, verlieren die Suppenkasper der Minderheit ihren Glanz.


Viviana Uriona ist Politologin, promoviert derzeit und ist in der freien Radioszene unterwegs. Fr den Dokumentarfilm Sachamanta fhrte sie die Regie.




IN & OUT





IN: Radfahrsaison schon im Februar eröffnen


OUT: Radwege, die nicht beräumt, zugeparkt oder eine Schlaglochpiste sind




IN: Ticketteilen-Kampagne der Naturfreunde Berlin


OUT: Fahrpreiserhöhungen, weil man sich verspekuliert hat




IN: Neue strategische Anker, liebe Titanic


OUT: Anker-Tattoos




IN: Alexis Tsipras for President


OUT: Linke Parteien, die sich nicht vom Stalinismus distanzieren wollen




IN: Flüchtlingshilfe


OUT: Steuerflucht




IN: Protest im Zeichen der gekreuzten Klobürste


OUT: Gefahrenzonen




IN: Not for sale-Kampagnen gegen Ausverkauf der Politik


OUT: Sommerschlussverkauf – weil dann der Winter bevorsteht




IN: Parteitage, bei denen konstruktiv über das Europa diskutiert wird


OUT: Parteitage, bei denen durchgezogen wird




IN: Am 8. März zur Frauen*Kampftag-Demo gehen


OUT: Am 8. März die Frauen*Kampftag-Demo verpassen




IN: Protest gegen Gentrifizierung


OUT: Schuhe vor der Tür klauen



„Wenn etwas so abgesichert ist, dann muss es sich lohnen, dort zu leben.“

Über die Graphic Novel „Unsichtbare Hände“

Lena Kreck


In Unsichtbare Hnde  ein Comic des Finnen Ville Tietvinen, dass am 1. Mrz 2014 bei Avant in deutscher Sprache erscheinen wird  begleiten wir Rashid auf seiner Reise in die erhoffte bessere Zukunft in Europa. Er verlsst seine Eltern, seine Frau und seine Tochter, um der Perspektivlosigkeit der Slums von Tanger zu entkommen. Mit Hilfe eines Schlepper berquert er die Strae von Gibraltar und vertraut auf das Versprechen, in Spanien seine Schulden abarbeiten und seiner Familie ein besseres Leben ermglichen zu knnen.
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In jedem Brief an seine Frau verspricht er, bald Geld zu senden. Rashid schickt Hoffnung an seine Lieben, die er selbst mehr und mehr verliert. Die ganze Geschichte ist frchterlich voraussehbar und gerade deshalb so bedrckend. Immer wenn sich Rashids Situation zum Positiven zu wenden scheint, schlagen die unvorstellbare Ungerechtigkeit, das brutale Ausgeliefertsein mit voller Wucht zurck. Ville Tietvinen lsst dabei nichts aus: Rashids Freund Nadim ertrinkt bei der berfahrt. Der Aktivist, der die illigalisierten Arbeiter in den spanischen Gewchshusern in Bewegung bringen mchte, wird ermordet. Rashid verliert den Glauben und am Ende seine Sinne.


Auch seine Familie verliert alles. Sein Vater hatte mit seinem bescheidenen Eigentum fr die Schlepperkosten gebrgt. Seine Frau lsst sich  ausgeliefert wie sie ist  auf ein Verhltnis mit ihrem Chef ein, bekommt von ihm ein Kind. Alles ist vergeblich. Und so suchen wir Leser_innen dieser durchweg in braun-grau gezeichneten Geschichte auch vergeblich nach schnen Momenten, nach etwas Leichtem. Alleine die ungebrochene Liebe seiner Frau, die sich nach Jahren der Trennung selbst auf die Reise macht, um Rashid zu finden, und die Schhchen, die Rashid fr seine Tochter klaut (nicht ohne sein ganzes Geld, 10 Euro, im Laden zurckzulassen), verzaubern bitters.


Es scheint fr Rashid keine Mglichkeit der Selbstermchtigung zu geben. Er ist demtig. Und so hat es mich beim Lesen rasend gemacht, dass es keinen Strohhalm gibt, nach dem Rashid oder wir die Verhltnisse ndernd greifen knnten. Selbst die Guardia Civil handelt jenseits des Rechts, wenn sie die Gestrandeten unmittelbar in die Schwarzarbeit leitet. An wen kann sich Politik wenden, wenn ganze Wirtschaftszweige auf die Rechtlosigkeit Illegalisierter baut?
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	Lena Kreck
	

Der Comic berzeichnet mitunter und reproduziert Stereotype. Wer das ber 200 Seiten aushlt, wird dieses Buch bedrckt zuschlagen  und (so pathetisch es auch klingen mag) hoffentlich auch wtend und mit Solidaritt im Herzen.




Lena Kreck ist Juristin und Mitglied der Redaktion prager frhling.
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